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I. Berichtsauftrag nach dem Bundesgremien- 
besetzungsgesetz 

1 . Seit dem 1. September 1994 gilt das Zweite 
Gleichberechtigungsgesetz vom 24. Juni 1994 und 
als dessen Artikel 11 das Gesetz über die Berufung 
und Entsendung von Frauen und Männern in Gre- 
mien im Einflußbereich des Bundes (Bundes gremien- 
besetzungsgesetz - BGremBG - BGBl. I S. 1406, 
1413). Gesetzesziel ist nach § 1 BGremBG die gleich- 
berechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in 
diesen Gremien. Nach § 9 BGremBG legt die Bun- 
desregierung dem Deutschen Bundestag in jeder 
Legislaturperiode einen Bericht über den Anteil von 
Frauen in wesentlichen Gremien im Bereich des Bun- 
des sowie über die Entsendung von Frauen - durch 
den Bund - in wesenthche Gremien außerhalb des 
Bereichs des Bundes vor. 


Grundlage für das BGremBG war ein 1. Bericht der 
Bundesregierung über die Berufung von Frauen in 
Gremien im Einflußbereich des Bundes (Drucksache 
12/594 vom 21. Mai 1991), der in 500 einzelnen Gre- 
mien und zusätzlichen Gruppen nur einen durch- 
schnittlichen Frauenanteil von rund 7 % und in über 
der Hälfte dieser Gremien keine einzige Frau als Mit- 
glied feststellte. Die Mitwirkung in Beratungs- und 
Entscheidungsgremien ist Voraussetzung dafür, Ein- 
fluß auf die Gestaltung der Gesellschaft auszuüben. 
Solange Frauen diese Einflußmöglichkeiten nur in 
verschwindend geringer Zahl wahmehmen können, 
ist ihre gleichberechtigte Teilhabe am politischen, 
gesellschaftlichen und kulturellen Leben nicht tat- 
sächlich verwirklicht. Da andere Maßnahmen zur 
Steigerung der Frauenrepräsentanz in Gremien er- 
folglos blieben, mußte der Gesetzgeber zur Durchset- 
zung des verfassungsrechthchen Gleichberechti- 
gungsgebotes des Artikels 3 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes tätig werden. Das BGremBG unterscheidet zwi- 
schen Gremien im Bundesbereich (die berufende 
Steile ist grundsätzlich der Bund) und Gremien 
außerhalb des Bundesbereiches, die insoweit mit ein- 
bezogen sind, als der Bund seinerseits Mitglieder 
dorthin entsendet. Das Gesetz hat wegen des umfas- 
senden Gremienbegriffs und der Einbeziehung fast 
aller vorschlagsberechtigten Stellen des Staates, der 
Wirtschaft und Gesellschaft bei der Besetzung von 
Gremien im Bundesbereich einen sehr weiten Gel- 
tungsbereich. Ausgenommen sind nur die Gerichts- 
barkeit, die Deutsche Bundesbank, die Ernennung 
der Mitglieder der Bundesregierung und schließlich 
die Begründung der Mitgliedschaft in einem Gre- 
mium, soweit hierfür durch Rechtsnormen oder Ver- 
einssatzungen ein Wahlverfahren vor geschrieben ist. 
Das BGremBG verpflichtet bei der Besetzung von 
Gremien im Bundesbereich grundsätzhch jede vor- 
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Einflußbereich des Bundes vom 24. Juni 1994 (Bundesgremienbesetzungsgesetz - BGremBG). 




Drucksache 13/10761 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


schlagsberechtigte Stelle, für jeden ihr zustehenden 
Gremiensitz jeweüs eine Frau und einen Mann glei- 
cher Eignung zu benennen. Die berufende Stelle 
muß dann bei der Auswahl der geeigneten Personen 
dafür sorgen, daß das Gesetzesziel der gleichberech- 
tigten Teilhabe von Frauen und Männern im Gre- 
mium Schritt für Schritt erreicht wird. Diese Pflichten 
der vorschlagsberechtigten Stelle gelten für den 
Bund entsprechend, soweit er Mitglieder in Gremien 
außerhalb des Bereichs des Bundes entsendet. Das 
BGremBG regelt, welcher Stelle des Bimdes grund- 
sätzlich jeweils eine Frau imd ein Mann gleicher Eig- 
nung vorzuschlagen sind. Die Verpflichtung zur Dop- 
pelbenennung entfällt nach dem BGremBG in eini- 
gen Ausnahmefällen (im wesentlichen: Aus recht- 
lichen oder tatsächhchen Gründen ist eine Doppelbe- 
nennung nicht möglich). Soweit sich eine vorschlags- 
berechtigte Stelle auf diese wesentliche Ausnahme 
beruft, muß sie die schriftlichen Gründe dafür ange- 
ben, damit die berufende Stelle des Bimdes deren 
Stichhaltigkeit überprüfen kann. Auch dieses Ver- 
fahren gilt für die Entscheidung des Bundes über die 
Entsendung eines Mitgheds in ein Grenüum außer- 
halb des Bundesbereichs entsprechend, d.h. für die 
vorschlagsberechtigte und für die über die Ent- 
sendung entscheidende Stelle des Bundes. Das 
BGremBG ist dem Bericht als Anlage beigefügt. 

2. Die besonderen Merkmale des BGremBG sind 
zusammengefaßt: 

- die Regelung der Frauenrepräsentanz in Gremien 
durch ein eigenständiges Gesetz 

~ das klare Gesetzesziel der gleichberechtigten Teil- 
habe der Frauen in diesen Gremien 

- die verbindlichen Verfahrensvorschriften zur 
Durchsetzung des Gesetzesziels und der weite 
Geltungsbereich des Gesetzes. 

So konsequent sind die Landesgesetzgeber für ihren 
Bereich grundsätzlich nicht. In den meisten Bundes- 
ländern berücksichtigen die dortigen Gleichberechti- 
gungs- bzw. Gleichstellungsgesetze für den öffent- 
lichen Dienst der Länder und Gemeinden das Ziel 
der verbesserten Frauenrepräsentanz in Gremien nur 
durch wenige aUgememe Regelungen, teilweise 
auch nur als Soll-Bestimmungen. 

Eine ergänzende Regelung enthält § 48 Abs. 5 Buch- 
stabe c der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien - Allgemeiner Teü (GGO I), wo- 
nach in Kabinettvorlagen mit Vorschlägen zur Beset- 
zung von Gremien mitzuteüen ist, ob darauf hinge- 
wirkt wurde, eine gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern in Gremien zu schaffen oder zu 
erhalten. 

Sowohl die Vierte UN- Weltfrauenkonferenz 1995 in 
Peking als auch die Europäische Union befaßten sich 
mit der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen in 
politischen Entscheidungspositionen und entwickel- 
ten zu dieser Thematik Maßnahmen-Kataloge, die im 
weiteren Zusammenhang auch die Gremien einbe- 
ziehen. 

3. Für den 2. Bericht der Bundesregierung gilt - 
anders als für den 1. Bericht von 1991 - § 9 
BGremBG. Der 2. Bericht erfaßt nicht mehr Ämter 


und Funktionen und ferner nicht die Gerichte, auf 
die das BGremBG neben den wenigen anderen Aus- 
nahmen des § 2 Abs. 2 BGremBG nicht anwendbar 
ist. Der Bericht nach § 9 BGremBG beschränkt sich 
auf wesentliche Gremien im Einflußbereich des Bun- 
des. Das Merkmal „wesentiieh", das nur für den Be- 
richt, nicht aber für den Geltungsbereich des 
BGremBG maßgebend ist, ist nicht definiert und 
eine Abgrenzung dazu auch nicht notwendig. Das 
jeweils federführende Bundesministerium bestimmt 
selbst, welche seiner Gremien wesentlich sind. Ein 
Teil der Gremien findet sich im 1. und im 2. Bericht. 
Insoweit ist ein Vergleich über die Entwicklung der 
Frauenrepräsentanz von 1990 bis 1997 möglich. Für 
den 1. Bericht galt der Sachstand von Dezember 
1990, für den 2. Bericht der von Juni 1997. Der An- 
hang des 2. Berichtes listet die wesentlichen Gre- 
nüen im Geschäftsbereich der Bundesregierung auf, 
geordnet nach dem Bereich des jeweils federführen- 
den Bundesministeriums. Das Ghederungsschema 
für das einzelne Gremium entspricht demjenigen im 
1. Bericht. 

4. Gremien im Sinne des BGremBG sind Vorstände, 
Beiräte, Kommissionen, Ausschüsse, Verwaltungs- 
und Aufsichtsräte, kollegiale Organe und vergleich- 
bare Gruppierungen unbeschadet ihrer Bezeich- 
nung, soweit der Bund für deren Mitglieder Beru- 
fungsrechte oder Entsendungsrechte hat. In diesem 
Bericht geht es sonüt um wesentliche Gremien fol- 
gender Art: 

- Beiräte und Sachverständigenkommissionen, die 
die Bundesregierung, ein Bundesministerium oder 
eine sonstige Stelle des Bundes fachheh beraten. 
Nicht berücksichtigt sind Beiräte zur Begleitung 
von Forschungs- und Modellvorhaben des Bun- 
des, weil ihre Dauer von vornherein befristet ist; 

- Organe von Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen und des privaten Rechts 
oder Vereinen (Verwaltungsräte, Vorstände, Kura- 
torien, Aufsichtsräte u. ä.), die bei der Geschäfts- 
führung der jeweiligen Institution mitwirken oder 
Aufsichts- und KontroUfunktionen haben. Für die 
Bundesregierung sind in diesem Zusammenhang 
ihre Berufungsrichtlinien vom 24. April 1976 und 
deren jeweils aktualisierte Anlagen maßgebend. 
Diese Berufungsrichtlinien gelten für die Auf- 
sichtsräte und sonstigen Überwachungsorgane so- 
wie die Vorstände und Geschäftsführungen von 
Bundesuntemehmen und anderen Institutionen, 
an denen der Bund finanziell beteiligt ist. Das 
BGremBG ist auch für diesen Bereich zu beachten; 

- Prüfungskommissionen auf der Grundlage der 
Ausbüdungs- und Prüfungsordnungen des Bundes 
und der Länder; 

- Internationale Gremien, z. B. Organe internationa- 
ler Organisationen und Institutionen oder solche 
Gremien, die aufgrund internationaler Abkommen 
eingerichtet sind. Dazu gehören auch bilaterale 
Regierungskommissionen. Grundsätzlich ausge- 
nommen sind jedoch wegen ihrer unübersicht- 
lichen Vielzahl die Gremien der Europäischen 
Union, des Europarats, der OECD und der Verein- 
ten Nationen sowie ihrer Sonderorganisationen. 
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II. Durchsetzung des BGremBG 

Seit dem Inkrafttreten des Bundesgremienbeset- 
zungsgesetzes im Herbst 1994 hat sich das federfüh- 
rende Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) zusammen mit den 
anderen Bundesministerien für den praktischen Er- 
folg eingesetzt. Die in großer Auflage und bereits 
mehrfach nachgedruckte Broschüre „Das Gleichbe- 
rechtigungsgesetz des Bundes" des BMFSFJ infor- 
miert auch im Detaü über die notwendige gleichbe- 
rechtigte Teilhabe von Frauen in Gremien und die 
Aufgaben dieses Gesetzes. Verschiedene Ressorts 
wiesen auf die Beachtung des neuen Gesetzes in ih- 
ren Hausmitteilungen hin. Das Bundesministerium 
für Famüie, Senioren, Frauen und Jugend erläuterte 
den Anwendungsbereich des BGremBG in einer Res- 
sortbesprechung und sorgte in fortlaufenden Stel- 
lungnahmen für dessen Beachtung, Alle Kabinettvor- 
lagen zur Besetzung von Gremien müssen den Hin- 
weis auf die Beachtung dieses Gesetzes enthalten, 
das BMFSFJ geht dabei auftretenden Zweifelsfragen 
nach. In der Staatssekretärs-Runde wurde das 
BGremBG mehrfach angesprochen. Das Bundeskabi- 
nett befaßte sich im November 1996 und im Rahmen 
der Nationalen Strategien zur Umsetzung der Ergeb- 
nisse der 4. Weltfrauenkonferenz im Januar 1997 mit 
den Aufgaben dieses Gesetzes. Um das Gesetzesziel 
wirksamer bereits bei der frühzeitigen Vorbereitung 
von Personalentscheidungen durchsetzen zu können, 
stellte das Bundeskanzleramt in seiner schriftlichen 
Umfrage vom Dezember 1996 bei den Bundesressorts 
die Vakanzen in Gremien im Einflußbereich des Bun- 
des für das Jahr 1997 fest. Das BMFSFJ wertete diese 
Umfrageergebnisse aus. In fast allen Bundesministe- 
rien standen für 1997 wichtige Gremienentscheidun- 
gen an. Die Bundesfrauenministerin wandte sich dar- 
aufhin im März 1997 jeweils schriftiich an ihre Kolle- 
gen und bat sie um Unterstützung bei der Durchset- 
zung des BGremBG in den im einzelnen aufgehste- 
ten Gremien. Die Resonanz der Bundesminister war 
durchweg sehr aufgeschlossen für das Anhegen. Der 
Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie konnte in diesem Zusam- 
menhang auf den bereits begonnenen Aufbau einer 
Expertinnen-Datenbank hinweisen, die für sein Res- 
sort schon in einigen Fällen hilfreich war. Auch das 
BMFSFJ entwickelt eine Datei über weibhche 
Sachverständige für die Berufung in Gremien etc. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist die rechtzeitige 
Beteihgung des BMFSFJ bei den bevorstehenden 
Personalentscheidungen für die Besetzung der Gre- 
mien häufig notwendig für eine noch wirksamere 
Durchsetzung des Gesetzes. 


III. Frauenrepräsentanz in Gremien im Vergleich 
von 1990 und 1997 

1 . 1997 betrug die Frauenrepräsentanz in wesent- 

hchen Gremien im Einflußbereich des Bundes 12,2 % 
und damit nmd 5 % mehr als 1990. Zwar ist aus den 
unter I genannten Gründen die Bestandsaufnahme 
des 2. Gremienberichtes nicht ganz so umfangreich 
wie im 1. Bericht (1997: 355 Gremien; 1990: 494 Gre- 


mien und zusätzhche Gruppen), das dürfte jedoch für 
den durchschnitthchen Frauenanteil in diesem Zu- 
sammenhang unmaßgebhch sein. Die 355 untersuch- 
ten Gremien von 1997 umfassen 8 639 Mitgheder, da- 
von 1058 Frauen (zum Vergleich dazu 1990: 494 ein- 
zelne Gremien mit insgesamt 7 229 Personen, davon 
540 Frauen - der damahge durchschnittliche Frauen- 
anteü von 7,2% bezog sich auf eine noch breitere 
Grundlage von insgesamt 16 147 Personen). 1997 
war der Bund mit 2 541 Personen (29,4 %) imter den 
8 639 Gremienmitghedem vertreten, für den 1. Gre- 
mienbericht fehlt der entsprechende Bundesanteil. 
Unter den 1 058 weiblichen Gremienmitgliedem in 
1997 (12,2%) waren 261 Vertreterinnen des Bundes 
(24,7 %). Der Frauenanteil des Bundes relativiert sich 
aUerdmgs im Verhältnis zwischen diesen 261 Frauen 
zur genannten Gesamtzahl von 2 541 Vertretern des 
Bundes (Frauenanteil insoweit 10,3%). 

Ein weiterer Erfolg gegenüber 1990 ist neben der 
Steigerung des durchschnitthchen Frauenanteüs von 
insgesamt 7,2% auf 12,2% die Tatsache, daß 1997 
auch die Zahl der Gremien ohne Frauen (102 von 
355 Gremien) deuüich zurückgegangen ist. Waren 
1990 noch über die Hälfte der Gremien ohne Frauen 
(53,2%), so betrug dieser Anteil jetzt 28,7 %. Die 
positive Entwicklung für die Frauen zeigt sich auch 
in einem weiteren Vergleich: Im 1. Gremienbericht 
mit seiner größeren Gesamtzahl von Gremien gab es 
nur 6 Gremien mit einem Frauenanteil von 50 oder 
mehr Prozent und zwar im Wissenschaftiichen Beirat 
Frauenpohtik, im Stiftungsrat imd Kuratorium der 
Stiftung „ Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen 
Lebens" (alle BMFSFJ), im Verwaltungsrat des Ver- 
braucherinstituts (BMWi), im Verbraucher ausschuß 
(BML) und im Beirat Querschnittsfragen der Altems- 
forschung (BMBF). Der 2. Gremienbericht weist trotz 
seiner kleineren Gesamtzahl von 355 Gremien jetzt 
16 entsprechende Gremien (4,5 %) aus, also 10 mehr 
als 1990. 

Es handelt sich dabei im wesentüchen um folgende 
Gremien mit einem Frauenanteil von 50% oder 
mehr: 

- BMI: 

Auswahlausschuß für Filmfördemng; Ankaufs- 
kommission des Bundes (Beratung der Bundes- 
regiemng beim Ankauf von zeitgenössischen 
Kunstwerken) 

- BMWi: 

Verbraucherbeirat; Beratender Ausschuß des Ver- 
braucherinstituts 

- BML: 

Verbraucherausschuß 

- BMFSFJ: 

Beirat zur Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frau imd Mann; Arbeitsgruppe Frauenhandel; 
Nationaler Beirat für das EU-Programm „Jugend 
für Europa"; Unabhängige Sachverständigenkom- 
mission zur Erstellung des Kinder- und Jugendbe- 
richts; Stiftungsrat und Kuratorium der Bundesstif- 
tung „Mutter imd Kind - Schutz des ungeborenen 
Lebens"; Kuratorium des Deutsch-Französischen 
Jugendwerks 
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- BMPT: 

Vertreterversammlung des Betreuungswerks der 
Deutschen Bundespost; Beschlußkammer Post 

- BMBF: 

Unterausschuß für Finanzfragen des Instituts 
Laue-Langevin (ILL). 

Das größte dieser Gremien hat fast 60 Mitglieder (der 
Auswahlausschuß für Filmförderung), einige bis zu 
30 Mitgliedern und weitere zwischen 15 und 20. 

Die nachstehenden Tabellen 1 bis 7 ergeben einen 
Überblick über die 

Anteile der Frauen in Gremien insgesamt Tabelle 1 
Vertretung des Bundes in diesen Gremien Tabelle 2 


Gremien ohne Frauen Tabelle 3 

Beiräte und Sachverständigen- 
kommissionen Tabelle 4 

Organe und Aufsichtsgremien Tabelle 5 

Auswahl- und Prüfungskommissionen Tabelle 6 

Internationale Gremien Tabelle 7 


Die Tabelle 1 ergibt folgende Gesamtübersicht: 
Tabelle 1 


Anteil der Frauen in den Gremien insgesamt 



Zahl der 
Gremien 

Mit- 

glieder 

ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Frauen- 
anteil 
in % 

BK 

1 

19 

0 

0 

AA 

14») 

231 

36 

15,6 

BMI 

45 

860 

140 

16,3 

BMJ 

6 

65 

5 

7,7 

BMF 

14 

330 

35 

10,6 

BMWi 

34 

829 

84 

10,1 

BML 

9 

140 

19 

13,6 

BMA 

20 

660 

63 

9,5 

BMVg 

311) 

1659 

149 

9 

BMFSFJ 

221) 

409 

178 

43,5 

BMG 

10 

396 

50 

12,6 

BMV 

351 ) 

786 

27 

3,4 

BMU 

23 

532 

36 

6,8 

BMPT 

13 

245 

40 

16,3 

BMBau 

14 

222 

27 

12,2 

BMBF 

55 1) 

1116 

153 

13,7 

BMZ 

7 

127 

16 

12,6 

BPA 

2 

13 

0 

0 

Insgesamt 

355 

8639 

1058 

12,2 


Zahl weicht von der entsprechenden Übersichtszahl (Gre- 
mienliste im Anhang) ab, da dort aus darstellungstech- 
nischen Gründen verschiedene Einzelgrerrüen gesammelt 
erfaßt oder nicht auf geschlüsselt sind. 


Tabelle 2 


Vertretung des Bundes in diesen Gremien 



Mit- 

glieder 

des 

Bundes 

Bundes- 
anteil 
in % 

weibliche 

Mit- 

glieder 

des 

Bundes 

Frauen- 
anteil 
imter 
den Mit- 
glied em 
des 

Bundes 
in % 

BK 

7 

36,8 

0 

0 

AA 

34 

14,7 

12 

35,3 

BMI 

224 

26,1 

25 

11,2 

BMJ 

16 

24,6 

2 

12,5 

BMF 

68 

20,6 

6 

8,8 

BMWi 

76 

9,2 

7 

9,2 

BML 

12 

8,6 

1 

8,3 

BMA 

13 

2 

2 

15,4 

BMVg 

1574 

94,8 

147 

9,3 

BMFSFJ 

36 

8,8 

15 

41,7 

BMG 

2 

0,5 

0 

0 

BMV 

99 

12,6 

3 

3 

BMU 

26 

4,9 

0 

0 

BMPT 

59 

24,1 

10 

16,9 

BMBau 

105 

47,3 

13 

12,4 

BMBF 

155 

13,9 

17 

11 

BMZ 

30 

23,6 

1 

3,3 

BPA 

5 

38,5 

0 

0 

Insgesamt 

2541 

29,4 

261 

10,3 


Der Frauenanteil von rund 10% imter den Mitglie- 
dern des Bundes stimmt annähernd überein mit der 
durchschnittlichen Frauenrepräsentanz von 12,2% 
bei der Gesamtheit der Gremienmitglieder. Ein 
höherer Frauenanteil von durchschnittlich 24,7% 
ergibt sich, wie bereits bemerkt, im Verhältnis der 
weiblichen Mitglieder des Bundes zur jeweiligen Ge- 
samtzahl der Frauen im betreffenden Gremium. Das 
darf jedoch nicht zu mißverständlichen Schlußfolge- 
rungen verleiten. Im Bereich des BMVg sind z. B. von 
den 1 659 Gremienmitgliedem fast 95 % Vertreter 
des Bundes und von den 149 weiblichen Gremien- 
mitgliedem sind 147 vom Bund (98,7 %). Der Frauen- 
anteil in diesen Gremien beträgt demgegenüber nur 
9 % und unter den Bundesvertretem 9,3 %. 

2. Von besonderem Interesse sind die Gremien 
ohne Frauen, deren Anteil trotz des erfreulichen 
Rückgangs von 53,2 auf 28,7 % innerhalb von 7 Jah- 
ren unbestreitbar immer noch viel zu hoch ist. 

Es bedeutet natürlich einen Unterschied, ob in gro- 
ßen oder kleinen Gremien keine Frauen sind. Die 
insgesamt 102 Gremien ohne Frauen umfassen zu- 
sammen 1 315 Mitglieder. Das ist ein Anteil von 
15,2 % an der Gesamtzahl von 8 639 Gremienmitglie- 
dem. Vergleicht man diese 15,2 % mit den 28,7 % 


4 













Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode DrUCksache 1 3/1 0761 


Tabelle 3 

Gremien ohne Frauen 



Zahl der 
Gremien 

davon 

Gremien 

ohne 

Frauen 

Anteü 
dieser 
Gremien 
in % 

BK 

1 

1 

100 

AA 

14 

5 

35,7 

BMI 

45 

11 

24,4 

BMJ 

6 

2 

33,3 

BMF 

14 

4 

28,6 

BMWi 

34 

16 

47,1 

BML 

9 

4 

44,4 

BMA 

20 

5 

25 

BMVg 

31') 

11 

35,5 

BMFSFJ 

22') 

0 » 

0 

BMG 

10 

1 

10 

BMV 

35') 

18 

51,4 

BMU 

23 

8 

34,8 

BMPT 

13 

3 

23,1 

BMBau 

14 

1 

7,1 

BMBF 

55') 

9 

16,4 

BMZ 

7 

1 

14,3 

BPA 

2 

2 

100 

Insgesamt 

355 

102 

28,7 


Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 


Anteil der Gremien ohne Frauen, so läßt sich zumin- 
dest feststellen, daß diese 102 Gremien nicht auch 
noch zusätzlich einen überproportionalen Anteil der 
Gremiennütglieder insgesamt auf sich vereinigen. 
Die Gremien ohne Frauen verteilen sich auf ganz 
unterschiedhche Sachgebiete und Funktionsbereiche. 
Vertreten sind Beiräte und Sachverständigenkom- 
missionen ebenso wie Kuratorien, Aufsichtsräte und 
Vorstände sowie nationale und internationale Gre- 
nüen. Aus der Tabelle 3 ergeben sich die jeweilige 
Zahl und der Anteü dieser Gremien im Bereich der 
einzelnen Bundesministerien. Nur das BMFSFJ ist 
nicht betroffen. 

Im BK handelt es sich um den Stiftungsrat der Stif- 
tung Wissenschaft und Politik. Unter den fünf Gre- 
nüen des AA sind u. a. der Völkerrechtswissenschaft- 
liche und der VN-politische Beirat des AA sowie der 
Vorstand der Alexander von Humboldt-Stiftung. Die 
1 1 Grenüen ohne Frauen beim BMI betreffen neben 
der Wahlkreiskommission verschiedene Organe der 
Fachhochschule des Bundes sowie einige Bundes - 
institute und Stiftungen zum Gedenken an heraus - 
ragende Staatsmänner. Beim BMJ handelt es sich 
u.a. um die Sachverständigenkommission für ge- 
werblichen Rechtsschutz. Unter den vier einschlägi- 
gen Gremien beim BMF sind der „Beirat für Förder- 
maßnahmen in den neuen Bundesländern", die Kre- 
ditanstalt für Wiederaufbau und der Verwaltungsrat 


der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonder- 
aufgaben. Von den 34 Gremien im Einflußbereich 
des BMWi sind 16 ohne Frauen, darunter so große 
Grenüen wie der Wissenschaftliche Beirat beim 
BMWi (33 Mitglieder), der Interministerielle Aus- 
schuß für Ausfuhrbürgschaften und -garantien zur 
Erörterung allgemeiner Fragen (27 Mitglieder) und 
die Union für die Koordinierung der Erzeugung und 
des Transports elektrischer Energie (56 Mitgheder). 

Auch unter den 15 Mitghedem des Wissenschaft- 
lichen Beirats beim BML ist keine Frau vertreten. Das 
gilt entsprechend für Fachgremien, die sich nüt der 
Ertragslage der Landwirtschaft, der Viehzählung und 
der Agrarentwicklung in Mittel- und Osteuropa be- 
fassen. Im Einflußbereich des BMA befinden sich 
unter den Mitgliedern von fünf Fachausschüssen der 
Sicherheitstechnik nüt einer jeweiligen Mitgheder- 
zahl von 14 bis 27 ebenfalls keine Frauen. Zu den 
11 betroffenen Grenüen im Bereich des BMVg gehö- 
ren der Beirat für die Bundesakadenüe für Sicher- 
heitspolitik und die Kontaktkommission des BMVg 
zur Kultusministerkonferenz nüt je 20 Mitghedem 
sowie einige laufbahnrechthche Prüfungs- und Aus- 
wahlausschüsse. Im Bereich des BMG handelt es sich 
um den Vorstand der Stiftung Chemotherapeuti- 
sches Forschungsinstitut Georg-Speyer-Haus Frank- 
furt a. Main. Unter den 26 Mitghedem des Seever- 
kehrsbeirates beim BMV ist ebenfalls keine Frau, das 
gilt auch für die 15 deutschen Mitgheder der 
deutsch-französischen Ständigen Komnüssion für 
den Ausbau des Rheins und für die deutsche Beteih- 
gung an anderen internationalen Gremien. Betroffen 
sind ferner mehrere Aufsichtsräte von Unternehmen 
der verschiedenen Verkehrsbereiche. Unter den acht 
betroffenen Grenüen beim BMU befinden sich der 
Kemtechnische Ausschuß und die Reaktor-Sicher- 
heitskommission nüt 50 bzw. 75 Mitghedem sowie 
der Beirat Lagemng und Transport wassergefährden- 
der Stoffe und der Beratende Ausschuß beim BMU 
und BMV nüt 20 bzw. 15 Mitghedem. Unter den 
50 Mitghedem des Beirats für Standardisiemng in 
der Telekommunikation für Funkfragen beim BMPT 
ist ebenfaUs keine Frau. Das einzige betroffene Gre- 
nüum beim BMBau ist das Kuratorium für kultureUe 
Einrichtungen und Veranstaltungen gemäß der Ver- 
einbamng zwischen Bund, Land NRW und Stadt 
Bonn vom 13. Dezember 1989. Beim BMBF handelt 
es sich um 9 Grenüen nüt jeweils zwischen mnd 5 bis 
15 Mitghedem, damnter der Programmbeirat Luft- 
fahrtforschung und Organe verschiedener Institutio- 
nen im nationalen und internationalen Bereich. Das 
Kuratorium des Deutschen Instituts für Entwick- 
lungspohtik im Bereich des BMZ und die beiden Auf- 
sichtsräte von Unternehmen im Einflußbereich des 
BPA haben auch nur männhche Mitgheder. 

In verschiedenen dieser hier aufgeführten Gremien 
gab es auch schon 1990 keine Frauen, so z. B. im Stif- 
tungsrat der Stiftung Wissenschaft und Pohtik beim 
BK; im Kuratorium und Beirat der Fachhochschule 
des Bundes beim BMI; in der Sachverständigenkom- 
nüssion für gewerbhchen Rechtsschutz beim BMJ; im 
Wissenschafthchen Beirat beim BMWi; im Seever- 
kehrsbeirat beim BMV; im Kemtechnischen Aus- 
schuß und in der Reaktor-Sicherheitskommission 
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beim BMU sowie im Kuratorium des Deutschen Insti- 
tuts für Entwicklungspolitik beim BMZ. 

Es handelt sich um größere Gremien nüt meistens 
über 20 Mitghedem, in 2 Fällen sogar über 50. Da es 
zwischen 1990 und 1997 viele Personalentscheidim- 
gen über Nachbesetzung oder Wiederberufung ge- 
geben haben dürfte, fragt sich, warum weibliche Mit- 
gheder nicht berücksichtigt wurden. Die Gremien 
ganz ohne Frauen fallen zwangsläufig noch stär- 
ker auf als Grenüen nüt nur einem oder zwei weib- 
hchen Mitgliedern, obwohl der sachliche Unter- 
schied - auch unter Berücksichtigung der jeweüigen 
Grenüengröße - häufig nur minimal ist. 

Dem stehen jedoch auch viele positive Beispiele ge- 
genüber, die es zu erwähnen gilt. Im Einflußbereich 
jedes Bundesministeriums gibt es Gremien, in denen 
jetzt - anders als 1990 - auch Frauen mitwirken. In 
anderen Grenüen gab es 1990 bereits weibliche Mit- 
glieder, ihre Zahl hat sich bis 1997 erhöht. Unter Be- 
rücksichtigung beider Kriterien für eine verbesserte 
Frauenrepräsentanz im Laufe von 7 Jahren finden 
sich die meisten dieser Grenüen beim BMI, BMFSFJ 
und BMBF nüt jeweüs rund 10 Beispielen. Bemer- 
kenswert ist der Verwaltungsrat der Deutschen Aus- 
gleichsbank mit 23 Mitgliedern, in dem es 1990 noch 
keine Frau aber 1997 fünf Frauen gab. Im Versiche- 
rungsbeirat beim Bundesaufsichtsamt für das Ver- 
sicherungswesen (60 Mitgheder) gab es 1990 ein 
weibhches Mitghed, jetzt aber sieben. Im Auswahl- 
ausschuß für Filmförderung stieg die Anzahl der Mit- 
glieder im maßgebhchen Zeitraum von 42 auf 59, die 
Zahl der Frauen gleichzeitig von 15 auf 30. Im Bun- 
desjugendkuratorium nüt seinen 20 Mitghedem er- 
höhte sich die Zahl der Frauen von 2 auf 9. Bei den 
übrigen Bundesressorts ist die jeweüige Gesamtzahl 
dieser Grenüen zwar kleiner, die einzelnen Beispiele 
sind jedoch nicht weniger positiv. Beim AA erhöhte 
sich in der Mitghederversammlung des Goethe-Insti- 
tuts die Zahl der Frauen von 9 auf 13 unter den 
56 Mitghedem. Im Verbraucherbeirat beim BMWi 
(18 Mitgheder) waren 1990 6 und 1997 10 Frauen 
vertreten. Im Beirat bei der Künstlersozialkasse, die 
zum Einflußbereich des BMA gehört, erhöhte sich 
die Zahl der Frauen von 1 auf 7 unter den 24 Mitghe- 
dem. Beim BMG verringerte sich die Zahl der Mit- 
gheder in den betreffenden Zvüassungs- imd Nach- 
zrüassungskommissionen im Rahmen des Arzneinüt- 
telgesetzes von 365 auf 170 Personen, die Zahl von 
18 weibhchen Mitghedem bheb jedoch gleich. Der 
Beirat für Raumordnung beim BMBau hatte 1990 nur 
29 männhche Mitgheder, 1997 waren imter 34 Mit- 
ghedem 6 Frauen. 

Für beide Gremienberichte gilt gemeinsam, daß die 
Einflußmöghchkeiten des Bundes auf die Zusam- 
mensetzung der einzelnen Grenüen teilweise sehr 
begrenzt sind. Das veranschauhcht auch die Zahl 
von 2 541 Vertretern des Bundes (29,4%) imter den 
insgesamt 8 639 Mitghedem in den 355 Grenüen des 
2. Berichtes. In zahlreichen Grenüen haben neben 
dem Bund andere staathche und öffenthche Stehen 
sowie vielfältige gesellschafthche Gmppen einen 
entscheidenden Einfluß auf die Zusammensetzimg 
und den Frauenanteil. Das hängt jeweils von der 
Gmndlage, Funktion und Aufgabe des einzelnen 


Grenüums ab und trifft für die unterschiedhchen 
Gremien-Kategorien wie Beiräte und Sachverständi- 
genkomnüssionen, Organe imd Aufsichtsgremien, 
Auswahl- imd Prüfungskomnüssionen, Internatio- 
nale Grenüen sowie sonstige Gremien ganz überwie- 
gend zu. 


3. Beiräte und Sachverständigenkommissionen 

In den 127 Beiräten und Sachverständigenkommis- 
sionen des 2. Gremienberichts beträgt der durch- 
schnitthche Frauenanteü 12,9% (durchschnitthcher 
Frauenanteü bei aUen Gremien 12,2 %). Im 1. Gre- 
nüenbericht waren es 189 Beiräte und Sachverstän- 
digenkomnüssionen nüt einem durchschnitthchen 
Frauenanteü von 6,1 % (durchschnitthcher Frauenan- 
teü damals bei aüen Grenüen 7,2%). Diese 127 Gre- 
mien verteüen sich wie folgt: 


Tabelle 4 


Beiräte und Sachverständigenkommissionen 



Zahl 

der 

Gre- 

mien 

Mit- 

glieder 

ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Frauen- 
anteil 
in % 

zum 

Vergleich 
Frauen- 
anteil 
von 1990 
in%*) 

BK 

0 

0 

0 

0 

0 

AA 

3 

20 

0 

0 

7,8 

BMI 

10 

305 

53 

17,4 

7,5 

BMJ 

4 

59 

4 

6,8 

5,7 

BMF 

7 

173 

23 

13,3 

1,8 

BMWi .... 

7 

161 

22 

13,7 

5,2 

BML ..... 

7 

117 

17 

14,5 

8,2 

BMA 

13 

347 

30 

8,6 

2,1 

BMVg .... 

11 

230 

14 

6,1 

3,6 

BMFSFJ . . 

9 

125 

57 

45,6 

16, V) 

BMG 

8 

371 

48 

12,9 


BMV 

4 

89 

8 

9 

2,3 

BMU 

19 

441 

27 

6,1 

1,5 

BMPT .... 

4 

138 

10 

7,2 

4,8 

BMBau . . . 

3 

50 

9 

18 

5,6 

BMBF .... 

173) 

315 

56 

17,8 

16,513,3*) 

BMZ 

1 

23 

3 

13 

3 , 8 ^) 

BPA 

0 

0 

0 

0 

0 

Insgesamt . 

127 

2964 

381 

12,9 

6,1 


* ) Gemäß Bericht vom 21 . Mai 1991 . 

^) Damals Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit. 

Das Bundesministerium für Gesundheit gab es noch nicht. 
Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 

Damals noch Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft (16,5 %) und Bundesministerium für Forschung und 
Technologie (3,3 %). 

Gemäß berichtigender Nachmeldung des BMZ betrug der 
Anteil 1990 3,8 %. Diese konnte aus technischen Gründen 
in den vorliegenden Bericht rechnerisch nicht mehr ein- 
fließen. 
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Nach dieser Tabelle reicht der Frauenanteil in den 
betreffenden Gremien bei den einzelnen Bundesmi- 
nisterien von 0 bis 45,6 % (BMFSFJ). In der Mehrzahl 
der Ressorts handelt es sich um eine Frauenrepräsen- 
tanz von 12% bis 18%. Das sind insgesamt deutlich 
höhere Zahlen als in der Tabelle 1 des 1. Gremienbe- 
richtes. Die Zahl der Gremien ist, bedingt durch das 
abgrenzende Kriterium „wesentlich", jetzt zwar ge- 
ringer als 1990, dieser Unterschied wirkt sich aber 
bei der Gesamtzahl der Mitglieder (1990: 3 414; 1997: 
2 964) nur geringfügig aus. Die spürbar verbesserte 
Frauenrepräsentanz wird dadurch nicht in Frage ge- 
stellt. Besonders erfreiüich ist der Anstieg von 16,1 % 
auf 45,6% beim BMFSFJ. Zwar ist bei den 16,1% 
durchschnittlicher Frauenanteil 1990 im damaligen 
Bimdesnünisterium für Jugend, Familie, Frauen imd 
Gesundheit noch sein anderer Geschäftsbereich zu 
berücksichtigen, aber auch im Bereich der Familien- 
imd Seniorenpolitik betrug der Frauenanteil damals 
nicht mehr als 18,8 %. Ebenso ermutigend ist die Ent- 
wicklung auch bei den betreffenden Gremien ver- 
schiedener anderer Ressorts, so z. B. beim BMI, BMF, 
BMWi, BML, BMA, aber auch bei anderen Bundes- 
ministerien, besonders BMBau. Ohne diese Prozent- 
zahlen von 1997 überbewerten zu wollen, ist es doch 
seit 1990 gelungen, in so imterschiedlichen Berei- 
chen wie der Wirtschafts- und Finanzpolitik, Sozial- 
und Gesundheitspolitik, Bildimg und Kultur sowie in 
Naturwissenschaft und Technik mehr Frauen in die 
Gremienarbeit einzubeziehen. Fast imverändert 
blieb dagegen der geringe Frauenanteil in der 
Rechtspolitik, Das fällt angesichts des vergleichswei- 
se hohen Anteils qualifizierter Juristinnen um so 
mehr auf. Durchaus beachtlich ist auch der Frauen- 
anteil von 17,8% in den Beiräten und Sachverständi- 
genkommissionen des BMBF, das sich aus den bei- 
den früheren Bundesmirüsterien für Bildung imd 
Wissenschaft sowie für Forschung und Technologie 
zusammensetzt; die entsprechenden Frauenanteile 
betrugen 1990 16,5 % bzw. 3,3 %. 

4. Organe von Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen sowie Aufsichtsgremien 
in Gesellschaften und anderen Institutionen 

Diese Gremien-Kategorie umfaßt hier 162 Gremien 
mit insgesamt 2 792 Mitgüedem imd einem Frauen- 
anteil von 15 %. Im 1. Gremienbericht waren es 
174 Gremien mit insgesamt 2475 Mitgliedern und 
einem durchschnittlichen Frauenanteil von 7,7%, 
also rund halb soviel wie 1997. 

Für diese Gremien-Kategorie gelten, unabhängig 
vom Bundesgremienbesetzungsgesetz, grundsätzlich 
die „Richtlinien für die Berufung von Persönlichkei- 
ten in Aufsichtsräte und sonstige Überwachungs- 
organe sowie in Vorstände/Geschäftsfühnmgen von 
Bundesuntemehmen und anderen Institutionen, so- 
weit der Bund Einfluß hat" (Berufungsrichtlinien) 
vom 24. April 1976. Durch die Beschränkung auf 
wesentliche Gremien und durch die Zuordnung zu 
den jeweils fachlich zuständigen Ressorts ist aber die 
Aufzählung hier nicht identisch mit den Anlagen zu 
den Berufungsrichtlinien, 

Der Frauenanteil in Organen und Aufsichtsgremien 
stellt sich wie folgt dar: 


Tabelle 5 


Organe und Aufsichtsgremien 



Zahl 

der 

Gre- 

mien 

Mit- 

glieder 

ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Frauen- 
anteil 
in % 

zum 

Vergleich 
Frauen- 
anteil 
von 1990 
in%*) 

BK 

1 

19 

0 

0 

0 

AA 

8 

211 

36 

17,1 

- 

BMI 

35 

555 

87 

15,7 

8 

BMJ 

2 

6 

1 

16,7 

0 

BMF 

7 

157 

12 

7,6 

0 

BMWi .... 

21 

325 

29 

8,9 

9,3 

BML 

2 

23 

2 

8,7 

4,2 

BMA 

5 

149 

21 

14,1 

9,9 

BMVg .... 

3 

28 

2 

7,1 

3,6 

BMFSFJ . . 

IV) 

230 

96 

41,7 

33,3^) 

BMG 

1 

6 

0 

0 


BMV 

16 1) 

232 

16 

6,9 

0 

BMU 

2 

28 

1 

3,6 

0 

BMPT .... 

9 

107 

30 

28 

14,3 

BMBau . . . 

6 

74 

6 

8,1 

- 

BMBF .... 

25 

525 

67 

12,8 

10,114,6^) 

BMZ 

6 

104 

13 

12,5 

5,8 

BPA 

2 

13 

0 

0 

0 

Insgesamt . 

162 

2792 

419 

15 

7,7 


*) Gemäß Bericht vom 21. Mai 1991. 

Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 

^) Damals BM Jugend, Familie, Frauen imd Gesundheit. 

^) Das BMG gab es noch nicht. 

*) Damals noch Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft (10,1 %) und Bimdesnünisterium für Forschung und 
Technologie (4,6 %). 


In fast allen Geschäftsbereichen hat sich der Frauen- 
anteil seit 1990 in den Organen von Körperschaften, 
Anstalten imd Stiftungen sowie Vorständen und Auf- 
sichtsräten von Unternehmen und anderen Institutio- 
nen erhöht imd teilweise sogar deutlich, so z. B. beim 
BMI von 8% auf 15,7 %, beim BMF von 0 auf 7,6%, 
beim BMFSFJ von 33,3 % auf 41,7 %, beim BMV von 
0 auf 6,9%, beim BMPT von 14,3% auf 28% und 
beim BMZ von 5,8 % auf 12,5 %. 

Die angegebenen Frauenanteile und Zeihlenvergleiche 
können allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß es auch in dieser Gremien-Kategorie viele Bei- 
spiele für eine ganz ungenügende Frauenrepräsen- 
tanz und wenig Bewegung seit 1990 gibt. Das zeigt 
sich u. a. an der Darstellung über die Gremien ohne 
Frauen (siehe oben). Betroffen sind sowohl tech- 
nisch-naturwissenschaftliche als auch gesellschafts- 
pohtische und geisteswissenschaftliche Institutionen. 
Anders als 1990 ist die Frauenrepräsentanz in den 
Medien nicht mehr ganz so unbefriedigend. So sind 
unter den 7 Mitgliedern des Verwaltungsrates der 
Deutschen Welle jetzt zwei Frauen, unter den 40 Mit- 
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ghedem des Hörfunkrates des Deutschlandradios im- 
merhin 13 Frauen imd unter den 77 Mitghedem des 
Femsehrates des ZDF 16 Frauen. Der Frauenanteil in 
den Verwaltungsräten des Deutschlandradios und 
des ZDF (von 8 bzw. 14 Mitghedem nur je eine Frau) 
ist dagegen immer noch äußerst niedrig. Eine posi- 
tive Bilanz für die Teilhabe der Frauen gibt es, so wie 
schon im 1. Bericht, bei Vertreterversammlungen, 
Aufsichtsgremien und Kuratorien von sozialen Insti- 
tutionen und Organisationen im Bereich der Ver- 
braucher- und Famüienpohtik. 


5. Auswahl und Prüfungskommissionen 

Der 1. und 2. Gremienbericht berücksichtigen auch 
einige Auswahl- und Prüfungskommissionen für den 
Aufstieg in den nächsthöheren Dienst und verschie- 
dene Laufbahnprüfungen. Obwohl sich diese Gre- 
mien in beiden Berichten nur teüweise entsprechen, 
ist ein Vergleich über den Frauenanteü von 1990 nüt 
1997 doch möghch. Die Frauenrepräsentanz stieg 
von 4,5% auf 9,5%. 1990 handelte es sich um Aus- 
wahl- und Prüfungskommissionen des BMI, BMJ, 
BMVg, BMPT und BMBau mit insgesamt 1391 Mit- 
gliedern, davon 62 Frauen. Die Tabelle 6 enthält An- 
gaben für 1997; 

Tabelle 6 


Auswahl- und Prüfungskommissionen 



Zahl 

der 

Gremien 

Mit- 

glieder 

ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Frauen- 

anteü 

m% 

BMVg 

14 1) 

1361 

129 

9,5 

BMBau 

2 

64 

7 

10,9 

Insgesamt 

16 

1425 

136 

9,5 


Siehe Fußnote zu Tabelle 1. 


6. Internationale Gremien 

Berücksichtigt werden 37 Grenüen nüt insgesamt 
779 Mitgliedern, davon 104 Frauen (13,4%). Für 
einen Teil dieser Gremien läßt sich allerdings nur die 
Zahl der deutschen Mitglieder feststeUen (Einflußbe- 
reich des BMV und teüweise im Bereich des BMBF). 
Nicht erfaßt sind diejenigen Grenüen des AA, in die 
es Vertreter entsendet (siehe im Anhang die Num- 
mern 19 ff. der Übersicht - dazu fehlt die Aufschlüs- 
selung). Die berücksichtigten internationalen Gre- 
mien beruhen auf büateralen Regierungsabkommen, 
internationalen Konventionen xmd Verträgen ein- 
schließlich des EG-Vertrages und sie sind ihrem Cha- 
rakter nach teüs Beiräte, Sachverständigenkommis- 
sionen und beratende Ausschüsse, teüs Organe be- 
stimmter Institutionen. Der Frauenanteü von 13,4 % 
entspricht in etwa der Frauenrepräsentanz in natio- 
nalen Grenüen. Im 1. Bericht war der Frauenanteü 
auf internationaler Ebene teüweise höher als auf 
nationaler Ebene. Ergänzende Hinweise ergeben 
sich aus der TabeUe 7; 


Tabelle 7 

Internationale Gremien 



Zahl 

der 

Grenüen 

Mit- 

glieder 

ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Frauen- 
anteü 
in % 

AA 

3‘) 

48 

5 

10,4 

BMWi 

2 

278 

29 

10,4 

BMFSFJ 

2 

54 

25 

46,4 

BMG 

1 

19 

2 

10,5 

BMV 

14 

41 2) 

3 

1,3 

BMU 

2 

63 

8 

12,7 

BMBF 

13 

2763) 

32 

11,6 

Insgesamt 

37 

779 

104 

13,4 


^) Ohne Gremien, in die AA Vertreter entsendet. 
2) Nur deutsche Vertreter. 

^) Teüweise nur deutsche Vertreter. 


7. Sonstige Gremien 

Unter diese Kategorie faUen so unterschiedhche 
Gremien wie das Kuratorium der Berliner Festspiele, 
interministerieUe Ausschüsse, Heimarbeits- und Ent- 
geltausschüsse und schheßlich Ausschüsse im Rah- 
men der Vereinbarung zwischen Bund, Land NRW 
und der Stadt Bonn. Insgesamt handelt es sich um 
11 Gremien (siehe dazu im Anhang die jeweiligen 
Übersichten von BMI, BMWi, BMA (die 26 Einzelaus- 
schüsse werden hier nur als ein Gremium berück- 
sichtigt) und BMBau. Der durchschnittliche gemein- 
same Frauenanteü beträgt hier 12,3 %. 


IV. Schlußfolgerung für das BGremBG 

Das Bundesgremienbesetzungsgesetz regelt eine 
neue Rechtsmaterie ohne Vorbüd in Deutschland. 
Die Durchsetzung neuer Gesetze dauert, je nach 
Regelungsinhalt, vielfach mehrere Jahre. Die Erfah- 
rungsberichte der Bundesregierung für den Bundes- 
tag nach § 9 BGremBG sind ein wichtiges KontroU- 
instrument für die Durchsetzung des Gesetzesziels 
der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und 
Männern in Grenüen im Einflußbereich des Bimdes. 
Der 2. Grenüenbericht zeigt erste Erfolge dieses 
neuen Gesetzes. Weitere Anstrengungen zur Durch- 
setzung des Gesetzes sind gleichwohl notwendig. 
Dazu gehört auch die Bekanntgabe dieses Berichtes, 
sobald er als Bundestags drucksache vorhegt, durch 
das Bundesministerium für Famüie, Senioren, Frauen 
imd Jugend an die Länder und Verbände. Bei der Be- 
setzung von Gremien im Bereich des Bundes besteht 
bei manchen vorschlagsberechtigten Stehen - trotz 
mehrerer klarsteUender Äußerungen des Bundes- 
miiüsteriums für Famüie, Senioren, Frauen und 
Jugend - immer noch das Mißverständnis, daß die 
Verfahrensvorschriften des BGremBG unvereinbar 
seien nüt ihrer „Autonomie“ bei ihren Vorschlägen. 
Diese Rechtsauffassung trifft jedoch eindeutig nicht 
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ZU. Die vorschlagsberechtigten Stellen haben kein 
selbständiges, einer gesetzlichen Regelung vorgege- 
benes oder gar ein übergeordnetes Recht auf Mitwir- 
kung in Gremien im Bereich des Bundes. Ein solches 
Mitwirkungsrecht wird vielmehr durch den Gesetz- 
geber eingeräumt und in seinem Inhalt von ihm be- 
stimmt. Der Gesetzgeber kann die Größe, die Amts- 
dauer und die Zusammensetzung von Gremien im 
Bereich des Bundes regeln, Vorschlags- und Benen- 
nungsrechte für gesellschaftiiche Institutionen und 
ebenso für Verfassungsorgane begründen, und auch 
die Zahl oder das Qualifikationsprofil der von ande- 
ren Stellen zu benennenden Mitglieder festlegen. In 
gleicher Weise ist er auch berechtigt, Regelungen 
hinsichthch der Zusammensetzung eines solchen 
Gremiums unter dem Blickwinkel der Berücksichti- 
gung beider Geschlechter zu treffen (so die Begrün- 
dung der Bundesregierimg zum Entwurf des Zweiten 
Gleichberechtigungsgesetzes - Drucksache 12/5468 
S. 20, 76). 

Der Erfolg des BGremBG ließe sich durch einige ge- 
ringfügige gesetzliche Klarstellungen für den Gel- 
tungsbereich und für die vorschlagsberechtigten 
Stellen sowie einer schärferen Abgrenzung der Aus- 
nahmen von der Verpflichtung zur Doppelbenen- 
nung - zusätzlich erhöhen. Darüber wird in der näch- 
sten Legislaturperiode zu entscheiden sein. Ein Bei- 
trag zur vereinfachten Anwendung des Gesetzes 
wäre grundsätzlich der Verzicht auf eine Doppelbe- 
nennung, soweit die vorschlagsberechtigte Stelle für 
ein Gremium nüt einer weiblichen Unterrepräsen- 
tanz von vornherein eine qualifizierte Frau vor- 
schlägt. Die erforderliche persönliche und fachhche 
Eignung und Qualifikation hängt auch nicht davon 
ab, daß schon eine ganz bestimmte Vergütungs- 
gruppe und Funktionsebene erreicht wurde. Proto- 
kollarische Statusfragen sind weniger wichtig als die 
persönliche Durchsetzungsfähigkeit und die QuaÜtät 
der Mitwirkung im Grenüum. Es ist ün Sinne des 
BGremBG, daß auch jüngere qualifizierte Frauen in 
Gremien berufen werden, obwohl sie in ihrer beruf- 
lichen Laufbahn noch nicht die gleiche leitende 
Funktion ihrer männlichen Kollegen erreichen konn- 
ten. Dieser Aspekt ist bei jeder konkreten Berufungs- 
entscheidung besonders zu beachten. Der Erfolg des 
BGremBG hängt auch davon ab, die Berufung von 
Gremien und ebenso die Wiederbenifung und Nach- 
besetzung frühzeitig vorzubereiten und Datenban- 
ken über qualifizierte weibliche Sachverständige zu 
entwickeln. In jedem Einzehall einer Berufung ist je- 
doch der persönliche Einsatz aller Beteiligten für das 
Ziel des BGremBG unverzichtbar und je nachhaltiger 
die berufende Stelle sich dieser Aufgabe widmet, um 
so größer ist auch die Wirkung bei den vorschlagsbe- 
rechtigten Stellen. Große Bedeutung hat das weitere 
Engagement des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend. 


V. Zusammenfassung 

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag 
in jeder Legislaturperiode einen Bericht über den 
Anteil von Frauen in wesentlichen Gremien ün Be- 
reich des Bundes sowie über die Entsendung von 


Frauen in wesentiiche Gremien außerhalb des Be- 
reichs des Bundes vor (§ 9 des Bundesgrenüenbeset- 
zungsgesetzes vom 24. Juni 1994 - BGBl. I S. 1413). 
Der 2. Gremienbericht der Bundesregierung knüpft 
an ihren 1. Gremienbericht von 1991 (Drucksache 
12/594) an, der seinerzeit zur Ausarbeitung des Bun- 
desgremienbesetzungsgesetzes im Rahmen des 
Zweiten Gleichberechtigungsgesetzes führte. Beide 
Berichte sind mit einander vergleichbar, trotzdem 
unterscheiden sich zumindest teilweise die jeweili- 
gen Aufträge und Gremien. Der Sachstand des 1. Be- 
richtes ist Dezember 1990, der des 2. Berichtes Juni 
1997. Ziel des BGremBG ist die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen und Männern in Gremien im 
Einflußbereich des Bundes. Das Gesetz hat einen 
sehr weiten Geltungsbereich mit einem verpflichten- 
den Vorschlagsverfahren auch für die vorschlags- 
berechtigten Stellen der Länder und Verbände, 
soweit sie Personen als MitgÜeder für Gremien im 
Bereich des Bundes benennen. Das BGremBG gilt 
nicht für die Gerichtsbarkeit, die Deutsche Bundes- 
bank, die Ernennung der Mitglieder der Bundes- 
regierung sowie für verschiedene Wahlgremien (§ 2 
Abs. 2 BGremBG). 

Das seit September 1994 geltende BGremBG hat be- 
reits zu ersten und deutlichen Erfolgen geführt. Da- 
bei ist auch zu berücksichtigen, daß es sich hier um 
eine neue Rechtsmaterie handelt. Der durchschnitt- 
liche Frauenanteil in Gremien im Einflußbereich des 
Bundes stieg von 1990 bis 1997 von 7,2 % auf 12,2 % 
an. Grundlage des 2. Berichtes sind 355 Grenüen nüt 
insgesamt 8 639 Mitgliedern, davon 1 058 Frauen. 
Der 1. Bericht unterschied zwischen 494 einzelnen 
Gremien nüt insgesamt 7 229 Personen, davon 
540 Frauen (7,5%) und zusätzlichen Gruppen (der 
durchschnittliche Frauenanteü von 7,2 % betraf beide 
Gremienarten gemeinsam). Der 2. Bericht weist 
anders als der 1. auch den Anteü der Vertreter des 
Bundes in diesen Grenüen aus. Von den 8 639 Mit- 
gliedern vertreten 2 541 (29,4 %) den Bund. Von den 
Mitghedem des Bundes sind 261 Frauen (10,3%). 
Die durchschnittliche Frauenrepräsentanz von 
12,2% bei der Gesamtheit der Grenüennütglieder 
und der weibliche Anteü von 10,3 % unter den Bun- 
desvertretem in den Grenüen insgesamt sind in etwa 
nüteinander vergleichbar. 

In über der Hälfte der Grenüen (53,2 %) im 1. Bericht 
gab es keine einzige Frau. Auch hier hat sich zwi- 
schen 1990 und 1997 die Situation deuüich verbes- 
sert. Im 2. Bericht haben nur noch 102 der insgesamt 
355 Grenüen keine weiblichen Mitgheder (28,7 %). 
Diese Gruppe von Grenüen ohne Frauen (28,7%) 
umfaßt zusammen aber nur 15,2% der Gesamtzahl 
der Mitglieder. Ein drittes Erfolgskriterium ist die 
Tatsache, daß der 2. Bericht trotz seiner niedrigeren 
Gesamtzahl an Grenüen fast dreimal so viel Grenüen 
umfaßt, in denen der Frauenanteü 50 % und mehr be- 
trägt. Im 1. Bericht handelte es sich um 6 Grenüen 
(1,2 %), ün 2. Bericht lun 16 (4,5 %). Ein Teü der Gre- 
nüen gab es 1990 und 1997, der 2. Bericht berück- 
sichtigt aber nicht aUe alten Grenüen und enthält 
andererseits auch neue. Neben dem unbestreitbaren 
ersten Gesamterfolg für die verbesserte Frauenreprä- 
sentanz in Grenüen gibt es auch eine Reihe von 
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Gremien mit sehr unterschiedlichen Aufgaben imd 
zum Teil auch größerer Mitgliederzahl, in denen we- 
der 1990 noch 1997 eine einzige Frau vertreten war. 
Dem stehen jedoch auch zahlreiche positive Bei- 
spiele gegenüber. In manchen dieser Gremien gibt 
es zwar auch jetzt nur ein bis zwei Frauen, in ande- 
ren erhöhte sich ihr Anteil aber sehr viel stärker. So 
relativ positiv wie die Gesamtentwicklung ist auch 
die verbesserte Frauenrepräsentanz in einzelnen 
Gremien-Kategorien. 

Bei den Beiräten imd Sachverständigenkommissio- 
nen betrug der Frauenanteil im 1. Bericht 6,1 %, im 
2. Bericht 12,9%. Untersucht wurden 1990 189 Gre- 
mien mit insgesamt 3414 Mitghedem, davon 210 
Frauen, im Jahre 1997 127 Beiräte imd Sachverstän- 
digenkommissionen mit insgesamt 2964 Mitgliedern, 
davon 381 Frauen. Noch etwas größer ist der Anstieg 
des Frauenanteils von 1990 bis 1997 in den Organen 
von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie 
Aufsichtsgremien in Gesellschaften und anderen In- 
stitutionen (nämhch von 7,7% auf 15 %). 1990 han- 
delte es sich um 174 Organe mit 2475 Mitghedem 
insgesamt, davon 191 Frauen und im Jahre 1997 


um 162 Organe mit 2 792 Mitghedem und davon 
419 Frauen. Bei den Auswahl- und Prüfungskom- 
missionen erhöhte sich der Frauenanteil von 4,5% 
auf 9,5%. Diese Gremien-Kategorie umfaßte 1990 
1 391 Mitgheder (62 Frauen), 1997 1 425 (136 Frauen). 
Bei den internationalen Grenüen beträgt die Frauen- 
repräsentanz jetzt 13,4% (gegenüber 7,4 % 1990). 

Seit dem Inkrafttreten des Bundesgremienbeset- 
zungsgesetzes hat die Bundesregiemng mit verschie- 
denen Maßnahmen für die Beachtung dieses neuen 
Gesetzes gesorgt. Ungeachtet der ersten positiven 
Zwischenbüanz des 2. Gremienberichtes sind weitere 
Anstrengungen zur Durchsetzung des BGremBG 
erforderhch. Das Bundesministerium für Farnhie, 
Senioren, Frauen und Jugend wird den 2. Bericht, so- 
bald er als Bundestagsdrucksache vorhegt, auch den 
Ländern imd Verbänden zusenden, weil sie häufig 
Mitgheder für Gremien im Bundesbereich Vorschlä- 
gen. Die Anwendung des BGremBG heße sich ver- 
muthch durch einige gesetzhche Berichtigungen, im 
wesenthchen KlarsteUungen, noch vereinfachen. 
Darüber wird in der nächsten Legislaturperiode zu 
entscheiden sein. 
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Anhang 


Gesetz über die Berufung und Entsendung von Frauen und Männern 
in Gremien im Einflußbereich des Bundes 
(Bundesgremienbesetzungsgesetz - BGremBG) 


ABSCHNITTl 

Gesetzesziel, Geltungsbereich 

§1 

Gesetzesziel 

Der Bund und andere am Besetzungsverfahren von 
Gremien Beteiligte haben nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes darauf hinzuwirken, daß eine gleichberech- 
tigte Teilhabe von Frauen und Männern in Gremien 
geschaffen oder erhalten wird. 

§2 

Geltungsbereich 

(1) Gremien im Sinne dieses Gesetzes sind Vor- 
stände, Beiräte, Kommissionen, Ausschüsse, Verwal- 
tungs- und Aufsichtsräte, kollegiale Organe und 
vergleichbare Gruppierungen unbeschadet ihrer Be- 
zeichnimg, soweit der Bund für deren Mitglieder 
Berufimgsrechte (§ 3 Abs. 1) oder Entsendungsrechte 
(§ 6) hat. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die Gerichtsbarkeit, 
die Deutsche Bundesbank und für die Emennimg 
der Mitglieder der Bundesregierung. Es ist nicht auf 
die Begründung der Mitgliedschaft in einem Gre- 
mium anzuwenden, soweit hierfür durch Rechts- 
normen oder Vereinssatzungen ein Wahlverfahren 
vorgeschrieben ist. 

ABSCHNITT 2 

Gremien im Bereich des Bundes 

§3 

Berufende Stelle, vorschlagsberechtigte Stellen 

(1) Berufende Stelle im Sinne dieses Abschnitts ist 
der Bundespräsident, die Bundesregierung, ein Bun- 
desministerium oder eine diesem nachgeordnete Be- 
hörde, eine Bundesoberbehörde oder eine bundesun- 
mittelbare juristische Person des öffenthchen Rechts, 
wenn diese die Mitgliedschaft von Personen in einem 
Gremium im eigenen oder im Geschäftsbereich einer 
der anderen in diesem Absatz genannten Stellen 
(Gremium ün Bereich des Bundes) durch Berufungs- 
akt unmittelbar begründet. Ist für die Berufimg der 
Beschluß der Bundesregierung erforderlich, gilt die- 
ser Beschluß als die Mitgliedschaft unmittelbar be- 
gründender Beruf imgsakt im Sinne des Satzes 1. 


(2) Vorschlagsberechtigte Stellen im Sinne dieses 
Abschnitts sind 

1. die gesellschafthchen Institutionen, Organisatio- 
nen, Verbände und Gruppen, 

2. der Bundespräsident, die Bundesregierung, die 
Bundesministerien oder diesen nachgeordnete 
Behörden, die Bundesoberbehörden oder die bun- 
desunmittelbaren juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts, 

3. andere Behörden und öffentliche Einrichtungen 
und 

4. sonstige Stellen, 

die berechtigt sind, Personen als Mitglieder für Gre- 
mien im Bereich des Bundes zu benennen oder vor- 
zuschlagen. 

§4 

Vorschlagsverfahren bei der Berufimg 

(1) Erfolgt eine Berufung aufgnmd der Benennimg 
oder des Vorschlages einer vorschlagsberechtigten 
Stelle, so hat diese, soweit ihr Personen verschiede- 
nen Geschlechts mit der besonderen persönlichen 
und fachhchen Eignung und Qualifikation zur Ver- 
fügung stehen, für jeden auf sie entfallenden Sitz 
jeweils eine Frau und einen Mann zu benennen oder 
vorzuschlagen (Doppelbenennung). 

(2) Eine Doppelbenennung kann unterbleiben, so- 
weit 

1. einer vorschlagsberechtigten Stelle mehrere Sitze 
in einem Gremium zustehen imd sie gleich viele 
Frauen und Männer benennt oder vorschlägtj bei 
einer ungeraden Anzahl von Sitzen bleibt für 
einen Sitz die Pflicht zur Doppelbenennung be- 
stehen, 

2. der vorschlagsberechtigten Stelle eine Doppelbe- 
nennung aus rechtlichen oder tatsächlichen Grün- 
den nicht möglich oder aus sachlichen, nicht auf 
das Geschlecht bezogenen Gründen unzumutbar 
ist; in diesem Fall hat sie der berufenden Stelle die 
Gründe hierfür schriftlich darzulegen, 

3. der berufenden Stelle aufgrund eines Gesetzes ein 
Auswahlrecht nicht zusteht. 

(3) Benennt eine Stelle Personen als Mitglieder für 
ein Gremium, für das sie selbst berufende Stelle ist, 
so findet anstelle des Verfahrens nach Absatz 1 das 
Verfahren nach § 7 Anwendung. 

(4) Ist die Bundesregierung vorschlagsberechtigte 
Stelle, so ist das in den Absätzen 1 bis 3 genannte 
Verfahren innerhalb der zuständigen Bundesministe - 
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rien oder des zuständigen Bundeskanzleramtes auf 
den Vorschlag an das Bundeskabinett entsprechend 
anzuwenden. 

§5 

Berufung 

Bei der Berufung von Mitgüedem in Gremien im 
Bereich des Bundes hat die berufende Stelle Frauen 
und Männer mit dem Ziel ihrer gleichberechtigten 
Teilhabe zu berücksichtigen. Ist die Bundesregierung 
berufende Stelle, so ist das in Satz 1 genannte Ver- 
fahren innerhalb der zuständigen Bundesministerien 
auf den Vorschlag an das Bundeskabinett entspre- 
chend anzuwenden. 


ABSCHNITT 3 

Gremien außerhalb des Bereichs des Bundes 

§6 

Entsendende Stelle 

Entsendende Stelle im Sinne dieses Abschnitts ist 
die Bundesregierung, ein Bundesministerium oder 
eine diesem nachgeordnete Behörde, eine Bundes- 
oberbehörde oder eine bundesunmittelbare juri- 
stische Person des öff entheben Rechts, wenn diese 
berechtigt ist, mindestens eine Person als MitgÜed 
für ein Gremium außerhalb des Bereichs des Bundes 
zu benennen oder vorzuschlagen, 

§7 

Entsendung 

(1) Ist ein Bundesministerium oder eine diesem 
nachgeordnete Behörde, eine Bundesoberbehörde 
oder eine bundesunmittelbare juristische Person des 
öffenthehen Rechts entsendende Stehe, so sind der 
für die Entscheidung über die Entsendung zuständi- 
gen Person schrifthehe Vorschläge vorzulegen. Ist die 


Bundesregierung entsendende Stehe, so ist das in 
Satz 1 imd den Absätzen 2 und 3 genannte Verfahren 
innerhalb der zuständigen Bundesministerien oder 
des zuständigen Bundeskanzleramtes auf den Vor- 
schlag an das Bundeskabinett entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Bei den Vorschlägen ist für jeden auf die ent- 
sendende Stehe entfahenden Sitz jeweüs eine Frau 
imd ein Mann zu benennen, soweit Personen ver- 
schiedenen Geschlechts mit der besonderen persön- 
hchen und fachhehen Eignung und Qualifikation zur 
Verfügung stehen. § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 güt entspre- 
chend. 

(3) Die entsendende Stehe hat bei der Entsendung 
von Mitghedem in Grenüen außerhalb des Bereichs 
des Bundes Frauen und Männer angemessen zu be- 
rücksichtigen. 


ABSCHNITT 4 

Durchführungsbestimmungen, Gremienbericht 

§8 

Durchführungsbestimmungen 

Die Bundesregierung kann ohne Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung Bestimmungen 
über das Berufungs-, Vorschlags- und Entsendungs- 
verfahren erlassen. 

§9 

Gremienbericht 

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundes- 
tag in jeder Legislaturperiode einen Bericht über den 
Anteh von Frauen in wesenthehen Grenüen im Be- 
reich des Bundes sowie über die Entsendvmg von 
Frauen in wesenthehe Grenüen außerhalb des Be- 
reichs des Bundes vor. Der Bericht darf keine perso- 
nenbezogenen Daten enthalten. 
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Gremien im Geschäftsbereich der Bundesregierung 


Seite 


Bundeskanzleramt 13 

Auswärtiges Amt 13 

Bundesministerium des Innern 18 

Bundesministerium der Justiz 30 

Bundesministerium für Finanzen 32 

Bundesministerium für Wirtschaft 36 

Bundesministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 47 

Bundesministerium für Arbeit 

tmd Sozialordnung . 49 

Bundesministerium der Verteidigung ....... 56 

Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen rmd Jugend 62 

Bundesministerium für Gesundheit 68 

Bundesministerium für Verkehr 70 

Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 77 

Bundesministerium für Post 

und Telekommunikation 84 

Bundesministerium für Raumordmmg, 

Bauwesen und Städtebau 88 

Bundesministerium für Bildung, 

Wissenschaft, Forschung und Technologie ... 91 

Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 103 

Presse- und Informationsamt 

der Bundesregierung 105 


Geschäftsbereich des Bundeskanzleramtes (BK) 


Stiftungsrat der Stiftung Wissenschaft und Politik 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Stiftungsrat (Kuratorium) ernennt und berät den 
Vorstand, genehmigt den Wirtschaftsplan und die 
Jahresabrechnung, entscheidet über stiftungseigene 
Einrichtungen und das wissenschaftliche Programm 
imd bestellt den Direktor des Instituts der Stiftimg. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung 


3, Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Stiftungsrat (Neuberufungen mit %-Drittel Mehrheit 
der vorhandenen Mitglieder). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Bundesregierung für 
6 Mitglieder und einen der beiden stellvertretenden 
Präsidenten, die Parteien und der Vorstand der 
Arbeitsgemeinschaft Wissenschaft und Politik für die 
übrigen Mitglieder. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die Bundesregierung schlägt Regierungsmitglieder 
(Chef BK) und leitende Beamte der Bundesressorts 
(BK, AA, BMF, BMI, BMVg, BMBF) vor. Für den Vor- 
schlag der Bundesregierung ist die Funktion des Ver- 


treters des Bundes maßgebend. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 19 19 

davon Bund: 6 7 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts (AA) 

Übersicht 

Beiräte und Sachverständigenkommissionen 

1. Arbeitskreis Ost-West-Fragen 

2. Völkerrechtswissenschaftiicher Beirat des Aus- 
wärtigen Amts 

3. VN-pohtischer Beirat des Auswärtigen Amts 

Gremien im Bereich der Auswärtigen Kulturpolitik, 
bei deren Besetzung das AA mitwirkt 

4. Goethe-Institut 

(Mitgliederversammlung, Präsidium) 

5. Deutscher Akademischer Austauschdienst 
(Kuratorium, Vorstand) 

6. Fulbright-Kommlssion 

7. Alexander von Humboldt-Stiftung (Vorstand) 

8. Institut für Auslandsbeziehungen 
(Vorstand, Verwaltungsrat) 

9. Deutsch-Französischer Kulturrat 

10. Deutsch-französisches Hochschulkolleg 

11. Gästehaus Petersberg- GmbH (Aufsichtsrat) 
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Gremien, in die das AA Vertreter entsendet 

12. Inter Nationes (Verwaltungsrat) 

13. Kulturstiftung der Länder 
(Stiftungsrat, Kuratorium) 

14. Transtel GmbH (Aufsichtsrat) 

15. Fümförderungsanstalt (Verwaltungsrat) 

16. Deutsche Welle (Rundfunkrat, Verwaltungsrat) 

17. Institut für deutsche Sprache Mannheim 
(Kuratorium) 

18. Donauschwäbische Kulturstiftung des Landes 
Baden-Württemberg (Mitgliederversammlimg) 

19. Deutsch-britische Stiftung für das Studium 
der Industriegesellschaft (Kuratorium) 

20. Deutsch-französisches Jugendwerk (Kuratorium) 

21. Deutsch-amerikanisches Akademisches Konzil 
(Kuratorium) 

22. Deutsch-polnisches Jugendwerk 

23. Deutsch-russischer Jugendrat 

24. Deutsch-französisches Institut (Vorstand) 

25. Georg-Eckert-Institut für internationale 
Schulbuchforschung (Kuratorium) 

26. Oberster Rat der europäischen Schulen 

27. Deutsches Archäologisches Institut 
(Zentraldirektion) 

28. Europa-Kolleg Brügge (Verwaltungsrat) 

29. Deutsche UNESCO-Kommission 
(Hauptvorstand, Vollzugsausschuß) 

30. Deutsche Agentur für Raumfahrtangelegenheiten 
(Aufsichtsrat) 

31. TRANSFORM-Beratungsprogramm 
der Bundesregierung 

32. Alfred-Wegener-Institut für Polar- imd 
Meeresforschung (Kuratorium) 

33. Arbeitsgemeinschaft für internationale 
Umweltpolitik 

34. Bonner Internationales Conversionscentrum 
(BICC) 

35. Deutsche Forschungsgemeinschaft 

36. Deutsche Stiftung für internationale rechtliche 
Zusammenarb eit 

37. Deutsches Orient-Institut (Kuratorium) 

38. Deutsches Übersee-Institut (Kuratorium) 

39. Institut für Afrikakunde (Kuratorium) 

40. Institut für Iberoamerikakunde 
(Kuratorium, Beirat) 

41. Institut für Europäische Politik 
(Wissenschaftliches Direktorium, Beirat) 

42. Internationales Transferzentrum 
für Umwelttechnik ITUT (Beirat) 

43. Japanisch-Deutsches Zentrum (Stiftungsrat) 

44. Stiftung Wissenschaft und Politik (Stiftungsrat) 
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1, Arbeitskreis Ost- West-Fragen 

1, Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des AA, tagt einmal jährlich mit wechseln- 
dem Teünehmerkreis. 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des AA, 1957/1958 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Berufung der Mitglieder durch AA 
4. Frauenanteil: 

a) Lenkungsausschuß besteht aus 5 Personen, davon 
keine Frau. 

b) Teilnehmer an Sitzungen wechseln von Fall zu 
Fall; letzte Sitzung vom 21. September 1995: 
23 Teilnehmer, davon keine Frau. 

2. Völkerrechtswissenschaftlicher Beirat 
des Auswärtigen Amts 

1. Natur des Greiiiiunis/ Aufgaben: 

Beratung des AA 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisations erlaß des AA 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

AA 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 7 7 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 

3. VN-politischer Beirat des Auswärtigen Amts 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des AA in Fragen der Vereinten Nationen 


2. Rechtsgrundlage: 

Organisations erlaß des AA 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

AA 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 8 8 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 
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4. Goethe-Institut 

(Mitgliederversammlung, Präsidium) 

1. Natur der Gremien/Aufgaben: 

Aufsichtsgremien 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Goethe-Instituts (Gl) vom 12. Juni 1986; 
Rahmenvertrag zwischen Gl imd Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch das AA vom 30. Juni 
1976 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

AA hat als Mitglied des Präsidiums Vorschlagsrecht 
und in Mitgliederversammlung Wahlrecht, Zustim- 
mungsvorbehalt des Bundesministers des Auswärti- 
gen bei Wahl des Präsidenten und Vizepräsidenten. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

a) Mitgliederversammlung: 

Bundesregierung (AA) hat Entsendungsrecht. 

Ferner haben Recht auf Entsendung außerordent- 
licher Mitglieder: 

- Deutscher Bundestag (pro Fraktion 1 Abgeord- 
neter) 

- Kultusministerkonferenz (KMK): 2 

- Arbeitnehmervertretung; 3 

b) Präsidium: 

BMF, Arbeitnehmervertretung des Gl 

3.3 Auswahlverfahren: 

a) Mitgliederversammlung: 

Wahl auf Vorschlag des Präsidiums durch Mitglie- 
derversammlung; Bundesregierung (AA) ist or- 
dentliches Mitglied Kraft Amtes, Arbeitnehmer- 
vertreter werden von Arbeitnehmervertretimg des 
Gl gewählt. 

b) Präsidium: 

Berufung von zwei Vertretern der Bundesregie- 
rung (AA und BMF), Wahl durch Mitgliederver- 
sammlung (6), Wahl durch Arbeitnehmer (3), Mit- 


gliedschaft Kraft Amtes (3) 

4, Frauenanteil: 1990 1997 

a) Mitgliederversammlung: 

Anzahl der Mitglieder: 57 56 

davon durch Bund zu bestimmen: 1 1 

Anzahl der Frauen: 9 13 

davon durch Bund vorgeschlagen/ 

ernannt: 5 7 

b) Präsidium: 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 4 4 

davon Bund: 1 1 


5. Deutscher Akademischer Austauschdienst DAAD 
(Kuratorium, Vorstand) 

1, Natur der Gremien/Aufgaben: 

a) Kuratorium: 

Entscheidung in Vereinsangelegenheiten auf- 
grund von Beschlüssen der Mitgliederversamm- 
lung, Prüfimg des Jahresabschlusses, Feststellung 
des Haushalts, Beratung des Vorstands. Das Kura- 
torium kann in der Mitgliederversammlimg Anträ- 
ge stellen. 

b) Vorstand: 

Vorbereitung der Entscheidimgen von Kuratorium 
imd Mitgliederversammlimg, Aufstellung des 
Jahresabschlusses, Vorlage des Jahresberichts 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des DAAD in der Fassung vom 23. Januar 
1967 mit den in den Mitgliederversammlungen. vom 
23. Oktober 1974 . . . und zuletzt vom 28. Juni 1994 
beschlossenen Änderungen 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

a) Kuratorium: 

AA, BMI, BMWi, BMA, BMBF, BMZ sowie die zu 
Nummer 3.2 genannten 

b) Vorstand: 

Wahl durch Mitgliederversammlung auf Vor- 
schlag des Kuratoriums 

Zusammensetzung ; 

Präsident, Vizepräsident, 9 in der Auslandsarbeit 
erfahrene Persönlichkeiten, ein Vertreter des Stif- 
terverbands, 2 studentische Vertreter 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

a) Kuratorium: 

Entsendeberechtigt sind die Kultusministerkonfe- 
renz (3), Hochschulrektorenkonferenz (5), Studen- 
tenschcift (3), Mitgliederversammlung (2) sowie 
eine Reihe von weiteren Institutionen mit je einem 
Vertreter. 

b) Vorstand: 

Für die Bundesregierung nimmt ein Vertreter des 
AA als Gast teil, 

3.3 Auswahlverfahren: 

a) Kuratorium: 

Sowohl gewählte als auch bestellte Mitglieder; die 
zu Nummer 3.1 genannten Bundesministerien 
sind durch jeweils eine Person vertreten. 

b) Vorstand; 

Wahl durch Mitgliederversammlung auf Vor- 
schlag des Kuratoriums 
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4. Frauenanteil: 1990 1997 

a) Kuratorium: 

Anzahl der Mitglieder: 30 29 

davon Bund: 8 7 

Anzahl der Frauen: 2 3 

davon Bund: 0 

b) Vorstand: 

Anzahl der Mitgheder: 12 15 

davon Bund; 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 4 

davon Bund: 0 0 


6. Fulbright-Kommission 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Leitungsgremium: Durchführung der Austauschpro- 
gramme und Organisation der Geschäftsstelle 

2. Rechtsgrundlage: 

Deutsch-amerikanisches Abkommen über die Durch- 
führung von Austauschvorhaben zum Zweck der 
Aus- und Weiterbildung vom 20. November 1962, ge- 
ändert durch Notenwechsel vom 11. Januar 1974 
(„ Fulbright- Abkommen " ) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Das AA beruft die deutschen Mitgheder, der Leiter 
der Amerikanischen Botschaft die amerikanischen 
Mitgheder der Kommission. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Entsendungsrechte haben AA, BMBF, Kultusminister- 
konferenz, Hochschulrektorenkonferenz und DAAD. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Benennung durch die zu Nummer 3.2 Genannten, 
Zustimmung durch Ständige Vertragskommission 


der Länder, Berufung durch AA 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 10 10 

davon Bund; 5 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund; 0 


7. Alexander von Humboldt-Stiftung (Vorstand) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Leitungsgremium; Gewährung von Forschungsprei- 
sen und Forschungsstipendien an ausländische, wis- 
senschafthch hochqualifizierte Akademiker 


2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungsurkunde der Alexander von Humboldt- Stif- 
tung vom 10. Dezember 1953 in der Fassung vom 
7. Mai 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

Das AA (in Vertretung des Bundes als Stiftungsgrün- 
der) beruft den Präsidenten der Stiftung nach Anhö- 
rung der anderen Vorstandsmitgheder. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Für die Bundesregierung sind Kraft Amtes Mitgheder 
im Vorstand der BM des Auswärtigen und der BM für 
Büdung, Wissenschaft, Forschung und Technologie. 
Entsendungsrechte haben jeweüs die Präsidenten 
der Kultusministerkonferenz, Max-Planck-GeseU- 
schaft, Hochschulrektorenkonferenz, Deutschen For- 
schungsgemeinschaft und des DAAD. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Kraft Amtes; das AA beruft den Präsidenten aus dem 
Kreis der führenden Persönhchkeiten des wissen- 


schafthchen Lebens. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder; 9 9 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 1 0 

davon Bund: 0 0 


8. Institut für Auslandsbeziehungen ifa 
(Vorstand, Verwaltungsrat) 

1. Natur der Gremien/Aufgaben: 

a) Vorstand: 

Leitungsgrenüum; internationaler Kultur- imd In- 
formationsaustausch auf Gegenseitigkeit 

b) Verwaltungsrat; 

Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des ifa vom 14. November 1975 (neue Sat- 
zung vom 10. Juh 1997 nach der Umwandlung des ifa 
in einen eingetragenen Verein sieht folgende Ver- 
einsorgane vor: Mitghederversammlung, Präsidium, 
Generalsekretär.) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

a) Vorstand; 

Wahl durch Verwaltungsrat auf Vorschlag von 
Bund, Land Baden-Württemberg, Stadt Stuttgart 

b) Verwaltungsrat: 

Kraft Amtes und durch Wahl der Mitghederver- 
sammlung 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

a) Vorstand: 

Bundesregierung hat Einfluß über Mitgliedschaft 
im Verwaltungsrat, ferner Land Baden-Württem- 
berg imd Stadt Stuttgart 

b) Verwaltungsrat; 

Für die Bundesregierung Mitgliedschaft Kraft Am- 
tes je eines Vertreters des AA und des BMI, Ent- 
senderechte haben ferner Land Baden- Württem- 
berg, Stadt Stuttgart, die Kirchen, die Deutsche 
UNESCO-Kommission und der Verein für Erd- 
und Völkerkunde, Stuttgart. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Wahl des Vorstandes durch den Verwaltungsrat 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

a) Vorstand; 

Anzahl der Mitglieder; 18 11 

davon Bund; 0 0 

Anzahl der Frauen; 0 0 

davon Bund: 0 0 

b) Verwaltungsrat: 

Anzahl der Mitglieder: 26 25 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 5 6 

davon Bund: 1 1 


9. Deutsch-französischer Kulturrat 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratungsgremium für die deutsche und französische 
Regierung und Öffentlichkeit, teilweise auch eigene 
Projekte der Kultur im engeren Sinne 

2. Rechtsgrundlage: 

Vertrag über die deutsch-französische Zusammenar- 
beit, Notenwechsel mit der Regierung der Franzö- 
sischen Republik (BGBl. 1988 II S. 230) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Berufung durch den Bevollmächtigten der Bundesre- 
publik Deutschland für kulturelle Angelegenheiten 
im Rahmen des Vertrages über die deutsch-französi- 
sche Zusammenarbeit, auf französischer Seite durch 
den Außenminister 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Der Kulturausschuß der Kultusministerkonferenz ei- 
nigt sich mit dem Auswärtigen Amt auf eine Vor- 
schlagsliste der 10 deutschen Mitglieder. 


3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl von Amtswegen von bekannten Persönlich- 
keiten aus den Bereichen der Kultur unter Berück- 
sichtigimg regionaler Ausgewogenheit 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

20 

20 

davon Bund: 

10 

10 

Anzahl der Frauen; 

2 

3 

davon Bund: 

1 

2 


10. Deutsch-französisches Hochschulkolleg 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Kommission, Förderung der Zusammenarbeit zwi- 
schen deutschen und französischen Hochschulen 

2, Rechtsgrundlage: 

Vertrag über die deutsch-französische Zusammen- 
arbeit, Notenwechsel mit der Regierung der Franzö- 
sischen Republik (BGBl. 1988 II S. 137) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung durch den Bevollmächtigten der Bundes- 
republik Deutschland für kulturelle Angelegenheiten 
im Rahmen des Vertrages über die deutsch-franzö- 
sische Zusammenarbeit 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregienmg benennt ein Mitglied und hat 
Veto-Recht gegen die von der Hochschulrektoren- 
konferenz und den Sozialpartnern Vorgeschlagenen. 
Vorschlagsberechtigt sind ferner die Länder, Arbeit- 
geber, Gewerkschaften und die Hochschulrektoren- 


konferenz. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 18 18 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


11. Gästehaus Petersberg-GmbH (Aufsichtsrat) 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaf tsvertrag für die bundeseigene Betrieb s- 
gesellschaft „Gästehaus Petersberg GmbH" vom 
20. März 1989 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

AA 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bis zu 5 Mitgheder werden vom Bundespräsidialamt, 
Bundeskanzleramt sowie von den beteiligten Bun- 
desministerien benarmt, ein weiteres Mitghed wird 


aus dem Kreis der Hotelfachleute berufen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 6 6 

davon Bund: 5 5 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 1 


Gremien, in die das AA Vertreter entsendet 

Siehe dazu die Gremiennummem 12 bis 44 in der 
Übersicht (analog zum 1. Gremienbericht nicht wei- 
ter auf geschlüsselt) 

Geschäftsbereich des Bundesmlnistorsums 
des Innern (BMI) 

Übersicht 

Ausschüsse, Beiräte, Sachverständigenkommissionen 

1. Unabhängige Kommission für Rechts- und Ver- 
waltungsvereinfachung des Bundes 

2. Kommission zum Schutz der Zivilbevölkerung 

3. Beirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- imd Spät- 
aussiedlerfragen beim BMI 

4. Statistischer Beirat 

5. Auswahlausschuß für Filmförderung 

6. Ankaufskommission des Bundes 

7. Beschußrat 

8. Sachverständigenausschuß für explosionsgefähr- 
hche Stoffe 

9. Wahlkreiskommission 

10. Bundespersonalausschuß 

Organe von Bundeseinrichtungen 

11. Kuratorium der Fachhochschule des Bimdes 

12. Beirat der Fachhochschule des Bundes 

13. Beirat und wissenschafthcher Ausschuß bei der 
Bundesakadenüe für öffenüiche Verwaltung 

14. Beruf sbildimgsausschuß beim Bundesverwal- 
tungsamt 

15. Kuratorium der Schule für Verf assimgsschutz 

16. Wissenschaftlicher Beirat des Bundesinstituts für 
ostdeutsche Kultur imd Geschichte 

17. Wissenschaftlicher Beirat der Bundeszentrale für 
pohtische Büdung 


18. Direktorium des Bundesinstituts für Sportwissen- 
schaft 

19. Fachausschüsse imd Fachbeiräte beim Bundesin- 
stitut für Sportwissenschaft 

20. Kuratorium des Bundesinstituts für Bevölke- 
rungsforschung beim Statistischen Bundesamt 

21. Verwaltungsrat der Bundesanstalt Die Deutsche 
Bibhothek 


Organe von Rundfunkanstalten 

22. Rundfunkrat der Deutschen Welle 

23. Verwaltungsrat der Deutschen Welle 

24. Hörfunkrat des Deutschlandradios 

25. Verwaltungsrat des Deutschlandradios 

26. Femsehrat des ZDF 

27. Verwaltungsrat des ZDF 

28. RIAS-Berlin-Kommission 


Süiiutigsorgane aus den Bereichen der Kultur 
und des Sports 

29. Stiftungsrat der Kulturstiftung der Länder 

30. Kuratorium der Stiftung „Haus der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland " 

31. Stiftungsrat der Stiftung „Preußischer Kultur- 
besitz" 

32. Beirat der Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten Berlin-Brandenburg 

33. Vorstand der Stiftung Deutsche Sporthilfe 


Stiftungsorgane der Gedenkstätten zur Erinnerung 

an Persönlichkeiten des politischen Lebens 

34. Kuratorium der Stiftimg Bundeskanzler- Adenauer- 
Haus 

35. Vorstand der Stiftung Bundeskanzler- Adenauer- 
Haus 

36. Kuratorium der Stiftung Reichspräsident-Fried- 
rich-Ebert- Gedenkstätte 

37. Vorstand der Stiftung Reichspräsident-Friedrich- 
Ebert-Gedenkstätte 

38. Kuratorium der Stiftung Bundespräsident Theo- 
dor-Heuss-Haus 

39. Vorstand der Stiftung Bimdespräsident Theodor- 
Heuss-Haus 

40. Kuratorium der Bundeskanzler Willy-Brandt- Stif- 
timg 

41. Vorstand der Bundeskanzler Willy-Brandt- Stif- 
tung 

42. Vorstand der Otto-von-Bismarck-Stiftung 

43. Wissenschaftlicher Beirat der Otto-von-Bismarck- 
Stiftung 
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Sonstige Gremien 

44. Verwaltungsrat der Deutschen Ausgleichsbank 

45. Kuratorium der Berliner Festspiele GmbH 

1. Unabhängige Kommission für Rechts- und 
Verwaltungsvereinfachung des Bundes 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Förderung des Ziels der Rechts- und Verwaltungsver- 
einfachung, Begleitimg der Bemühungen der Bun- 
desregierung auf diesem Gebiet 

2. Rechtsgrundlage: 

Beschluß der Bundesregierung über die Einrichtung 
dieser Kommission vom 13. Juli 1983 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Länder 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die Ministerpräsidentenkonferenz wählt die in der 
Komnüssion vertretenen Länder aus. Das entsendende 
Land schlägt seinen Vertreter vor. Die Mitgliedschaft 
hängt von der Funktion innerhalb der jeweiligen In- 


stitution ab. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 13 15 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 


2. Kommission zum Schutz der Zivilbevölkerung 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Beratung des BMI in wissenschaftiichen Fragen des 
Bevölkerungsschutzes, bei der Ermittlung des For- 
schungsbedarfs und bei der Vergabe von For- 
schungsvorhaben 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 4 Abs. 2 Nr. 5 des Zivilschutzgesetzes in Verbin- 
dung mit der Geschäftsordnung der o. Kommission 
beim BMI vom 25. Oktober 1989 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI auf Vorschlag des Vorsitzenden der Schutzkom- 
mission 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesressorts, Bundesamt für Zivilschutz, Bundes- 
anstalt Technisches Hüfswerk, Länder 


3.3 Auswahlverfahren: 

Berufungsvorschlag durch den Vorsitzenden der 
Schutzkommission nach Beratung xmd Zustimmung 
des Inneren Ausschusses der Schutzkommission 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 46 44 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 0 2 

davon Bimd: 0 


3. Beirat für Vertriebenen-, Flüchtlings- und 
Spätaussiedlerfragen beim BMI 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung der Bundesregierung imd der Länderregie- 
rungen in Vertriebenen-, Flüchtlings- und Spätaus- 
siedlerfragen, Anhörung bei allgemeinen Regelun- 
gen und Maßnahmen 

2. Rechtsgrundlage: 

§§22 bis 24 des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Landesvertriebenen- 
beiräte bzw. zentralen Dienststellen der Länder, Ver- 
triebenenverbände (Bundesebene), Katholische und 
Evangelische Kirche, kommimalen Spitzenverbände, 
Spitzenverbände der Wohlfahrtspflege und die Tarif- 


parteien. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 44 49 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 3 8 

davon Bund: 0 


4. Statistischer Beirat 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des Statistischen Bundesamtes in Grund- 
satzfragen 

2. Rechtsgrundlage: 

Bundesstatistikgesetz (BStatG) vom 22. Januar 1987 

3 . 1 Entscheid ungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Die Zusammensetzung des Statistischen Beirats ist 
gesetzlich bestimmt (§ 4 Abs. 3 BStatG). 

Mitglieder benennen jedes Bundesministerium für 
seinen Bereich, der Bundesbeauftragte für den Da- 
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tenschutz, der Bundesrechnungshof, die Deutsche 
Bundesbank, die Deutsche Bahn AG und die Länder. 

Vorschlagsberechtigt sind die konununalen Spitzen- 
verbände, die gewerbliche Wirtschaft, die Tarifpar- 
teien, die Landwirtschaft, die wirtschaftswissen- 
schaftlichen Institute und die Hochschulen. Die zu- 
ständigen Bundesministerien bestimmen im einzel- 
nen die vorschlagsberechtigten Verbände und Insti- 
tutionen. Der Präsident des Statistischen Bundesam- 
tes beruft die von diesen vorgeschlagenen Mitglie- 
der, 

3.2 Auswahlverfahren: 

Die Bundesministerien sind durch die für die Statistik 
zuständigen Unterabteilungsleitungen oder Referats- 


leitungen vertreten, 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 53 64 

davon Bund: 22 22 

Anzahl der Frauen: 3 5 

davon Bund: 2 4 


5. Auswahlausschuß für Filmförderung beim BMI 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMI bei der Vergabe von Filmpreisen 
und bei Förderungsanträgen zur Produktion von Fil- 
men, besonders bei der Beurteilung der künstleri- 
schen Qualität. 

2. Rechtsgrundlage: 

Filmförderrichtlinien des BMI in der Fassung vom 
1. August 1995 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung I 
Z usammensetz ung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind insbesondere die Organi- 
sationen des Films und der Filmwirtschaft, der Deut- 
sche Bundestag, die Länder und die Kirchen. 

Das Bundesministerium für Fanülie, Senioren, Frauen 
und Jugend, der Berliner Senat und die Kinover- 
bände haben für insgesamt 8 Ausschußmitglieder 
Benennungsrechte. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Berufung für 3 Jahre mit der Möglichkeit der zwei- 
maligen Wiederberufung 


4, Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

42 

59 

davon Bund: 


0 

Anzahl der Frauen: 

15 

30 

davon Bund: 


0 


6. Ankaufskommission des Bundes 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung der Bundesregierung beim Ankauf von 
zeitgenössischen Kunstwerken zur kulturellen Re- 
präsentation des Bundes 

2. Rechtsgrundlage: 

Bundeshaushaltsplan, Erläuterungen zu Kapitel 06 03 
Titel 813 01 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung! 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Auswahlverfahren: 

Mitglieder der Ankaufskommission sind 4 künstle- 
rische Persönlichkeiten, 4 Personen mit leitenden 
Funktionen in Museen und eine Persönlichkeit aus 
der Kunstkritik. Der Berufungszeitraum beträgt je- 


weils fünf Jahre. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 9 9 

davon Bund: 9 

Anzahl der Frauen: 3 5 

davon Bund: 5 


7. Beschußrat 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung des BMI in waffentechnischen Fragen 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 26 Abs. 3 des Waffengesetzes in Verbindung mit 
§ 30 der Dritten Verordnung zum Waffengesetz 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung! 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Beteiligt sind die Länder, die fachlich zuständigen 
Bundesanstalten, das Bundesministerium für Wirt- 
schaft, weitere Einrichtungen, der Hauptverband der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften und Vertreter 
der Wirtschaft. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMI beruft die Mitglieder aufgrund der Vorschläge 


der beteiligten Stellen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 21 22 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 
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8. Sachverständigenausschuß für explosions- | 4. Frauenanteil; 199? 


gefährliche Stoffe 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMI insbesondere in explosivstofftech- 
nischen Fragen 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 6 Abs. 2 des Sprengstoff gesetzes in Verbindung mit 
§ 45 der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Berufung der Mitgheder im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 
Vorschlagsberechtigt sind auch das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und das Bundesministerium für 
Verkehr, der Bundesrat wegen der beteiligten 
Länder, die fachhch zuständigen nachgeordneten 
Bundesbehörden, die Vertreter der Wirtschaft, der 
Gewerkschaften und der Träger der gesetzhchen 


Unfallversicherung . 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 14 28 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 


9. Wahlkreiskommission 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Berichte über Änderungen der Bevölkerungszahlen 
im Wahlgebiet, Vorschläge zur Änderung der Wahl- 
kreiseinteilung etc. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 3 des Bundeswahlgesetzes 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Bundespräsident 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Bundesregierung (für 
ein Mitghed), die Länder (für 4 Mitgheder), das Bun- 
desverwaltungsgericht (für ein Mitghed); der Präsi- 
dent des Statistischen Bundesamtes ist Kraft Geset- 
zes Mitghed der Konmüssion, 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMI legt dem Bundespräsidenten die o. Vorschläge 
vor. 


Anzahl der Mitgheder: 7 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


10. Bundespersonalausschuß 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Erteilung der Ausnahmen von beamten- und lauf- 
bahnrechthchen Vorschriften, Mitwirkung bei aUge- 
meinen Regelungen der beamtenrechthchen Verhält- 
nisse, bei Vorschriften über die Ausbildung, Prüfung 
und Fortbildung von Beamten, SteUungnahme zu 
Beschwerden von grundsätzhcher Bedeutung und 
Vorschläge zur verbesserten Anwendung von beam- 
tenrechthchen Vorschriften 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 96 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundespräsident 

Für Vorsitz und ein Mitghed gilt Mitghedschaft Kraft 
Gesetzes aufgrund ihres Hauptamtes. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind BMI (für 6 Mitgheder und 
8 steUvertretende Mitgheder) und die Gewerkschaf- 
ten (für 4 Mitgheder und ihre Vertretungen). 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMI. Für ein Mitghed und 3 Vertretungen bestimmt 
§ 96 BBG den Personenkreis. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 7 8 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 0 1^) 

davon Bund: 1 

11. Kuratorium der Fachhochschule des Bundes 
(FH-Bund) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Wahrnehmung der gemeinsamen Verantwortung al- 
ler Ausbildungsträger, Abstimmung über Ziele der 
Fachhochschule Bund, Aufsichtsbefugnisse 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 18 des vorläufigen Errichtungserlasses FH-Bund 

Unter den stellvertretenden Mitgliedern ist ebenfalls eine 
Frau. 
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3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Benennung je eines Mitghedes durch die für die 
Fachhochschule Bund zuständigen obersten Bundes- 


behörden 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 18 16 

davon Bund: 18 16 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


12. Beirat der Fachhochschule des Bundes 
(FH-Bund) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung der FH-Bund in aUen. grundsätzhchen 
Fragen 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 19 des vorläufigen Errichtungserlasses FH-Bund 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind der Deutsche Beamten- 
bund (DBB) imd der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB). 

3.3 Auswahlverfahren: 

Dem Beirat gehören an der Präsident der FH-Bund, 
die Mitgheder des Kuratoriums, je zwei Vertreter des 
DBB und des DGB und 5 Vertreter der Wissenschaf- 


ten. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 27 25 

davon Bund: ... 16 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 


13. Beirat und wissenschaftlicher Ausschuß der 
Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung der Bundesakademie bei der Aufstellimg 
und Durchführung ihres Arbeitsprogramms und Stel- 
limgnahme zu ihrem Jahresbericht 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über die Einrichtung einer Bundesakademie 
für öffenthche Verwaltung vom 28. August 1969 und 
Geschäftsordnimg des Beirats dieser Bundesakade- 
nüe vom 21. Oktober 1970 


3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die 10 ständigen Mitgheder des Beirats setzen sich 
nach § 2 der Geschäftsordnung aus je einem Vertre- 
ter des BMI, BMF, BMWi, BMA, BMBF, zwei Vertre- 
tern der Länder, einem Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände und je einem Vertreter des Deut- 
schen Beamtenbundes imd des Deutschen Gewerk- 
schaftsbimdes zusammen. Die 5 nichtständigen Mit- 
gheder beruft BMI aus dem Kreise der Wissenschaft, 
Wirtschaft etc. 


4. Frauenanteil: 

(Beirat und wissenschaftlicher Ausschuß): 1997 
Anzahl der Mitgheder: 15 

davon Bund: 5 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


14. Benifsbildungsausschuß beim Bundes- 
verwaltungsamt 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratungs- und Beschlußorgan nach dem Berufs- 
bildungsgesetz (BBiG); zuständig für 18 oberste 
Bundesbehörden. Der Berufsbildungsausschuß be- 
schheßt nach § 58 BBiG die vom Bundesverwaltungs- 
amt zu erlassenden Rechtsvorschriften für die Durch- 
führung der Berufsbildung. Er ist zu aUen wichtigen 
Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu beteih- 
gen. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 56 BBiG 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind andere Bundesressorts (für 
jeweils 6 ordenthche und steUvertretende Mitgheder 
als Beauftragte der Arbeitgeber), die Gewerkschaf- 
ten (für die gleiche Anzahl als Beauftragte der Ar- 
beitnehmer) und die Kultusministerkonferenz der 
Länder (ebenfaUs für die gleiche Anzahl als Lehrer 


an berufsbildenden Schulen). 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder 

(ordenthche und steUvertretende): 18 

davon Bund: 6 

Anzahl der Frauen: 4 

davon Bund: 2 
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15. Kuratorium der Schule für Verfassungsschutz 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Fachaufsicht, Festsetzung der Richtlinien für die 
Arbeit der Schule, Mitwirkung beim Erlaß der Prü- 
fimgsordnungen imd bei alleh weiteren grundsätz- 
lichen Fragen des Lehrbetriebs 

2. Rechtsgrundlage: 

Abkommen über die Errichtung einer Schule für Ver- 
fassimgsschutz zwischen der Bundesregierung und 
den Ländern vom 22. Juni 1979 in Verbindung mit 
dem ergänzenden Abkommen vom 6. März 1995 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI für die Vertreter des Bundes, die Länder für ihre 


Vertreter 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder; 14 19 

davon Bund: 1 3 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


16, Wissenschaftlicher Beirat des Bundesinstituts 
für ostdeutsche Kultur und Geschichte 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Unterstützimg des Bundesinstituts bei der Erfüllung 
seiner wissenschaftlichen Aufgaben, Stellungnahme 
zum Arbeitsprogramm 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über die Errichtung dieses Bundesinstituts vom 


27. Januar 1989 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

BMI 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 5 5 

davon Bund: 5 5 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


17, Wissenschaftlicher Beirat der Bundeszentrale 
für politische Bildung 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Unterstützung des Direktoriums 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über die Bundeszentrale für politische Büdung 
vom 24. Juni 1992 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt sind die Fraktionen des Deut- 


schen Bundestages. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 1 2 

davon Bund: 0 


18, Direktorium des Bundesinstituts 
für Sportwissenschaft (BISp) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufstellung des Forschungsprogramms, Arbeitspla- 
nung, Auswertung von Forschungsergebnissen, Mit- 
wirkung beim Haushedt, bei personellen und organi- 
satorischen Fragen 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über die Einrichtung des BISp vom 8. Juli 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Der Deutsche Sportbund benennt einen Vertreter. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Zusammensetzung des Direktoriums aus den Vorsit- 
zenden der Fachbeiräte und dem Vertreter des Deut- 


schen Sportbundes. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 6 4 

davon Bund: 6 4 

Anzahl der Frauen: 1 0 

davon Bund: 0 0 


19, Fachausschüsse und Fachbeiräte beim 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft (BISp) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Wissenschaftliche Beratung des BISp 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über die Einrichtung des BISp vom 8. Juli 1996 
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3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI im Einvernehmen mit dem Deutschen Sport- 
bund 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder: 

34 

52 

davon Bund: 

34 

52 

Anzahl der Frauen: 

2 

4 

davon Bund: 

2 

4 


20. Kuratorium des Bundesinstituts für Bevölke- 
rungsforschung beim Statistischen Bundesamt 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Mitwirkung beim Forschungsprogramm, Jahresbe- 
richt imd wissenschaftlichen Veröffentlichungen 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über dieses Bundesinstitut vom 28, Juh 1995 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Zusammensetzung des Verwaltungsrates; BMI stellt 
Vorsitz und ein Mitghed; BMF und BMBF je ein Mit- 
ghed; der Börsenverein des Deutschen Buchhandels 
3 Mitglieder; die Deutsche Forschungsgemeinschaft, 
der Deutsche Musikverlegerverband, der Bundesver- 
band der phonographischen Wirtschaft und die Stadt 


Frankfurt a. Main je ein Mitghed. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 11 11 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


22. Rundfunkrat der Deutschen Welle 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsgremium einer Rundfunkanstalt 

Beratung des Intendanten in Fragen der Programm- 
gestaltung und des Schutzes der Jugend 


3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Zusammensetzung des Kuratoriums aus 9 Wissen- 
schaftlern (auf Vorschlag der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft), 7 Vertretern von Bundesressorts (BMI, 
BMWi, BMA, BMFSFJ, BMG, BMBF und BMZ) und 
2 Vertretern der Bundesländer (Bayern und NRW) 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 8 18 

davon Bund: 0 7 

Anzahl der Frauen: 0 2 

davon Bund: 0 0 


21. Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
Die Deutsche Bibliothek 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Entscheidung in aUen Angelegenheiten von grund- 
sätzhcher oder erhebhcher wirtschafthcher Bedeu- 
tung für diese Bundesanstalt 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Deutsche Bibhothek vom 31, März 
1969 in der Fassung des Einigungsvertrages vom 
23, September 1990 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 


2. Rechtsgrundlage: 

§ 2 des Gesetzes über die Errichtung von Rundfunk- 
anstalten des Bundesrechts vom 29. November 1960, 
zuletzt geändert durch das Gesetz über die Neuord- 
nung der Rundfunkanstalten des Bundesrechts und 
des RIAS Berhn vom 20. Dezember 1993 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung und Zusanunensetzung des Rundfunkrats 
sind gesetzhch geregelt. Die Bundesregierung be- 
nennt 3 Mitgheder. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Rundfunkrat (17 Mitgheder) sind vertreten neben 
der Bundesregierung der Deutsche Bundestag (2 Mit- 
gheder), der Bundesrat (2 Mitgheder), die Evange- 
hsche und die Kathohsche Kirche (je 1 Mitghed), der 
Zentralrat der Juden in Deutschland (1 Mitghed), die 
Tarifparteien (mit je einem Mitghed), die Deutsche 
Stiftung für Internationale Entwicklung (1 Mitghed) 
sowie 3 Mitgheder aus den Bereichen Kultur und 
Wissenschaft, die vom Bundespräsidenten berufen 


werden. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 17 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 


23. Verwaltungsrat der Deutschen Welle 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium einer Rundfunkanstalt 
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Überwachung der Geschäftsführung des Intendan- 
ten, Feststellung des Haushaltsplans 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 2 des Gesetzes über die Errichtung von Rundfunk- 
anstalten des Bundesrechts vom 29. November 1960, 
zuletzt geändert durch das Gesetz über die Neuord- 
nung der Rundfunkanstalten des Bundesrechts und 
des RIAS Berlin vom 20. Dezember 1993 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Berufung und Zusammensetzung des Verwaltungs- 
rats sind gesetzlich geregelt. Die Bundesregierung 
benennt ein Mitglied. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Verwaltungsrat (7 Mitglieder) sind neben der 
Bundesregierung der Deutsche Bundestag und der 
Bundesrat (je 1 Mitglied) sowie 4 vom Rundfunkrat 


gewählte Mitglieder vertreten. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 7 

davon Bund: < 1 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 


24. Hörfimkrat des Deutschlandradios 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

Beratung des Intendanten in Programmfragen, Über- 
wachung der Einhaltung der Programmrichtlinien 
und -grundsätze, Wahl des Intendanten 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 20 ff. des Deutschlandradio-Staatsvertrages in der 
Fassung des Dritten Rundfunkänderungsstaatsver- 
trages vom 28. August bis 11. September 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung und Zusammensetzung sind in §§ 20 ff. des 

o. Staatsvertrages festgelegt. Die Bundesregierung 
benennt 3 Mitglieder. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Hörfunkrat (40 Mitglieder) sind neben der Bun- 
desregierung vertreten der Deutsche Bundestag, der 
Bundesrat, die Evangelische und Katholische Kirche, 
der Zentralrat der Juden in Deutschland, die Tarif- 
parteien, die kommunalen Spitzenverbände, eine 
Reihe weiterer Verbände sowie vom Bundespräsi- 
denten aus den Bereichen Kultur und Wissenschaft 
berufene Mitglieder. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 40 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 13 

davon Bund: 1 


25. Verwaltungsrat des Deutschlandradios 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Aufsichtsgremium einer Rundfunkanstalt. Der Ver- 
waltungsrat beschließt den Dienstvertrag mit dem 
Intendanten, den Haushaltsplan und er beaufsichtigt 
die Geschäftsführung in administrativen und finan- 
ziellen Fragen. 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 20 ff. des Deutschlandradio-Staatsvertrages in der 
Fassung des Dritten Rundfunkänderungsstaatsver- 
trages vom 28. August bis 11. September 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung und Zusammensetzung des Verwaltungs- 
rats sind im o. Staatsvertrag festgelegt. Die Bundes- 
regierung benennt ein Mitglied. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Verwaltungsrat (8 Mitglieder) sind neben der 
Bundesregierung die Länder (3 Mitglieder) sowie 
ARD und ZDF (je 2 Mitglieder) vertreten. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 8 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


26. Femsehrat des Zweiten Deutschen Fernsehens 
(ZDF) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsgremium; Aufstehung von Richtlinien für 
Sendungen des ZDF, Beratung des Intendanten bei 
der Programmgestaltung, Genehmigung des Haus- 
haltsplans und des Jahresabschlusses 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 20 ff. des ZDF-Staatsvertrages in der Fassung 
des Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom 
28. August bis 11. September 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

§ 21 des ZDF-Staatsvertrages regelt die Zusammen- 
setzung des Femsehrats. Die Bundesregierung be- 
nennt 3 Mitglieder. 


25 


Drucksache 13/10761 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 


4, Frauenanteil: 


1997 


Im Femsehrat des ZDF (77 Mitglieder) sind neben 
der Bundesregierung zahlreiche weitere Institutio- 
nen vertreten (siehe § 21 des o. Staatsvertrages). 


4, Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

66 77 

3 3 

9 16 

0 0 


27. Verwaltungsrat des Zweiten Deutschen 
Fernsehens (ZDF) 


Anzahl der Mitgheder 

(deutsche imd amerikanische) : 1 0 

davon Bund: 5 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 1 (Vorsitzende) 

29. Stiftungsrat der Kulturstiftung der Länder 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Aufsichtsführendes Organ der Stiftung. Der Stif- 
tungsrat berät und entscheidet - mit Ausnahme der 
laufenden Geschäfte - über alle Aufgaben der Stif- 
tung. 


1 . Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Aufsichtsgremium; Überwachung der Geschäftsfüh- 
rung der Rundfunkanstalt und der Tätigkeit des 
Intendanten 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 20 ff. des ZDF-Staatsvertrages in der Fassung 
des Dritten Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom 
28. August bis 11. September 1996 


2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Kulturstiftung der Länder vom 4. Juni 
1987 (in der Fassimg vom 12. Juni 1992) in Verbin- 
dung mit dem Abkommen über die Mitwirkung des 
Bundes an der Kulturstiftung der Länder vom 4. Juni 
1987 (in der Fassung vom 28. April 1989) 

3. 1 F.ntsrheidimnstrnner für Rf^nifiinn/ 

' . .. Cf ^ "" — ^ • 

Zusammensetzung: 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 


Bund und Länder. Die Bundesregierung benennt 
3 Mitgheder. 


§ 24 des o. Staatsvertrages regelt die Zusammenset- 
zung des Verwaltungsrats. Die Bundesregierung be- 
nennt 1 Mitghed. 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Die Länder benennen je ein Mitghed. 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Verwaltungsrat (14 Mitgheder) sind neben der 
Bundesregierung die Länder mit 5 Mitghedem ver- 


treten. Der Fernsehrat wählt 8 Mitgheder. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 9 14 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


28. RIAS Berlin-Kommission 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Durchführung des Abkommens (s. 2.) 

2. Rechtsgrundlage: 

Artikel 4 des Abkommens über die Förderung der 
deutsch-amerikanischen Völkerverständigung im 
Rundfunkwesen und die Durchführung von Aus- 
tauschprogrammen für Rundfunkfachleute vom 
12. September 1992 

3.1 En tscheid un gsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Im Gremium sind 5 deutsche und 5 amerikanische 
Mitgheder, BMI beruft die deutschen Mitgheder. 


3.3 Auswahlverfahren: 

Die Bundesregierung benennt ihre Mitgheder auf 
Vorschlag des AA und BMI durch Kabinettbeschluß. 
Vorschlagsberechtigt für das dritte Mitghed war bis- 
her BMF, künftig wird es ein anderes Bundesministe- 
rium sein. 


4, Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

14 18 

3 2 

2 8 

0 0 


30. Kuratorium der Stiftung „Haus der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland" 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Aufsichtsführendes Organ der Stiftung. Das Kurato- 
rium beschheßt die grundsätzhche Programmgestal- 
tung, Satzung, Haushaltsplan, wichtige Personal- 
angelegenheiten sowie die Berufungen in die Bera- 
tungsgremien. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Haus der Ge- 
schichte der Bundesrepubhk Deutschland" vom 
28. Februar 1990 in der Fassung vom 20. August 
1996 
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3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Zusammensetzung ist gesetzhch geregelt. Die 
Bundesregierung benennt 8 Mitgheder. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Kuratorium sind neben den 8 Mitghedem der 
Bundesregierung (BK, AA, BMI, BMF, BMWi, 
BMFSFJ, BMBF und der Kulturbeauftragte der Bun- 
desregierung), der Deutsche Bimdestag (mit 8 Mit- 
güedem) und der Bundesrat (mit 16 Mitghedem) ver- 


treten. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 23 32 

davon Bimd: 6 8 

Anzahl der Frauen: 5 5 

davon Bund: 1 2 


31. Stiftungsrat der Stiftung 
„Preußischer Kulturbesitz" 

L Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beschluß- und Aufsichtsgremium; Überwachung der 
Geschäftsfühmng der Stiftimg, Beschluß aUer gmnd- 
sätzhchen Angelegenheiten 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 5 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftimg „Preu- 
ßischer Kulturbesitz" und zur Übertragung von Ver- 
mögenswerten des ehemahgen Landes Preußen auf 
die Stiftung; § 1 der Satzung der Stiftung „Preußi- 
scher Kulturbesitz" 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Zusammensetzung ist gesetzhch geregelt. Bundes- 
regiemng benennt zwei Vertreter (BMI, BMF). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Länder Berlin und Nordrhein-Westfalen benen- 
nen je 2 Vertreter, die übrigen Länder je einen Ver- 


treter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Vertreter: 15 20 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 2 2 

davon Bimd: 0 0 


32. Beirat der Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten Berlin-Brandenburg 

1. Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Beratung des Stiftungsrates und des Generaldirek- 
tors in wichtigen Angelegenheiten, Vorschläge und 
Anregungen 


2. Rechtsgrundlage: 

§ 5 der Stiftungssatzung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Stiftungsrat; im Stiftungsrat sind BK, BMI und BMF 
mit je einem Mitghed vertreten. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 10 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 4 

davon Bund: 0 


33. Vorstand der Stiftung Deutsche Sporthilfe (DSH) 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsgrenüum, Vertretung der DSH gerichthch 
und außergerichthch 

2. Rechtsgrundlage: 

Verfassung der DSH 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMI 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Mitgheder benennen das Kuratorium der Stiftung 
Deutsche Sporthilfe, der Deutsche Sportbund und 
das Nationale Olympische Komitee. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die beteüigten Institutionen wählen ihre Mitgheder 


aus. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 15 15 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


34. Kuratorium der Stiftung Bundeskanzler- 
Adenauer-Haus 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Kuratorium beschheßt aUe gmndsätzhchen Angele- 
genheiten der Stiftung. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtimg einer Stiftung Bundes- 
kanzler- Adenauer-Haus vom 24. November 1978 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Bundespräsident 


27 




Drucksache 13/10761 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Bundesregierung (für 
2 Mitglieder und 2 Stellvertreter - nach Vorschlä- 
gen der Regierungsfraktionen -) und die Erben 
Adenauers (für 2 Mitglieder und 2 Stellvertreter). Der 
Bundespräsident benennt 1 Mitghed und einen Stell- 


vertreter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 10 10 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 2 3 

davon Bund: 0 1 


35. Vorstand der Stiftung Bundeskanzler- 
Adenauer-Haus 

1 . Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Umsetzung der Beschlüsse des Kuratoriums und Ge- 
schäftsführung 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung Bundes- 
kanzler- Adenauer-Haus vom 24. November 1978 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Kuratorium 

4 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt ist BMI für ein Vorstandsmit- 


ghed. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 3 3 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


36. Kuratorium der Stiftung Reichspräsident- 
Friedrich-Ebert-Gedenkstätte 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beschluß über aUe grundsätzhchen Angelegenheiten 
der Stiftung 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung Reichsprä- 
sident-Friedrich-Ebert- Gedenkstätte vom 19. Dezem- 
ber 1986 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundespräsident 


3 . 2 Einfl ußrechte sonstiger S teilen : 

Vorschlagsberechtigt sind die Bundesregierung (für 
2 Mitgheder und 2 SteUvertreter - nach Vorschlägen 
der Regierungsfraktionen -) sowie das Land Baden- 
Württemberg und die Stadt Heidelberg (für je ein 
Mitghed imd einen SteUvertreter). Der Bundespräsi- 
dent benennt 1 Mitghed imd einen SteUvertreter. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder 
(und SteUvertreter): 

10 

10 

davon Bund: 

4 

4 

Anzahl der Frauen: 

0 

1 

davon Bund: 

0 

1 


37. Vorstand der Stiftung Reichspräsident- 
Friedrich-Ebert-Gedenkstätte 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Aufsichtsgremium; Geschäftsführimg, Umsetzung 
der Beschlüsse des Kuratoriums 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung Reichsprä- 
sident-Friedrich-Ebert-Gedenkstätte vom 19. Dezem- 
ber 1986 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Kuratorium 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMI benennt 1 Vorstandsnütghed. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 3 3 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


38. Kuratorium der Stiftung Bundespräsident- 
Theodor-Heuss-Haus 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Kuratorium beschheßt aUe grundsätzhchen Angele- 
genheiten der Stiftung. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung Bundesprä- 
sident-Theodor-Heuss-Haus vom 27. Mai 1994 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundespräsident 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Bundesregierung (für 
2 Mitglieder und 2 Stellvertreter - nach Vorschlägen 
der Regierungsfraktionen -) sowie die Erben Heuss 
und die Stadt Stuttgart (für je ein Mitglied und einen 
Stellvertreter). Der Bundespräsident benennt ein 
Mitglied und einen Stellvertreter. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder 

(und Stellvertreter) : 1 0 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 3 

davon Bund: 1 


39. Vorstand der Stiftung Bundespräsident- 
Theodor-Heuss-Haus 

1 . Natur des Gremiums/ A uf gaben: 

Geschäftsführung, Umsetzung der Beschlüsse des 
Kuratoriums 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung Bundesprä- 
sident-Theodor-Heuss-Haus vom 27. Mai 1994 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
usammensetzung: 

Kuratorium 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMI schlägt ein Vorstandsmitghed vor. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 3 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


40. Kuratorium der Bundeskanzler- Willy-Brandt- 
Stiftung 

1 . Natur des Gremi ums/A uf gaben : 

Beschluß aller grundsätzhchen Angelegenheiten der 
Stiftung 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Bundeskanzler- 
Willy-Brandt-Stiftung vom 25. Oktober 1994 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundespräsident 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Bimdesregierung (für 
je ein Mitglied und einen Stellvertreter - nach Vor- 
schlägen der Regierungsfraktionen -), Dr. Brigitte 
Seebacher-Brandt (persönlich), die Kinder Willy 
Brandts gemeinschaftlich, die Friedrich -Ebert- Stif- 
tung (für je ein Mitglied und einen Stellvertreter). 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder (und Stellvertreter): 10 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


41. Vorstand der Bundeskanzler-Willy-Brandt- 
Stiftung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Geschäftsführung, Umsetzung der Beschlüsse des 
Kuratoriums 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Bundeskanzler- 
Willy-Brandt- Stiftung vom 25. Oktober 1994 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Kuratorium 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMI schlägt ein Vorstandsmitglied vor. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 3 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


42. Vorstand der Otto-von-Bismarck-Stiftung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Vorstand leitet die Stiftung und vertritt sie nach außen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des Bundesministeriums des Innern über die 
Errichtung einer Otto-von-Bismarck-Stiftung vom 
14. November 1994 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Der Familienälteste der Familie von Bismarck, so- 
lange er unnüttelbar vom Reichskanzler abstammt, 
oder ein von ihm benannter Vertreter,- BMI; die Stif- 
tung Aumühle 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMI, die Fa mili e von Bismarck und die Stiftung 
Aumühle benennen je ein Mitghed. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 3 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


43. Wissenschaftlicher Beirat 

der Otto-von-Bismarck-Stiftimg 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des Vorstandes bei den Stiftungsaufgaben 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des Bundesministeriums des Innern über die 
Einrichtung einer „Otto-von-Bismarck-Stiftimg" vom 
14. November 1994 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 


Zusammensetzung: 

Keine Regelung 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 6 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


44. Verwaltungsrat der Deutschen Ausgleichsbank 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Überwachung der Geschäftsführung und der Vermö- 
gensverwaltung der Bank 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 7 des Gesetzes über die Deutsche Ausgleichsbank, 
§ 5 der Satzung der Deutschen Ausgleichsbank 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Zusammensetzung des Verwaltungsrates ist ge- 
setzhch geregelt. Die ihm angehörenden 5 Mitgheder 
der Bundesregierung werden durch das jeweüige 
Ressort besteht (BMI, BMF, BMWi, BMA und BMU). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Verwaltungsrat sind ferner vertreten der Deutsche 
Bundestag und der Bundesrat (je 5 Mitgheder), das 
Bundesausgleichsamt (1 Mitghed) sowie 7 Mitghe- 
der, die von der Anstaltsversammlung der Bank auf 
Vorschlag der beteihgten Organisationen und Ver- 
bände (Bankgewerbe, gewerbhcher Mittelstand, 


Freie Berufe, Vertriebenen- und Flüchtlingsorganisa- 


tionen) gewählt werden. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Apzahl der Mitgheder: 23 23 

davon Bund: 6 6 

Anzahl der Frauen: 0 5 

davon Bund: 0 1 


45. Kuratorium der Berliner Festspiele GmbH 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Aufgaben eines Aufsichtsrates der GmbH 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesehschaftervertrag zwischen Bund und Land Ber- 
lin vom 7. März 1967 und Verwaltungsabkommen 
zwischen Bund und Land Berlin über die Errichtung 
und den Betrieb der Berliner Festspiele GmbH vom 
7. März 1967 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Die Bundesregierung und der Senat von Berlin für je 
4 Mitgheder 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die 4 Mitgheder des Bundes werden benannt vom 
BK, AA, BMI und BMWi (Staatssekretäre, Abtei- 
lungsleiter oder Unterabteüungsleiter). 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 8 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 1 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Justiz (BMJ) 

Übersicht 

1. Sachverständigenkommission für Urheberrecht 

2. Sachverständigenkommission für gewerbhchen 
Rechtsschutz 

3. Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der Reform der 
§§ 63, 64 StGB 

4. Kommission zur Entlastung des Bundesverfas- 
sungsgerichts 

5. Aufsichtsrat der JURIS GmbH 

6. Aufsichtsrat der Bundesanzeiger VerlagsgeseU- 
schaft mbH 
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1. Sachverständigenkommission für Urheberrecht 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Unterstützung des Bundesministeriums der Justiz 
(BMJ) bei seiner gesetzgeberischen Tätigkeit und 
bei der Ausarbeitung internationaler Verträge auf 
diesem Rechtsgebiet 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMJ aus dem Jahre 1950 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMJ 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Länder, nachgeordnete 
Behörden und interessierte Kreise (z. B. Industrie 


oder Berufsverbände). 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 13 13 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 2 1 

davon Bund: 0 


2. Sachverständigenkommission für gewerblichen 
Rechtsschutz 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Unterstützung des BMJ bei seiner gesetzgeberischen 
Tätigkeit und bei der Ausarbeitung internationaler 
Verträge auf diesem Rechtsgebiet 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMJ aus dem Jahre 1950 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMJ 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Länder, nachgeordnete 
Behörden und interessierte Kreise (z. B. Industrie- 


oder Berufsverbände). 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 25 25 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


3. Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der Reform der 
§§ 63r 64 des Strafgesetzbuches (StGB) 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Die Arbeitsgruppe entwickelt ein Konzept zur Novel- 
herung der §§ 63, 64 StGB. 

2. Rechtsgrundlage: 

Beschluß des Bundestages vom 20. April 1989 
(Drucksache 11/2597) 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMJ 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Mitglieder der Arbeitsgruppe sind der Bund (BMJ 
und BMG), die Psychiatriereferenten der Länder so- 
wie Experten aus Wissenschaft und Praxis. 

4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitgheder: je nach Sitzung schwankend 
(letzte Sitzung: 10) 

Anzahl der Frauen: s. o. (letzte Sitzung 2) 

4. Kommission zur Entlastung 
des Bundesverfassungsgerichts 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Entwicklung von Vorschlägen zur Entlastung des 
Bundesverfassungsgerichts . 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMJ 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetz ung: 

BMJ 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Länder (4 Mitgheder) 
und das Bundesverfassungsgericht (2 Mitgheder). 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 1 1 

davon Bund: 6 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 1 


5. Aufsichtsrat der JURIS GmbH 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Überwachung der Geschäftsführung, Mitwirkung 
bei ihren wichtigen Entscheidungen 
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2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der JURIS GmbH 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/Zusammen- 
setzung: 

BMJ bestimmt den Vorsitzenden, BMF und BMA je 
ein weiteres Mitghed 

4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

6. Aufsichtsrat der Bundesanzeiger 
Verlagsgesellschaft mbH 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Überwachung der Geschäftsführung, Mitwirkung 
bei ihren wichtigen Entscheidungen 


1990 1997 

3 3 

3 3 

0 1 

0 1 


2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag der Bundes anzeiger Verlagsge- 
sellschaft mbH 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMJ bestimmt den Vorsitzenden, BMF ein weiteres 
Mitghed des Aufsichtsrats (3 Mitgheder) 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Das dritte Mitghed des Aufsichtsrats wird von der 
Herausgebergemeinschaft „Wertpapier- Mitteilun- 
gen" Keppler, Lehmann & Co. KG vorgeschlagen. 


4, Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

3 3 

2 2 

0 0 

0 0 


4. Wissenschaf thcher Beirat beim Bundesministe- 
rium der Finanzen 

5. Arbeitskreis Steuerschätzungen 

6, Beirat beim Bundesamt zur Regelung offener 
Vermögensfragen 

7, Betrat nach § 4 des Ausgleichsleistungsgesetzes 
in Verbindung mit § 15 der Flächenerwerbsver- 
ordnung 


Organe und Aufsichtsgremien 

8. Vorstand der Bundes ausführungsbehörde für 
Ünfahversicherung 

9. Verwaltungsrat der Deutschen Genossenschafts- 
bank 

10. Verwaltungsrat der Deutschen Siedlungs- und 
Landesrentenbank 

11. Verwaltungsrat der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau 

12. Verwaltungsrat der Versorgungsanstalt des Bun- 
des und der Länder, Karlsruhe 

13. Vorstand der Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder, Karlsruhe 

14. Verwaltungsrat der Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben 


1. „Beirat für Fördermaßnahmen in den 
neuen Bundesländern" der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) 

1, Natur des Gremiums/Aufgaben: 

- Feststehung der Bedarfsfelder für Fördermaß- 
nahmen der KfW in den neuen Bundesländern, 
Abgabe von Empfehlungen gegenüber dem Ver- 
waltungsrat, Begutachtung der Wirkungen von 
Fördermaßnahmen auf die wirtschafthche Ent- 
wicklung in den neuen Bundesländern 

- Unterstützung der Zusammenarbeit von Regierun- 
gen, Förderinstitutionen und anderen öffenthchen 
Stehen in den neuen Bundesländern mit der KfW 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Finanzen (BMF) 

Übersicht 

Beiräte und Sachverständigenkommissionen 

1. „Beirat für Fördermaßnahmen in den neuen Bun- 
desländern" der Kreditanstalt für Wiederaufbau 

2. Versicherungsbeirat beim Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen 

3. Börsensachverständigenkommission beim Bun- 
desministerium der Finanzen 


2. Rechtsgrundlage: 

§ 9 Abs. 7 der KfW-Satzung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Dem Beirat gehören an: 

a) je ein Vertreter aus den neuen Bundesländern ein- 
schheßhch Berhn 

b) je ein Vertreter aus den alten Bundesländern, die 
mit einem Mitghed dem Verwaltungsrat der KfW 
gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 3 KfW-Gesetz angehören, 

c) je ein Vertreter des Bundesministeriums der 
Finanzen (BMF) und des Bundesministeriums für 
Wirtschaft (BMWi), 
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Die Landesregierungen benennen die Mitglieder des 
Beirats zu a) und b). Die Ministerien werden grund- 
sätzüch durch Staatssekretäre vertreten. 

3.2 Einflußrecht der Bundesregierung: 

Die Bundesregierung hat Benennungsrecht für zwei 
Mitglieder. 

3.3 Einflußrechte sonstiger Stellen: 


Bundesländer 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 12 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


2. Versicherungsbeirat beim Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Gutachthche Beratung des ßundesaufsichtsamts bei 
der Vorbereitung von wichtigeren Beschlüssen; 
jeweüs zwei Mitglieder wirken mit Stimmrecht bei 
den Entscheidimgen der Beschlußkammem des 
Bundesaufsichtsamtes mit. 

2. Rechtsgrundlage: 

Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassimg der 
Bekanntmachung vom 17. Dezember 1992, zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes zur Bereini- 
gung des Umwandlungsrechtes vom 28. Oktober 
1994. 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Bundespräsident, BMF legt ihm die Vorschläge vor, 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Fachverbände und -Organisationen machen dem 
BMF Vorschläge. 

3.4 Auswahlverfahren: 

Der Bxmdespräsident ist bisher den Vorschlägen des 
BMF gefolgt. Das Bimdespräsidialamt legt bei den 
Vorschlägen Wert auf die Darlegimg der Gründe, die 
einer Doppelbenennxmg nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 
BGremBG entgegenstehen können. Das BMF über- 
nimmt im allgemeinen die Vorschläge, die von 
befragten Verbänden und Organisationen gemacht 
werden. 

Als Wissenschaftler werden Personen ausgewählt, 
die sich durch einschlägige Veröffenthchungen als 
fachkxmdig ausgewiesen haben. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder; 60 60 

Anzahl der Frauen: 1 7 


3. Börsensachverständigenkommission 
beim Bundesministerium der Finanzen 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Die Kommission berät BMF auf dem Gebiet des 
Börsen- und Wertpapierwesens 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMWi aus dem Jahre 1968 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMF 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Länder, die Bimdes- 
bank imd die Arbeitsgemeinschaft der Wertpapier- 
börsen. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMF entscheidet unter Beachtxmg der o. Vorschlags- 
rechte und nach Abstimmung mit dem Vorsitzenden 
der Behördensachverständigenkommission. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 11 15 

Anzahl der Frauen: 0 0 

4. Wissenschaftlicher Beirat 

beim Bundesministerium der Finanzen 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Unabhängige und ehrenamthche Beratimg des BMF 
in aUen Fragen der Finanzpohtik 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzimg des Beirates vom 10. April 1968 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMF 

3.2 Auswahlverfahren: 

Berufimg imd Abberufung der Mitgheder auf Vor- 
schlag des Beirats durch BMF. AUe Mitgheder sind 
Hochschuhehrer. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 26 27 

Anzahl der Frauen: 1 1 

5. Arbeitskreis Steuerschätzungen 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Kurz- imd mittelfristige Aufkommensschätzungen 
der Steuereinnahmen der Gebietskörperschaften 
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2. Rechtsgrundlage: 

Nicht förmliche Vereinbarung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Mitglieder im Arbeitskreis „Steuerschätzungen" sind 
Institutionen, die eigenverantwortlich über ihre Ver- 
treter entscheiden. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 30 

Anzahl der Frauen: 7 


6. Beirat beim Bundesamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Unterstützung des Bundesamtes zur Regelung offe- 
ner Vermögensfragen bei der Durchführung seiner 
Aufgaben, Gewährleistimg einer einheitlichen Durch- 
führung des Vermögensgesetzes sowie des Entschä- 
digungs- und Ausgleichsleistungsgesetzes 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 29 Abs. 1 Satz 2 des Vermögensgesetzes 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMF im Benehmen mit dem Bundesministerium der 
Justiz (BMJ); Ernennung der Mitglieder imd Stellver- 
treter für jeweils fünf Jahre 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Beirat vertreten sind die neuen Länder imd das 
Land Berlin (mit je einem Mitglied) und die Interes- 
senverbände (4 Mitglieder). 4 Sachverständige wer- 
den vom B ARoV und vom BAA vorgeschlagen. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 14 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 3 

davon Bund: 0 


7. Beirat nach § 4 des Ausgleichsleistungsgesetzes 
(AusglLeistG) in Verbindung mit § 15 
der Flächenerwerbsverordnung (FlErwV) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Die fünf Beiräte bei der BWG Bodenverwertungs- 
und verwaltungs GmbH in den neuen Ländern kön- 
nen bei widerstreitenden Interessen im Zusammen- 


hang mit der Durchführung des Flächenerwerbs von 
Betroffenen bzw. vom jeweiligen Land auch tu Ver- 
pachtungsfällen angenifen werden. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 4 AusglLeistG in Verbindung mit § 15 FIErwV 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMF. Die Zuseimmensetzung ist gesetzlich geregelt. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Ernennung der Vorsitzenden der Beiräte imd ihrer 
Stellvertreter im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nisterium für Emähnmg, Landwirtschaft und Forsten 
(BML) imd mit dem jeweiligen Land, der vom Bund 
zu benennenden Beisitzer im Einvernehmen mit dem 
BML sowie der vom Land zu benennenden Beisitzer 
auf Vorschlag des jeweiligen Landes. Die Ernennung 
erfolgt für jeweils fünf Jahre. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Bei den jeweiligen Vorsitzenden handelt es sich um 
die Finanzpräsidenten imd bei den Beisitzern um 
land- und forstwirtschaftliche Experten. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder 

(ohne Stellvertreter): 15 

davon Bund: 10 

Anzahl der Frauen: 5 

davon Bund: 3 


8. Vorstand der Bundesausführungsbehörde 
für Unfallversicherung 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Selbstverwaltungsorgan analog der Vorschriften des 
SGBIV 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 115 SGB VII, §§ 31, 34 SGB IV 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt ist BMF. Es entscheidet in eige- 
ner Zuständigkeit, wer berufen wird. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 4 

Anzahl der Frauen: 0 
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9. Verwaltungsrat der Deutschen Genossen- 
schaftsbank 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Überwachung der Geschäftsführung 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Deutsche Genossenschaftsbank 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Der Verwaltungsrat wird von der Hauptversammlung 
bestellt. Die Bundesregierung benennt drei Mitglie- 
der des Verwaltungsrats. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind der Bundesrat, zwei 
öffentlich-rechtliche Kreditinstitute, genossenschaft- 
liche Gruppen. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die von der Bundesregierung zu benennenden drei 
Mitglieder bestimmt das Kabinett nach Vorschlägen 
von BMF, BMWi und BML. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

29 31 

3 3 

0 1 

0 0 


10. Verwaltungsrat der Deutschen Siedlungs- 
und Landesrentenbank 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Überwachung der Geschäftsführung 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Deutsche Siedlungs- und Landesren- 
tenbank 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Hauptversammlung. Die Bundesregierung benennt 
10 Mitglieder des Verwaltungsrats. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Weitere 10 Mitgheder benennt die DSL Holding AG, 
ein Mitglied wird von den Ländern Bayern und Berlin 
im jährlichen Wechsel benannt. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMF und BML schlagen dem Kabinett gemeinsam 
die von der Bundesregierung zu benennenden Mit- 
glieder des Verwaltungsrates zur Zustimmung vor. 
Dabei berücksichtigen sie außer den beiden mit der 
Beteiligungsverwaltung beauftragten Beamten des 


BMF und des BML sachverständige Vertreter der 


Wirtschaft, 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 22 21 

davon Bund: 10 10 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


11, Verwaltungsrat der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung 
und die Vermögensverwaltung der Anstalt. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die KfW in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 23, Juni 1969, zuletzt geändert durch 
5. BBankGÄndG vom 8. Juli 1994 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

Die Zusammensetzung des Verwaltungsrates regelt 
§ 7 Abs. 1 des Gesetzes über die KfW. 

Die Bundesregierung bestellt den Vorsitzenden und 
seinen Stellvertreter. Im Verwaltungsrat sind vertre- 
ten AA, BMF, BMWi, BML, BMV, BMU und BMZ. 

Die Bundesregierung bestellt 16 weitere Mitgheder 
nach Anhörung der vorschlagsberechtigten Ver- 
bände und Gewerkschaften, Der Bundesrat bestellt 
5 Mitgheder. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Realkreditinstitute, 
Sparkassen, genossenschafthchen Kreditinstitute, 
Kreditbanken, ein auf dem Gebiet des Industriekre- 
dits maßgebhches Kreditinstitut (für je einen Vertre- 
ter), die Verbände der Industrie (für zwei Vertreter), 
der Gemeinden, der Landwirtschaft, des Handwerks, 
des Handels und der Wohnungswirtschaft (für je 
einen Vertreter) sowie die Gewerkschaften (für vier 
Vertreter). 

3.3 Auswahlverfahren: 

Sieben Mitgheder gehören dem Verwaltungsrat kraft 


Gesetzes an, 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 28 28 

davon Bund: I6+7 (6 MltgUeder 16+7 (Mitgüeder 

der BReg, ein der BReg) 

Vertreter der 

Deutschen 

Bundesbank) 

Anzahl der Frauen: 1 4 

davon Bund: 1 2 
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12. Verwaltungsrat der Versorgungsanstalt 

des Bundes und der Länder (VBL), Karlsruhe 

1. Natur des Gremiums/A uf gaben: 

oberstes Organ; Versammlung der Vertreter der Be- 
teihgten und der Versicherten an der VBL. Aufgaben: 
Beschlußfassung über Änderung der Satzung und 
über finanzielle Belange der Anstalt. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder, §§ 10, 11 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMF im Einvernehmen mit der Mehrzahl der an der 
Anstalt beteüigten Länder 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die beteüigten Länder, die 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
als Vertreter der beteüigten Kommunen, die Gewerk- 
schaften ÖTV und DAG. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMF benennt als Aufsichtsbehörde im Einverneh- 
men mit der Mehrzahl der beteüigten Länder den 
Vorsitzenden und 17 Mitglieder. Weitere 17 Mit- 
glieder werden auf Vorschlag der Gewerkschaften 


ernannt. 



4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

13 

35 

davon Bund: 

1 

2 

Anzahl der Frauen: 

1 

5 

davon Bund: 

0 

0 


13. Vorstand der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL), Karlsruhe 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Führung der Geschäfte der VBL 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder, §§ 5, 6 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Der Vorstand setzt sich aus dem Vorsitzenden und 
16 weiteren Mitgliedern zusammen. Der Vorsitzende 
ist zusammen mit zwei weiteren Mitgliedern haupt- 
amtlich tätig. Weitere 6 Mitglieder ernennt BMF als 
Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der Mehr- 
zahl der an der Anstalt beteüigten Länder. 8 Mitglie- 
der ernennt der Verwaltungsrat auf Vorschlag der 
Gewerkschaften aus dem Kreise der Versicherten. 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die beteüigten Länder, die 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
als Vertreter der beteüigten Kommunen und die Ge- 


werkschaften ÖTV und DAG. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 7 17 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 1 


14. Verwaltungsrat der Bundesanstalt für 

vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung und Unterstützung des Vorstandes der 
BvS; Beratung in allen Grundfragen des Vertragsma- 
nagements, der Abwicklung, der Reprivatisierung 
sowie der Verwertung volkseigenen Vermögens; Zu- 
stimmung zu Geschäften und Maßnahmen, sofern sie 
eine bestimmte Größenordnung überschreiten. 

2. Rechtsgrundlage: 

Artikel 25 Abs. 2 des Einigungsvertrages in Verbin- 
dung mit § 4 des Treuhandgesetzes in der Fassung 
vom 9, August 1994 

3 . 1 Entscheid ungsträger für Berufung/ 
Zusammensetz ung: 

Bundesregierung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die fünf neuen Bundesländer und das Land Berlin 
sind mit je einem Mitghed vertreten, die Gewerk- 
schaften schlagen vier Mitglieder vor. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 2 1 

davon Bund: 11 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Wirtschaft (BMWi) 

Übersicht 


Beiräte, Sachverständigenkommissionen 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministe- 
rium für Wirtschaft 

2. Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung 

3. Monopolkommission 
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4. Mittelstandsbeirat 

5. Tourismusbeirat 

6. Verbraucherbeirat 

7. Außenwirtschaftsbeirat 

Organe von Institutionen/Untemehmen 

8. Verwaltungsrat der Deutschen Zentrale für Tou- 
rismus e. V in Frankfurt/Main 


Internationale Gremien 

33. Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäi- 
schen Gemeinschaften (WSA) 

34, Union für die Koordinierung der Erzeugung und 
des Transports elektrischer Energie (UCPTE) 

1. Wissenschaftlicher Beirat 

beim Bundesministerium für Wirtschaft 


9. Verwaltungsrat der Filmförderungsanstalt (FFA) 

10. Präsidium der Filmförderungsanstalt (FFA) 

11. Kuratorium der Physikahsch-Technischen Bun- 
desanstalt 

12. Kuratorium der Bundesanstalt für Materialprü- 
fung 

13. Verwaltungsrat der Stiftung Warentest 

14. Kuratorium der Stiftung Warentest 

15. Verwaltungsrat des Verbraucherinstituts 

16. Beratender Ausschuß des Verbraucherinstituts 

17. Kuratorium bei der Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe 

18. Kuratorium des Instituts für Mittelstandsfor- 
schung 

19. Vorstand des Rationalisierungs-Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft (RKW) 

20. Vorstand der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaft- 
hche Verwaltung e. V. (AWV) 

21. Vorstand des Deutschen Instituts für Wirtschafts- 
forschung 

22. Beirat des HWWA-Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung Hamburg 

23. Verwaltungsrat des Ifo-lnstituts für Wirtschafts- 
forschung München 

24. Vorstandsrat des Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung Halle 

25. Verwaltungsrat des Rheinisch- Westfälischen In- 
stituts für Wirtschaftsforschung 

26. Verwaltungsausschuß des Instituts für Weltwirt- 
schaft 

27. Aufsichtsrat der Wismut GmbH 

28. Aufsichtsrat der EXPO 2000 Hannover GmbH 


Sonstige Gremien (Interministerielle Ausschüsse) 

29. Interministerieller Ausschuß für Ausfuhrbürg- 
schaften und -garantien 

30. Interministerieller Ausschuß für Ausfuhrbürg- 
schaften und -garantien zur Erörterung allgemei- 
ner Fragen (C-Ausschuß) 

31 . Interministerieller Ausschuß Außenwirtschaft 

32. Interministerieller Ausschuß zur Durchführung 
des Deutschen Programms für transatlantische 
Begegnung 


1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMWi in voller Unabhängigkeit in 
allen Fragen der Wirtschaftspolitik. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung dieses Beirats 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Zusammensetzung: 

Der Beirat entscheidet allein über seine Zusammen- 
setzung. Die Mitgheder werden entsprechend dem 
Votum des Beirats formal vom BMWi berufen. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

29 33 

0 0 

0 0 

0 0 


2. Sachverständigenrat zur Begutachtung 

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratergremium der Bundesregierung; Darstellung 
der gesamtwirtschaftüchen Lage und deren abseh- 
barer Entwicklung in Berichten 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftüchen Ent- 
wicklung 

3.1 Entscheidungsträger 

für Berufung/Zusammensetzung: 

Bundespräsident beruft die Mitgheder auf Vorschlag 
der Bundesregierung. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung entscheidet über die Zusam- 
mensetzung. Sie hört den SVR an, bevor sie ein 
neues Mitghed vorschlägt. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die Bundesregierung schlägt dem Bundespräsiden- 
ten Personen vor, die über besondere wirtschaftswis- 
senschafthche Kenntnisse und volkswirtschafthche 
Erfahrungen verfügen. 
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4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund; 

Anzahl der Frauen: 
davon Bimd: 


1990 1997 

5 5 

0 0 

0 0 

0 0 


3. Monopolkommission: 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Regelmäßige Begutachtung der Entwicklimg der Un- 
temehmenskonzentration in der Bimdesrepublik 
Deutschland und der Anwendung der §§22 bis 24 a 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWB) - 2-Jahres-Gutachten - sowie die Erstellung 
von Gutachten in Fällen des § 24 Abs. 3 GWB (sog. 
Minister-Erlaubnisverfahren) 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 24 b GWB 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Der Bundespräsident beruft auf Vorschlag der Bun- 
desregierung die Mitgheder der Monopolkommis- 
sion. 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorsctilagsrecht der Bundesregierung 

3.3 Auswahlverfahren: 

Gesetzhche Vorgaben ergeben sich aus § 24 b Abs. 1, 
2 GWB. Die 5 Mitgheder der Kommission müssen 
über besondere volkswirtschafthche, betriebswirt- 
schafthche, sozialpohtische, technologische oder 
wirtschaftsrechthche Kenntnisse und Erfahrungen 
verfügen. Sie dürfen weder der Regierung, einer 
gesetzgebenden Körperschaft oder dem öffenthchen 
Dienst (Ausnahme: Hochschuhehrer oder Mitarbeiter 
eines wissenschafthchen Instituts) angehören noch 
Repräsentanten eines Wirtschaftsverbandes oder 
einer Organisation der Tarifparteien sein. Nach der 
praktischen Richtschnur beträgt das Verhältnis Wis- 


senschaft : Praxis 2 : 3. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 5 5 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


4. Beirat für Fragen des gewerblichen Mittelstandes 
und der freien Berufe beim Bundesministerium 
für Wirtschaft (Mittelstandsbeirat) 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Beratung des BMWi in wirtschaftspohtischen Fragen 
mit besonderer Bedeutung für den gewerbhchen 
Mittelstand imd die freien Berufe 


2. Rechtsgrundlage: 

Beschluß des Bundestagsausschusses für Sonderfra- 
gen des Mittelstandes von 1956; Satzung des Mittel- 
standsbeirats beim BMWi vom 10. Dezember 1987 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi beruft die Mitgheder des Beirats für die Dauer 
einer Legislaturperiode. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Fraktionen des Deutschen Bundestages können 
jeweils 1 Mitghed benennen. BMWi kann Vorschläge 
aus Kreisen der Wirtschaft \md der freien Berufe ein- 
holen. 

4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitgheder 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

5. Beirat für Fragen des Tourismus 
beim Bundesministerium für Wirtschaft 
(Tourismusbeirat) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMWi in Fragen der Tourismuspohtik 
und Unterstützung durch gutachthche Stehungnah- 
men. Die Mitgheder des Beirats sind weisungsunab- 
hängig und vertreten ausschheßhch ihre persönhche 
Überzeugung. Sie können nicht vertreten werden. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Beirats vom 30. Juni 1977 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi beruft die Mitgheder für die Dauer jeweils 
einer Legislaturperiode. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Institutionen der Fremdenverkehrs Wirtschaft 
(Firmen, Verbände, sonstige Vereinigungen) können 


Vorschläge machen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 29 27 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 3 

davon Bimd: 0 0 


6. Verbraucherbeirat 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Beratung der Bundesregierung 


1990 1997 

35 39 

0 0 

3 7 

0 0 
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2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des BMWi vom 18. Med 1972 in 
der Fassung vom 29. Mai 1984 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusarrunensetzung: 

BMWi und Inteiministerieller Ausschuß 

3.2 Auswahlverfahren: 

Personen aus Verbraucherorganisationen, verbrau- 
cherorientierten Verbänden oder mit besonderen Er- 


fahrungen in Verbraucherangelegenheiten 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 16 18 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 6 10 

davon Bimd: 0 0 


7. Aiißenwirtschaftsbeirat beim Bundesministerium 
für Wirtschaft 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Beratung des BMWi in Fragen der Außenwirtschaft 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzimg dieses Beirats vom 26. Juli 1983 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi in Abstimmung mit dem Vorsitzenden dieses 
Beirats 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Neben BMWi selbst können auch die Verbände der 
Wirtschaft und Unternehmen Vorschläge machen. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Persönlichkeiten unter 70 Jahren mit Erfahnmgen in 


der Außenwirtschaft 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 39 34 

davon Bimd: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


8. Verwaltungsrat der Deutschen Zentrale 
für Tourismus e. V in Frankfurt/Main (DZT) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beschlußfassimg und weitere Mitwirkung bei allen 
wesentlichen Fragen der DZT 


2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der DZT in der von der Mitgliederversamm- 
lung am 28. November 1995 beschlossenen Fassung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusamrr^nsetzung: 

Die Mitgliederversammlung der DZT wählt bis zu 
12 Mitglieder des Verwaltimgsrates. BMWi imd BMF 
entsenden je einen Vertreter (ehrenamtliche Tätig- 
keit) in den Verwaltungsrat. Seine Beschlüsse er- 
folgen mit einfacher Mehrheit. Beschlüsse von erheb- 
licher finanzieller oder personeller Auswirkung 
bedürfen der Zustimmimg des Vertreters des BMWi. 

3.2 Auswahlverfahren: 


Berufungsrichtlinien 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 14 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bimd; 1 


9. Verwaltungsrat der Filmförderungsanstalt (FFA) 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beschlußfassung über alle grundsätzhehen Fragen 
im Aufgabenbereich der Anstalt 

2, Rechtsgrundlage: 

Fihnfördenmgsgesetz (FFG) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 25. Januar 1993 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Bundesregierung beruft die 29 Mitglieder des 
Verwaltimgsrats und ihre Stellvertreter für drei Jahre 
und sie hat selbst ein Benennungsrecht für 2 Mitglie- 
der und 2 Stellvertreter. Die Mitglieder beruft die 
Bundesregierung aufgrund von Vorschlägen der in 
§ 6 FFG genannten Organisationen und Verbände. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Der Deutsche Bundestag wählt je 3 Mitgheder und 
Stellvertreter, der Bimdesrat je zwei. Die Verbände 
der Filmwirtschaft, die Femsehanstalten, die Evan- 
gelische und Katholische Kirche sowie die Gewerk- 
schaften benennen insgesamt 22 Mitglieder und 
22 Stellvertreter. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die Bundesregierung benennt ihre Mitgheder/Stell- 
vertreter durch Kabinettbeschluß nach Abstimmung 
zwischen BMWi, AA, BMI, BMFSFJ und BPA. Die 
Verbände/Institutionen der Filmwirtschaft werden 
um Berufungsvorschläge gebeten. 
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4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 
Stellvertreterinnen: 
davon Bund: 


1990 1997 

27 29 

2 2 

3 4 

0 1 

2 3 

0 0 


10. Präsidium der Filmförderungsanstalt (FFA) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung der Tätigkeit des Vorstandes 

2. Rechtsgrundlage: 

Filmförderungsgesetz in der Fassimg der Bekannt- 
machimg vom 25. Januar 1993 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Den Vorsitz des Präsidiums übernimmt der jeweilige 
Vorsitzende des Verwaltungsrates. Ein von der Bun- 
desregienmg benarmtes Mitghed des Verwaltrmgs- 
rates (des federführenden BMWi) gehört dem Präsi- 
dium an. Die weiteren Mitglieder wählt der Verwal- 
tungsrat aus seiner Mitte. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Verbände der Filmwirtschaft durch ihre Benen- 
nungsvorschläge für den Verwaltungsrat 

3.3 Auswahlverfahren: 

Auswirkungen aus der Zusammensetzung des Ver- 


waltungsrates 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 9 

davon Bimd: 1 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 1 


11. Kuratorium der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt (PTB) 

1 . Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung der Bundesanstalt imd des BMWi in wichti- 
gen wissensch^tlichen imd wirtschaftiichen Fragen 
für die Bimdesanstalt 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Physikalisch-Technischen Bimdesanstalt 
(PTB) Bräunschweig imd Berün vom 12. März 1996 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi beruft die Mitglieder des Kuratoriums 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschläge aus Reihen des Kuratoriums 

3.3 Auswahlverfahren: 

Durch Satzung und Geschäftsordnung geregelt 

1990 1997 

30 30 

0 0 

0 1 

0 0 

12. Kuratorium der Bundesanstalt 

für Materialprüfung (BAM), Berlin 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung der Leitung der Bundesanstalt und des 
BMWi in wichtigen wissenschaftiichen und wirt- 
schaftlichen Fragen für die Bundesanstalt 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über die Bundesanstalt für Materialprüfung 
vom 13. Oktober 1995 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschläge aus Reihen des Kuratoriums und des Prä- 
sidenten der BAM 

3.3 Auswahlverfahren: 

Durch Satzung und Geschäftsordnung geregelt 

1990 1997 

24 16 

1 0 

0 0 

0 0 

13. Verwaltungsrat der Stiftung Warentest 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung der Tätigkeit des Vorstands der Stif- 
tung 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung Warentest 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen; 
davon Bund: 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsliste des Kuratoriums, an die sich BMWi 
als Vertreter der Stifterin (Bundesregierung) halten 
„soll“. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Unabhängige Persönlichkeiten mit besonderen 
Kenntnissen und Erfahrungen in den Bereichen, die 


für den Stiftungszweck wesentlich sind. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 5 7 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


14. Kuratorium der Stiftung Warentest 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung des Vorstandes und des Verwaltungsrates 
der Stiftung 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung Warentest 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMWi 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsrechte der Gruppe der Verbraucher und 
der anbietenden Wirtschaft. BMWi als Vertreter der 
Stifterin (Bundesregierung) „soll“ sich an diese Vor- 
schläge halten. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Persönlichkeiten mit besonderen Kenntnissen und 
Erfahrungen in Bereichen, die für den Stiftungs- 


zweck wesentlich sind. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 18 36 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 5 7 

davon Bund: 0 0 


15. Verwaltungsrat des Verbraucherinstituts 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Überwachung der Tätigkeit des Vorstands 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung Verbraucherinstitut 


3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagshste des Verwaltungsrates 

3.3 Auswahlverfahren: 

Unabhängige Persönlichkeiten mit besonderen 
Kenntnissen und Erfahrungen auf den Bereichen, die 


für den Stiftungszweck wesentlich sind. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 6 6 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 3 1 

davon Bund: 0 0 


16. Beratender Ausschuß des Verbraucherinstituts 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des Vorstandes und des Verwaltungsrates 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung Verbraucherinstitut 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Verbraucherzentralen, 
Bundestagsfraktionen, Gewerkschaften, anbietende 
Wirtschaft und die Stifter. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMWi ist an die Vorschläge der in der Satzung ge- 


nannten Stellen gebunden. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 18 18 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 8 9 

davon Bund: 0 0 


17. Kuratorium bei der Bundesanstalt 

für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung der Leitung der BGR und des BMWi in 
wichtigen Fragen der Tätigkeit und Entwicklung der 
Bundesanstalt 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlasse über das Kuratorium bei dieser Bundesanstalt 
vom 29. Januar 1975 und 22. Januar 1980 
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3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi 


3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl im engen Zusammenwirken zwischen 
BMWi, der Leitung des BGR und Wissenschaft und 
Wirtschaft. Die Mitglieder sind Hochschullehrer oder 
Persönlichkeiten mit wissenschafthch-technischer 
oder wirtschaftlicher Erfahrung imd besonderer 
Sachkunde über Geowissenschaften und Rohstoffe. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 8 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


19. Vorstand des Rationalisierungs-Kuratoriums 
der Deutschen Wirtschaft (RKW) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

15 17 

0 0 

0 0 

0 0 


Der Verein fördert Rationahsierungsbestrebungen 
zum Nutzen der deutschen Volkswirtschaft. Der Vor- 
stand bestinmit die Maßnahmen zur Erfüllung der 
Vereinsaufgaben. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Vereins 


18. Kuratorium des Instituts 
für Mittelstandsforschung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Mitwirkung bei der Durchsetzung des Stiftungs- 
zweckes dieses Institutes imd bei der Entscheidung 
über das Forschungsprogramm, Bestellung des Vor- 
standes, Aufsicht über die Verwaltung des Stiftungs- 
vermögens sowie Prüfung und Genehmigung des 
Wirtschaftsplans. 

2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungsurkunde vom 20. Dezember 1957 sowie 
Satzung der Stiftung „Institut für Mittelstandsfor- 
schung" vom 17. Dezember 1958 in der Fassung vom 
26. Juni 1991 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Dieses Institut ist eine Stiftung des privaten Rechts. 
Stifter sind die Bundesrepublik Deutschland und das 
Land Nordrhein-Westfalen. Den Vorsitz im Kuratori- 
um hat der Bundesminister für Wirtschaft, er wird 
vom Minister für Wirtschaft und Mittelstand, Techno- 
logie und Verkehr des Landes Nordrhein-* Westfalen 
vertreten. 

3.2 Auswahlverfahren: 

Das Kuratorium setzt sich zusammen aus 3 Bundes- 
ministem (für Wirtschaft, Finanzen und Arbeit und 
Sozialordnung), 4 Ministem des Landes Nordrhein- 
Westfalen (Wirtschaft, Wissenschaft und Forschung, 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft) sowie 
dem Dekan der Rechts- und Staats wissenschaft- 
lichen Fakultät der Universität Bonn und der Wirt- 
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakiütät der 
Universität Köln. Die Mitgheder des Kuratoriums 
können sich vertreten lassen. 


3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Mitgliederversammlung des Vereins 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMWi entsendet einen Vertreter in den Vorstand. 
Die übrigen Mitgheder werden benannt von Wirt- 
schaf tsministerien der Länder, den Bundesverbänden 
der Industrie, des Handels und Handwerks sowie der 
Tarifparteien. BMWi fördert die Bundesgeschäftsstel- 
le des Vereins institutionell. Die Wirtschaftsminister 
der Länder fördern den Verein auf Landesebene. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 18 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


20. Vorstand der Arbeitsgemeinschaft 

für wirtschaftliche Verwaltung e. V (AWV) 

1, Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Verein fördert wissenschafthche Erkenntnisse 
zur ökonomischen Ausgestaltung von Verwaltungs- 
abläufen in der Wirtschaft und im öffenthchen 
Dienst. Der Vorstand bestinunt die Richthnien und 
Maßnahmen für die ErfüUung der Aufgaben des Ver- 
eins. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Vereins 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitghederversammlung des Vereins 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMI und BMWi entsenden einen Vertreter in den 
Vorstand und BMWi fördert den Verein institutionell. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 7 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


21. Vorstand des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung Berlin 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratendes und leitendes Gremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Instituts 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

Kuratorium 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Einflußrecht der Bundesregierung aufgrund gemein- 
samer Bund-Länder-Finanzienmg nach Artikel 91b 
GG 

3.3 Auswahlverfahren: 

Wahl durch Kuratorium 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 6 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


22. Beirat des HWWA-lnstituts 

für Wirtschaftsforschung Hamburg 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratendes Gremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Instituts 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Benennung durch Hamburger Senat 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Einflußrecht der Bimdesregienmg aufgnmd gemein- 
samer Bund-Länder-Finanzierung nach Artikel 91b 
GG 


3.3 Auswahlverfahren: 

Benennung durch BMWi, BMF und andere Ressorts 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder; 20 

davon Bund: 5 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


23. Verwaltungsrat des ifo-lnstituts 
für Wirtschaftsforschung München 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratendes Gremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Instituts 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitgliederversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Einflußrecht der Bundesregierung aufgrund gemein- 
samer Bund-Länder-Finanzierung nach Artikel 91b 
GG 

3.3 Auswahlverfahren: 

Benennung durch BMWi und BMF, Wahl durch 


Kuratorium 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund; 0 


24. Vorstandsrat des Instituts 

für Wirtschaftsforschung Halle 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratendes Gremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Instituts 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitghederversammlimg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Einflußrecht der Bundesregierung aufgrund gemein- 
samer Bimd-Länder-Finanzierung nach Artikel 91b 
GG 


43 


Drucksache 13/10761 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


3.3 Auswahlverfahren: 

Wahl durch Mitgliederversammlung 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 20 

davon Bimd: 3 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bimd: 0 


25. Verwaltungsrat des Rheinisch- Westfälischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung Essen 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratendes Gremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Instituts 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitgliederversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Einfltißrecht der Bundesregierung aufgrund gemein- 
samer Bund-Länder-Finanzierung nach Artikel 91b 
GG 

3.3 Auswahlverfahren: 

Wahl durch Mitgliederversammlimg 


4, Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 20 

davon Bimd: 2 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


26. Verwaltungsausschuß des Instituts 
für Weltwirtschaft Kiel 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratendes Gremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Instituts 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Zusammense tz ung: 

Land Schleswig-Holstein 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Einflußrecht der Bundesregierung aufgrund gemein- 
samer Bund-Länder-Finanzierung nach Artikel 91b 
GG 


3.3 Auswahlverfahren: 

Benennung durch BMWi und BMF 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 10 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


27. Aufsichtsrat der Wismut GmbH 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsrat nach § 52 GmbHG 

2, Rechtsgrundlage: 

Wismut-Gesetz vom 12. Dezember 1991, Gesell- 
schafts vertrag 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafter Bundesrepublik Deutschland, vertre- 
ten durch BMWi, Zusammensetzung richtet sich 
nach §§ 6 ff des Mitbestimmungsgesetzes 1976, 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMWi schlägt 6 Aufsichtsratsmitglieder der Arbeit- 
geberseite vor imd faßt Gesellschafterbeschluß über 
Bestellung. Je ein Vertreter des BMWi und BMF ge- 
hören dem Aufsichtsrat an. Das Bundeskabinett wird 
nach den Berufungsrichtlinien über die Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrates unterrichtet. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Benennung der Mitglieder erfolgt nach fachlichen 
Kriterien, u. a. bergbauspezifischem Sachverstand. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


28. Aufsichtsrat der EXPO 2000 Hannover GmbH 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Nach wirtschaftlichen Kriterien geführtes Unterneh- 
men zur Vorbereitung und Durchführung der Welt- 
ausstellung 2000 in Hannover 

2. Rechtsgrundlage: 

Vertrag zur Gründung der EXPO 2000 Hannover 
GmbH 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung für die Geschäftsfüh- 
rung der GmbH. Die Bundesregierung entsendet 
4 Aufsichtsratsmitglieder. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Niedersächsische Landesregierung, kommunale Ver- 
bände und Gebietskörperschaften, Wirtschaftsver- 
bände 

3.3 Auswahlverfahren: 

Entscheidung des Bundeskabinetts aufgrund der 
Vorschläge des BMWi zur Benennung der Aufsichts- 
ratsmitglieder. Vorschlagsrecht des Aufsichtsratsvor- 
sitzenden zur Benennung der Mitglieder der Ge- 
schäftsführung der GmbH, Entscheidung durch Be- 


schluß des Aufsichtsrates 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder: 1 0 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 0 

Anzahl der Geschäftsführer: 2 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 1 


29. Interministerieller Ausschuß 

für Ausfuhrbürgschaften und -garantien 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Entscheidungsgremium für die Vergabe von Ausfuhr- 
gewährleistungen (Bürgschaften/Garantien); Fest- 
legung der Grundsätze der Deckungspolitik, Prüfung 
und Gewährung von Bürgschaften/Garantien 

2. Rechtsgrundlage: 

Richtlinien aufgrund § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Haushalts- 
gesetzes 1984, zuletzt geändert 1995 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Entsendungsrecht der Bundesregierung, Vorschlags- 
recht der Wirtschaftsverbände für die Sachverständigen 

3.3 Auswahlverfahren: 

Berufung der Sachverständigen erfolgt aufgrund der 
Vorschläge der Wirtschaftsverbände. Im übrigen ist 
sie an die Zugehörigkeit zu den Fachreferaten der im 
Interministeriellen Ausschuß vertretenen Ressorts 
und der Mandatargesellschaften (Hermes -Kreditver- 
sicherungsaktiengesellschaft C & L Deutsche Revi- 
sion AG) gebunden. 


4. Frauenanteil: 

Es besteht keine formelle Mitghedschaft. 

Je nach Sitzung imd Thematik unterschiedliche An- 
zahl der Mitglieder und der Frauen, z. B. 

Anzahl der Mitglieder: ca. 30/20 

Anzahl der Frauen: ca. 4/3 

30. Interministerieller Ausschuß 

für Ausfuhrbürgschaften und -garantien 
zur Erörterung allgemeiner Fragen 
(C-Ausschuß) 

1. Natur des Gremi ums/A uf gaben : 

Gutachtliche Stellungnahme zur Fortentwicklung 
des Gewährleistungsinstrumentariums des Bundes 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisations erlaß BMWi 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung /Zusammen- 
setzung: 

BMWi 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Berufung der Sachverständigen aufgrund der Vor- 
schläge von Banken und Industrieverbänden 


4. Frauenanteil: , 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 25 27 

davon Bund: 12 

Anzahl der Frauen: 1 0 

davon Bund: 0 


31. Interministerieller Ausschuß Außenwirtschaft 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Konzeptionelle Abstimmung und Koordinierung von 
Maßnahmen zur Unterstützung der deutschen Wirt- 
schaft auf Auslandsmärkten 

2. Rechtsgrundlage: 

Gemeinsamer Beschluß des BMWi, AA, BMBF und 
BMZ vom 8. November 1995 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Mitglieder dieses Ausschusses sind die Leiter der 
mit außenwirtschaftsrelevanten Fragen befaßten Ab- 
teilungen der vier Ressorts Kraft ihres Amtes. Eine 


Berufung erfolgt nicht. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 4 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 
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32. Interministerieller Ausschuß zur Durchführung 
des Deutschen Programms für transatlantische 
Begegnung 

1 . Natur des Gremiurris/ Aufgaben: 

Entscheidungsgremium für die Förderung transatlan- 
tischer Projekte zur Begegnung von Menschen im 
Sinne von George C, Marshall aus Mitteln des ERP- 
Sondervermögens 

2. Rechtsgrundlage: 

ERP- Wirtschaftsplangesetz (Wirtschaftsplan, Kapitel 1 
Titel 681 02) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMWi, BK, AA, BMBF 

3.2 Auswahlverfahren: 

Die Mitgheder sind die Leiter der in den Ressorts zu- 
ständigen Abteilungen. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 4 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


33. Wirtschafts- und Sozialausschuß 

der Europäischen Gemeinschaften (WSA) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beteihgimg dieses beratenden Ausschusses im Rah- 
men des EG-Vertrages durch den Rat und die Kom- 
mission 

2. Rechtsgrundlage: 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft (Artikel 193 ff.); Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Atomgemeinschaft (Artikel 165 ff.); 
Abkonunen über gemeinsame Organe für die Euro- 
päischen Gemeinschaften (Artikel 5) 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Der Rat nach Anhörung der Kommission der Europäi- 
schen Union 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung schlägt dem Rat die deutschen 
Mitgheder für den WSA vor (Kabinettbeschluß). 

Vorschlagsberechtigt gegenüber der Bundesregie- 
nmg sind die verschiedenen Gruppen des wirtschaft- 
hchen imd sozialen Lebens (Erzeuger, Landwirt- 
schaft, Verkehrsuntemehmen, Arbeitnehmerschaft, 
Handel und Handwerk, freie Berufe usw.). 


3.3 Auswahlverfahren: 

In der Regel schlagen die Spitzenverbände der Wirt- 
schaft und der Gewerkschaften der Bundesregierung 
Persönhchkeiten vor. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder 

(WSA insgesamt): 189 222 

davon Bund: 24 24 

Anzahlder Frauen (WSA insgesamt): 12 29 

davon Bund: 3 4 


34. Union für die Koordinierung der Erzeugung 
und des 'Dransports elektrischer Energie 
(UCPTE) 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Privatrechthche Vereinigung von Stromerzeugungs- 
und Stromübertragungsimtemehmen imd/oder de- 
ren internationaler Vereinigung zur bestmöghchen 
Nutzung der im europäischen Verbund bestehenden 
Stromerzeugungs- und Stromübertragungsanlagen 
und zur Erleichterung des internationalen Aus- 
tauschs elektrischer Energie sowie der gegenseitigen 
Aushilfe 

2. Rechtsgrundlage: 

Vereinbarung aus dem Jahre 1951 zwischen Vertre- 
tern aus Belgien, der Bundesrepubhk Deutschland, 
Spanien, Frankreich, Griechenland, Itahen, dem ehe- 
mahgen Jugoslawien, Liixemburg, der Niederlande, 
Österreich, Portugal und der Schweiz; Neukon- 
stituienmg durch Beschluß der Vohversammlung 
vom 18. April 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Mitgheder benennen ihre Vertreter in der 
UCPTE-Vohversammlimg wie auch einen Behörden- 
vertreter des jeweihgen Landes. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Ein Vertreter der Bundesregierung kann mit beraten- 
der Stimme teilnehmen. BMWi hat hierfür ein Vor- 
schlagsrecht. Die übrigen der Privatwirtschaft ange- 
hörenden Vertreter werden von den jeweihgen 
UCPTE-Mitghedem (Verbunduntemehmen oder na- 
tionale Vereinigung der Verbunduntemehmen) be- 
nannt. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Nach der Satzung der UCPTE kann auch ein Vertre- 
ter der für die Elektrizitätswirtschaft zuständigen na- 
tionalen Behörde Gast der Vohversammlung sein. 
Nach der ständigen deutschen Praxis ist dies die Per- 
son, die im BMWi das Elektrizitätsreferat leitet. 
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4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder 
(Vollversammlung insgesamt): 

55 

56 

Anzahl der deutschen Vertreter: 

6 

11 

davon Bund: 

1 

1 

Anzahl der Frauen insgesamt: 

1 

0 

davon Bund: 


0 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 

Übersicht 

Beiräte, Sachverständigenkommissionen, 

Ausschüsse 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministe- 
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

2. Statistischer Ausschuß 

3. Beirat zur Feststellung der Ertragslage der Land- 
wirtschaft gemäß § 3 des Landwtrtschaftsgesetzes 

4. Sachverständigenausschuß für die Auswertung 
der Ergebnisse der Viehzählung 

5. Verbraucherausschuß beim Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

6. Sachverständigenausschuß für die Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln bei der Biologischen Bun- 
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft 

7. Tierschutzkommission 

Organe von Stiftungen, Anstalten 

und anderen Institutionen 

8. Stiftungsrat der Deutschen Forschungsanstalt für 
Lebensmittelchemie 

9. Stiftungsrat des Instituts für Agrarentwicklung in 
Mittel- und Osteuropa 

1. Wissenschaftlicher Beirat 

beim Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BML in Fragen der Agrarpolitik und 

Agrarwirtschaft. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung vom 26. August 1966 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

BML 


3.2 Auswahlverfahren: 

Der Beirat besteht aus wissenschaftlich anerkannten 
Persönlichkeiten, er schlägt seine neuen Mitglieder 


vor. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 14 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


2. Statistischer Ausschuß 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BML in Fragen der Agrarstatistik, be- 
sonders bei der Vorbereitung von Erhebungen. Ein- 
berufung durch BML nach Bedarf. 

2. Rechtsgrundlage: 

Bund-Länder- Vereinbarung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BML, das Statistische Bundesamt und die Länder 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BML entscheidet über die zu beteiligenden Wirt- 
schaftsverbände . 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die Behörden und Verbände entsenden ihre Vertre- 


ter. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder; 20 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 


3. Beirat zur Feststellung der Ertragslage 
der Landwirtschaft gemäß § 3 
des Lcindwirtschaftsgesetzes (LwG) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung des BML für Fragen der Anlage, Durchfüh- 
rung und Auswertung der Erhebungen und Unterla- 
gen zur Feststellung der Lage der Landwirtschaft. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 3 LwG vom 5. September 1955, zuletzt geändert am 
14. Dezember 1976; Geschäftsordnung für den Beirat 
vom 26. Oktober 1955 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BML 
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3.2 Auswahlveriahren: 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ist Vorsitzender des Beirates und er kann 
eines seiner Mitglieder zum stellvertretenden Vorsit- 
zenden bestellen. Ferner kann er auf Vorschlag des 
Beirates Sachverständige zur Unterstützung laden. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 1 8 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


4. Sachverständigenausschuß für die Auswertung 
der Ergebnisse der Viehzählung 

1, Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Der Ausschuß muß die Entwicklung auf den Märkten 
für Rind-, Kalb-, Schweine-, Schaf- und Geflügel- 
fleisch analysieren und Aussagen für die künftige 
Entwicklung treffen. 

2, Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BML vom 1. Juni 1954 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetzung: 

BML 

3.2 Auswahlverfahren: 

Berufung anerkannter Sachverständiger aus den Be- 
reichen Erzeugung, Handel, Schlachtung, Verarbei- 
tung, Wissenschaft, Verbände und Marktbeobach- 


tung 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 1 1 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


5. Verbraucherausschuß beim Bundesministerium 
für Ernährung^ Landwirtschaft und Forsten 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Beratung des BML zu Verbraucherbelangen von all- 
gemeiner Bedeutung und zu grundsätzlichen ver- 
braucherpohtischen Fragen der Emährungs- und 
Agrarpolitik. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BML vom 15, April 1981 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BML 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Fraktionen des Deut- 
schen Bundestages, die Gewerkschaften sowie kirch- 
liche und andere Organisationen nüt besonderer Bin- 
dung zu den Verbrauchern. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die Geschäftsführung des Ausschusses legt dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft imd 
Forsten Vorschläge für die Berufung der Ausschuß- 


mitgheder vor. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 1 6 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 10 

davon Bund: 0 


6. Sachverständigenausschuß für die Zulassung 
von Pflanzenschutzmitteln bei der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung der BBA als zuständiger Behörde für die 
Zulassung von Pflanzenschutznütteln. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 33 des Pflanzenschutzgesetzes vom 15. September 
1986; § 2 der Pflanzenschutzmittelverordnung vom 
28. Juli 1987, zuletzt geändert am 24. Juni 1994 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BML 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind BMG, das Bundesinstitut 
für gesundheitlichen Verbraucherschutz und Veteri- 
närmedizin und das BMU bzw. das Umweltbundes- 


amt, 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 25 25 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 3 

davon Bund: 0 0 


7. Tierschutzkommission 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Unterstützung des BML in Fragen des Tierschutzes. 
Die Kommission wird vor dem Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorschrif- 
ten nach dem Tierschutzgesetz angehört. 
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2. Rechtsgrundlage: 

§ 16 b des Tierschutzgesetzes in der Fassung vom 
17. Februar 1993 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetzung: 

BML 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Wissenschafts-, Wirt- 
schafts- und Tierschutzverbände. Vertreter des BML, 
BMWi, BMG und BMBF sowie ein Vertreter der Län- 


der können an den Sitzungen teilnehmen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 13 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 2 2 

davon Bund: 0 0 


8. Stiftungsrat der Deutschen Forschungsanstalt 
für Lebensmittelchemie 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Überwachung der Verwaltung und der Einhaltung 
des Stiftungszwecks. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung vom 11. November 1959 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BML bestimmt mindestens zwei der drei Vertreter 
der Bundesregierung. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Stiftungsrat sind vertreten das Land Bayern, die 
Stadt München, sowie zwei Hochschulen in Mün- 
chen. Die weiteren Mitglieder bestimmt der Stif- 
tungsrat selbst aus dem Kreise der Förderer der Stif- 
tung sowie aus der Wirtschaft, Industrie und Wissen- 


schaft. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 15 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 1 


9. Stiftungsrat des Instituts für Agrarentwicklung 
in Mittel- und Osteuropa (lAMO) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Überwachung der Geschäftsführung, Überprüfung 
der Wirtschaftsführung und Genehmigung der For- 
schungsplanung. Die Forschungstätigkeit des lAMO 
unterstützt u. a. die Meinungsbüdung in Fragen der 


wirtschaftlichen Annäherung der mittel- und osteu- 
ropäischen Länder an die Europäische Union im 
Agrarbereich. 

2. Rechtsgrundlage: 

Verwaltungsvereinbarung zwischen BML und dem 
Land Sachsen-Anhalt über die Errichtung des lAMO 
vom Juli 1994 und Satzung der Stiftung des Öffent- 
lichen Rechts lAMO des Landes Sachsen-Anhalt vom 
17. November 1994 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BML und Land Sachsen- Anhalt 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BML imd das Land Sachsen- Anhalt berufen selbst je- 
weüs zwei Mitglieder. Vorschlagsberechtigt für wei- 
tere Mitglieder sind das Direktorium und der Wissen- 
schaftliche Beirat der LAMO. BML führt im Zweijah- 
resrhytmus den Vorsitz im Stiftungsrat. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die Vertreter des BML im Stiftungsrat werden nach 
ihrer jeweihgen Funktion im BML ausgewählt. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 8 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung (BMA) 

Übersicht 

Beiräte, Sachverständigenkommissionen 

1. Sozialbeirat 

2. Ärztlicher Sachverständigenbeirat beim BMA 

3. Bundesausschuß der Kriegsbeschädigten- und 
Kriegshinterbliebenenfürsorge 

4. Beirat für die Rehabilitation der Behinderten 

5. Deutscher Dampfkesselausschuß nach § 30 
DampfkV 

6. Deutscher Druckbehälterausschuß nach § 36 
DruckbehV 

7. Ausschuß für Gashochdruckleitungen 

8. Deutscher Aufzugs ausschuß nach § 24 AufzV 

9. Deutscher Acetylenausschuß nach § 28 AcetV 

10. Deutscher Ausschuß für brennbare Flüssigkeiten 
nach §25 der VbF 

11. Ausschuß für Gefahrstoffe nach § „52" GefStoffV 
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12. Ausschuß für technische Arbeitsmittel nach § 8 
des Gesetzes über technische Arbeitsmittel 

13. Ausschuß für biologische Arbeitsstoffe 

Organe von Institutionen 

14. Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit 

15. Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit 

. 16. Beratender Ausschuß für Behinderte bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit 

17. Beirat der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) 

18. Beirat bei der Künstlersozialkasse 

Sonstige Gremien 

19. Heimarbeits- und Entgeltausschüsse (insgesamt 
26 Ausschüsse) nach §§ 4, 22 HAG 

20. Bundeswahlausschuß 

1. Sozialbeirat 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beirat; Begutachtung der jährlichen Rentenanpas- 
sung und der mittel- und langfristigen Vorausberech- 
nung 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 155, 156 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung der Mitgheder durch die Bundesregierung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

8 Mitglieder werden auf Vorschlag der Bundesver- 
sichenmgsanstalt für Angestellte, der Bundesknapp- 
schaft und des Verbandes Deutscher Rentenversiche- 
rungsträger ernannt. Des weiteren bestimmt die 
Deutsche Bundesbank 1 Mitglied. 3 Mitglieder wer- 
den nach Anhörung der Westdeutschen Rektoren- 


konferenz berufen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


2. Ärztlicher Sachverständigenbeirat beim 

Bimdesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des BMA in Fragen der Arbeits- und 
Sozialmedizin und in allgemeinen gesundheits- 
politischen Fragen; der Beirat besteht aus drei Sek- 
tionen: 


a) Versorgungsmedizin: Mitgheder sind besonders 
erfahrene Ärzte in Fragen versorgungsmedizini- 
scher Gutachten. 

b) Berufskrankheiten: Mitgheder sind Hochschuheh- 
rer, Betriebs- und Gewerbeärzte. 

c) Pflegeversicherung/Medizinische Rehabihtation: 
Mitgheder sind Ärzte und Wissenschaftler der 
Geriatrie, geriatrischen Psychiatrie und medizini- 
schen Rehabihtation. 

2. Rechtsgrundlage: 

Geschäftsordnimg des Beirats 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Als Mitgheder der Sektion „Versorgungsmedizin" 

werden in der Regel die 16 Leitenden Ärzte der Ver- 


sorgungsverwaltungen der Länder berufen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 

a) Sektion Versorgungsmedizin 13 17 

b) Sektion Berufskrankheiten 15 2 

c) Sektion Pflegeversicherung/ 

Medizinische Rehabihtation 14 

davon Bund: 

zu a) bis c) 0 0 

Anzahl der Frauen: 

zu a) 3 3 

zu b) 0 1 

zu c) 4 


3. Bundesausschuß der Kriegsbeschädigten- und 
Kriegshinterbliebenenfürsorge 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung des BMA in ahen grundsätzhchen Fragen 
der Kriegsopferfürsorge; Erstehung von Gutachten 
auf Wunsch des BMA oder eines Landes. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 2 der Verordnung über die soziale Kriegsbeschä- 
digten- und Kriegshinterbhebenenfürsorge vom 8. Fe- 
bruar 1919 in der Fassung der Verordnung über die 
Fürsorgepfhcht vom 13. Februar 1924; Satzung in der 
Fassung vom 21. April 1993 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 
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3.2 Einflußrechte sonstigerstellen: 

Die Länder und Kriegsopferorganisationen haben 


Vorschlagsrecht. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 18 18 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 3 

davon Bund: 0 0 


Schaft, Technische Überwachung, Gewerkschaften 
und die Träger der gesetzhchen Unfallversicherung. 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder 

(ohne Stellvertreter): 24 23 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


4. Beirat für die Rehabilitation der Behinderten 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMA in Fragen der Arbeits- und Be- 
rufsförderung der Behinderten, Unterstützung bei 
Aufgaben der Koordinierung nach § 62 des Arbeits- 
förderungsgesetzes und Mitwirkung bei der Vergabe 
der Mittel des Ausgleichsfonds. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 35 des Schwerbehindertengesetzes (SchwbG) 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung der Mitgheder durch BMA 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt sind die in § 35 Abs. 3 SchwbG 


genannten Stehen und Organisationen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 33 38 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 2 

davon Bund: 0 0 


5. Deutscher Dampfkesselausschuß 
nach § 30 DampfkV 

1. Natur des Grerrüums/ Auf gaben: 

Erstehen technischer Regeln, Beratung des BMA in 
sicherheitstechnischen Fragen; technische Sachver- 
ständige aus den entsprechenden Fachkreisen 

2. Rechtsgrundlage: 

Verordnung über Dampfkesselanlagen vom 27. Fe- 
bruar 1980, zuletzt geändert durch Verordnung vom 
12. Dezember 1996 


3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 


6. Deutscher Druckbehälterausschuß 
nach § 36 DruckbehV 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Erstehen technischer Regeln, Beratung des BMA in 
sicherheitstechnischen Fragen; technische Sachver- 
ständige aus den entsprechenden Fachkreisen 

2. Rechtsgrundlage: 

Verordmmg über Druckbehälter, Druckgasbehälter 
und Fühanlagen (Druckbehälterverordnung) vom 
27. Februar 1980, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 12. Dezember 1996 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzen- 
verbände aus Industrie, Handel und Gewerbe, 
Wissenschaft, Technische Überwachung, Gewerk- 
schaften und die Träger der gesetzhchen Unfahver- 
sichenmg. 


4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitgheder 
(ohne Stehvertreter): 

davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

27 27 

0 0 

0 0 

0 0 


7. Ausschuß für Gashochdruckleitungen nach § 14 
der Verordnung über Gashochdruckleitungen 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Erstehen technischer Regeln, Beratung des BMA 
in sicherheitstechnischen Fragen; technische Sach- 
verständige aus den entsprechenden Fachkreisen 

2, Rechtsgrundlage: 

Verordnung über Gashochdruckleitungen vom 
17. Dezember 1974, zuletzt geändert durch Ver- 
ordnung vom 12. Dezember 1996 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzenver- 
bände aus Industrie, Handel und Gewerbe, Wissen- 


3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 
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3.2 ‘ Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzen- 
verbände aus Industrie, Handel und Gewerbe, Wis- 
senschaft, Technische Überwachung, Gewerkschaf- 
ten und die Träger der gesetzhchen Unfallversiche- 
rung. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder 



(ohne SteUvertreter): 

19 

19 

davon Bund: 

0 

0 

Anzahl der Frauen; 

0 

0 

davon Bund: 

0 

0 


8. Deutscher Aufzugsausschuß nach § 24 AufzV 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Erstellen technischer Regeln, Beratung des BMA in 
sicherheitstechnischen Fragen; technische Sachver- 
ständige aus den entsprechenden Fachkreisen 

2. Rechtsgrundlage: 

Verordnung über Aufzugsanlagen (AufzV) vom 
27. Februar 1980, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 12. Dezember 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMA 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzenver- 
bände aus Industrie, Handel und Gewerbe, Wissen- 
schaft, Technische Überwachung, Gewerkschaften 
imd die Träger der gesetzhchen Unfallversicherung. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder 
(ohne SteUvertreter): 

23 

23 

davon Bund: 

0 

0 

Anzahl der Frauen: 

0 

1 

davon Bund: 

0 

0 


9. Deutscher Acetylenausschuß nach § 28 AcetV 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Erstellen technischer Regeln, Beratung des BMA in 
sicherheitstechnischen Fragen; technische Sachver- 
ständige aus den entsprechenden Fachkreisen 

2. Rechtsgrundlage: 

Verordnxmg über Acetylenanlagen und Calcium-car- 
bidlager vom 27. Februar 1980, zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 12. Dezember 1996 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzenver- 
bände aus Industrie, Handel und Gewerbe, Wissen- 
schaft, Technische Überwachung, Gewerkschaften 
und die Träger der gesetzhchen UnfaUversicherung. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder 
(ohne SteUvertreter): 

16 

16 

davon Bund: 

0 

0 

Anzahl der Frauen: 

0 

0 

davon Bund; 

0 

0 


10. Deutscher Ausschuß für brennbare 
Flüssigkeiten nach § 25 der VbF 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Erstehen technischer Regeln, Beratung des BMA in 
sicherheitstechnischen Fragen; technische Sachver- 
ständige aus den entsprechenden Fachkreisen 

2. Rechtsgrundlage: 

Verordnung über Anlagen zur Lagerung, AbfüUung 
und Beförderung brennbarer Flüssigkeiten zu Lande 
vom 27. Februar 1980, zuletzt geändert durch Verord- 
nung vom 12. Dezember 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzenver- 
bände aus Industrie, Handel und Gewerbe, Wissen- 
schaft, Technische Überwachung, Gewerkschaften 
und die Träger der gesetzhchen UnfaUversicherung. 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder 

(ohne SteUvertreter): 22 14 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


11. Ausschuß für Gefahrstoffe nach § „52" 

GefStoffV 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

ErsteUen technischer Regeln, Beratung des BMA und 
BMU zu Fragen der Sicherheitstechnik und des 
aUgemeinen Gesundheitsschutzes; technische und 
medizinische Sachverständige aus den entsprechen- 
den Fachkreisen 
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2. Rechtsgrundlage: 

Verordnung zum Schutz vor gefährhchen Stoffen 
vom 26. Oktober 1993, zuletzt geändert durch Arti- 
kel 2 der Verordnung vom 15. April 1997 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA mit Zustimmung des BMU auf Vorschlag der 
Fachkreise 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzenver- 
bände aus Industrie, Handel und Gewerbe, Wissen- 
schaft, Technische Überwachung, Gewerkschaften 
und die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung. 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder 

(ohne Stellvertreter); 38 40 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 2 5 

davon Bund: 0 1 


13. Ausschuß für biologische Arbeitsstoffe 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMA in allen Fragen zu biologischen 
Arbeitsstoffen, insbesondere Erstellung von sicher- 
heitstechnischen, arbeitsmedizinischen und hygieni- 
schen Regeln und Ermittlung arbeitswissenschaft- 
hcher Erkenntnisse; technische und medizinische 
Sachverständige aus den entsprechenden Fach- 
kreisen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des BMA vom 25. April 1995 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Spitzenver- 
bände aus Industrie und Gewerbe, die Gewerkschaf- 
ten und die Träger der gesetzhchen Unfallversiche- 
rung. 


12. Ausschuß für technische Arbeitsmittel nach § 8 
des Gesetzes über technische Arbeitsmittel 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratimg des BMA bei der Durchführung des Geräte- 
sicherheitsgesetzes; Sachverständige aus den Fach- 
kreisen, ehrenamthche Mitgliedschaft. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über technische Arbeitsmittel (Gerätesicher- 
heitsgesetz) vom 24. Juni 1968, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19. Juh 1996 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA im Einvernehmen mit BMWi 


3.3 Auswahlverfahren: 

Die Vertreter der Wissenschaft wählt BMA selbst aus, 
die anderen Mitgheder beruft er auf Vorschlag der 
benennungsberechtigten Stellen. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 32 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 9 

davon Bund: 0 


14. Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben die Länder, Träger der ge- 
setzhchen Unfallversicherung, Gewerkschaften und 
die Spitzenverbände der Verbraucher, Normung, 
Technischen Überwachung, der Arbeitgeber, Indu- 
strie, Handwerk und Handel. 


3.3 Auswahlverfahren: 

Geregelt in § 8 des Gerätesicherheitsgesetzes 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

42 42 

0 0 

1 1 

0 0 


Organ der Selbstverwaltung, das drittelparitätisch 
mit Vertretern der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber 
und der öff entheben Körperschaften besetzt ist; je 
51 Mitgheder und steUvertretende Mitgheder. 

Aufgaben der Selbstverwaltung: Bestimmung der 
Gnmdlinien der Arbeitsmarktpohtik der Bundes- 
anstalt, Haushaltsrecht, Anordnungsrecht. 


2. Rechtsgrundlage: 

§§ 189 ff. des Arbeitsförderungsgesetzes 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung der Mitgheder und steUvertretenden Mit- 
gheder durch BMA aufgrund von Vorschlägen der 
vorschlagsberechtigten Stehen 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Bimdesregierung für 
je 7 Mitgheder imd stellvertretende Mitglieder, die 
Gewerkschaften für die Arbeitnehmervertreter, die 
Arbeitgeberverbände für die Arbeitgebervertreter, 
der Bundesrat und die Spitzenvereinigungen der 
kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften für 
weitere Vertreter der öffentlichen Körperschaften. 

3.3 Auswahlverfahren: 


16. Beratender Ausschuß für Behinderte 
bei der Bundesanstalt für Arbeit 

1 . Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Förderung der Einghederung Behinderter in das 
Arbeitsleben durch Vorschläge und Unterstützimg 
der Bimdesanstalt für Arbeit (BA) bei der Durchfüh- 
rung des Schwerbehindertengesetzes und bei der 
Arbeits- imd Berufsförderung Behinderter nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz . 


In § 197 Abs. 2, 3 des Arbeitsförderungsgesetzes 
geregelt 

4, Frauenanteil: 1990 1997 


2. Rechtsgrundlage: 

§ 34 des Schwerbehindertengesetzes 


Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


39 

5 

6 
0 


5 3,1 En tscheid ungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

7 

Berufung der Mitglieder und ihrer Stellvertreter 
durch den Präsidenten der BA aufgrund der Vor- 
1 Schläge der vorschlagsberechtigten Stellen 


15. Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Organ der Selbstverwaltung, das drittelparitätisch 
mit Vertretern der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber 
und der öffentlichen Körperschaften besetzt ist 
(je 9 Mitglieder und stellvertretende Mitgheder). 

Der Vorstand nimmt Aufgaben der Selbstverwaltimg 
wahr imd führt die Geschäfte der Bundesanstalt aus- 
schheßhch laufender Verwaltungsgeschäfte. 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 189 ff. des Arbeitsförderungsgesetzes 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung der Mitgheder imd stellvertretenden Mit- 
gheder durch BMA aufgrund von Vorschlägen der 
vorschlagsberechtigten Stellen 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung schlägt je ein Mitghed und 
stellvertretendes Mitghed vor, vorschlagsberechtigt 
für die übrigen Mitgheder und ihre Stellvertreter sind 
die Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, der Bun- 
desrat und die Spitzenvereinigungen der kommuna- 
len Selbstverwaltungskörperschaften. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Geregelt in § 197 Abs. 2, 3 des Arbeitsförderungsge- 


setzes 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 9 9 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMA schlägt je ein Mitghed und dessen Stellver- 
treter vor. Vorschlagsberechtigt sind ferner die Gmp- 
penvertreter im Verwaltungsrat der BA für je zwei 
Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, die 
Behindertenverbände für fünf Mitgheder und die 
Arbeitsgemeinschaft der Deutschen Hauptfürsorge - 


stellen für ein Mitghed. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 11 11 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


17. Beirat der Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin (BAuA) 

1, Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Fachhche Beratung der BAuA in Fragen des Arbeits- 
schutzes, einschheßhch des medizinischen Arbeits- 
schutzes; Berücksichtigung der Position der vertre- 
tenen Institutionen 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des BMA über die BAuA vom 
21. Juni 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Verbände der Arbeit- 
geber und Wirtschaft, die Gewerkschaften (DGB) 
und die Arbeitsministerien der Länder. 
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4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

36 54 

0 0 

4 6 

0 0 


18. Beirat bei der Künstlersozialkasse 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung der Künstlersozialkasse bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben und Anhörung bei der Feststellung 
ihres Haushaltsplans. 


2. Rechtsgrundlage: 

§ 38 des Künstlersozialversicherungsgesetzes, Ver- 
ordnung über den Beirat und die Ausschüsse bei der 
Künstlersozialkasse 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt sind die Verbände der Versi- 


cherten und der Abgabepflichtigen, 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder 

(ohne Stellvertreter): 24 24 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 7 

davon Bund: 0 0 


19. Heimarbeits- und Entgeltausschüsse 

(insgesamt 26 Ausschüsse) nach §§ 4, 22 HAG 

1. Natur der Gremien/Aufgaben: 

Organe der Selbstverwaltung. Die Heimarbeitsaus- 
schüsse setzen die Mindestarbeitsbedingungen für 
die in Heimarbeit Beschäftigten fest, die Entgeltaus- 
schüsse diejenigen für die fremden Hilfskräfte der 
Heimarbeit (Betriebsarbeiter). 

Auf Bundesebene gibt es 26 Ausschüsse. 

2. Rechtsgrundlage: 

Heimarbeitsgesetz vom 14, März 1951, zuletzt geän- 
dert durch Artikel 30 des Gesetzes vom 11. Oktober 
1995; Erste Rechtsverordnung zur Durchführung des 
Heimarbeitsgesetzes in der Fassimg der Bekanntma- 
chung vom 27. Januar 1976 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA beruft die Beisitzer und Stellvertreter und 
bestellt die Vorsitzenden nach Anhörung der Spit- 


zenorganisationen der zuständigen Gewerkschaften 
und Vereinigungen der Arbeitgeber. § 4 Abs. 2 HAG 
in Verbindung mit §§ 3, 4 DVO/HAG regeln die 
Zusanunensetzung der Heimarbeits- und Entgeltaus- 
schüsse. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Spitzenorganisationen 
der zuständigen Gewerkschaften und die Vereini- 
gungen der Arbeitgeber und - falls diese keine ge- 
eigneten Personen benennen können - die Arbeits- 
minister der Länder. 

4, Frauenanteil: 

Anzahl der Beisitzer 
(Stellvertreter): 

davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 

Aufteüung der Beisitzer 
(Stellvertreter) nach der Seite der 


- Auftraggeber: 73 (69) 

davon Frauen: 4 (7) 

- Beschäftigten: 78 (78) 

davon Frauen: 7 (23) 

Anzahl der Vorsitzenden: 26 26 

davon Frauen: 4 0 


1990 1997 

156 (156) 151 (147) 
0 0 
18 (18) 11 (30) 


20. Bundeswahlausschuß 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsgremium; Entscheidungen über Beschwer- 
den gegen Entscheidungen der Wahlausschüsse und 
des Bundeswahlbeauftragten 

2. Rechtsgrundlage: 

Viertes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV), Wahlord- 
nung für die Sozialversicherung (SVWO) 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMA 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsrechte haben die Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberorganisationen. Ihren Vorschlägen wird 
entsprochen, sofern die Vorgeschlagenen die gesetz- 
lichen Voraussetzungen (§ 4 Abs. 2 SVWO) erfüllen. 


4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitglieder 
(ohne Stellvertreter): 

davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 

davon Bund: 


1990 1997 

7 13 

0 1 

0 1 

0 0 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriurns 
der Verteidigung (BMVg) 

Übersicht 

Beiräte, Sachverständigenkommissionen 

1 . Beirat für Fragen der Inneren Führung 

2. Beirat für die Bundesakademie für Sicherheits- 
pohtik 

3. Beirat für die Betreuung der Soldaten 

4. Beirat Militärgeschichtliches Forschungsamt 

5. Wehrmedizinischer Beirat 

6. Tierschutzkommission beim Bundesministerium 
der Verteidigung 

7. Rüstungswirtschaf thcher Arbeitskreis 

8. Ausschuß für Marinehydrodynamik 

9. Ausschuß für Geräuschminderung auf Schiffen 
der Bundeswehr s« 

10. Arbeitskreis Wehrdienst und Berufswelt 

11. Kontaktkommission des Bundesnünisteriums der 
Verteidigung zur Kultusministerkonferenz 

Organe und Aufsichtsgremien 

12. Beirat der Heimbetriebsgesellschaft mbH & Co. KG 

13. Bundesvorstand des Bundeswehr-Sozialwerks e. V. 

14. Aufsichtsrat wehrgeschichthches Museum Rastatt 
GmbH 

Entscheidungsgremien, Prüfungskommissionen 

15. Ausschüsse für Kriegsdienstverweigerung 

16. Kammern für Kriegsdienstverweigerung 

17. Widerspruchsausschüsse bei der Hauptfürsorge - 
stelle 

18. Prüfungskommissionen FH-Bund - Fachbereich 
Bundeswehrverwaltung 

19. Prüfungsausschüsse (mittlerer/gehobener/höhe- 
rer technischer/nicht technischer Dienst) 

20. Auswahlkommission Regelaufstieg 

21. Auswahlkommissionen Verwendungsaufstieg 

1. Beirat für Fragen der Inneren Führung 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Der Beirat hat die Aufgabe, den Bundesminister der 
Verteidigung in Fragen der Inneren Führung der 
Bundeswehr durch Abgabe von gutachterhchen Stel- 
lungnahmen zu Grundsatz- und Einzelfragen zu be- 
raten. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über die Bildung eines Beirates für Fragen der 
Inneren Führung in der Fassung vom 24, Januar 


1969; Geschäftsordnung in der Fassung vom 26. März 
1994 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesminister der Verteidigung 

3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl der Mitgheder vom Bundesminister der Ver- 
teidigung nach Beratung mit seinem persönhchen 
Mitarbeiterstab. Alle relevanten gesellschaftlichen 
Gruppierungen werden berücksichtigt. Der Beirat 
soll sich aus Persönlichkeiten zusammensetzen, die 
aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit und ihrer Stel- 
lung im öffentlichen Leben besondere Erfahrung in 
der Erziehimg und Menschenführung besitzen. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder: 

30 

24 

davon Bund: 

30 

24 

Anzahl der Frauen: 

4 

4 

davon Bund: 

4 

4 


2. Beirat für die Bundesakademie 
für Sicherheitspolitik: 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des Kuratoriums der Bundesakademie für 
Sicherheitspohtik in allen Fragen der ressortüber- 
greifenden sicherheitspohtischen Fortbildung an die- 
ser Bundesakademie; Abgabe von Empfehlungen zu 
Inhalt und Gestaltung der Lehre sowie zu ihrer Fort- 
entwicklung. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des Bundesministeriums für Verteidigung 
(BMVg) vom 12. August 1992 über die Bildung eines 
Beirates für die Bundesakademie für Sicherheits- 
poLLtik 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMVg auf Vorschlag der Bundesakademie für 
Sicherheitspohtik 

3.2 Auswahlverfahren: 

Nach dem o. Erlaß werden die Mitgheder z. B. aus 
den Bereichen der Bildung, Inneren Sicherheit, Kir- 
chen, Medien, Stiftungen, Tarifparteien und Wissen- 


schaft berufen. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 20 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 
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3. Beirat für die Betreuung der Soldaten 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMVg im Bereich der Verwaltung und 
Bewirtschaftung von Betreuungseinrichtungen im 
Zusammenhang mit der Betreuimg der Soldaten 
durch Abgabe von Empfehlungen zu Grundsatz- und 
Einzelfragen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß BMVg vom 30. Oktober 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMVg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind für je einen Vertreter die 
Sozialabteilung, die verschiedenen Führungsstäbe 
sowie weitere Stellen im Geschäftsbereich des 
BMVg, ferner eine Reihe von Fachverbänden der 
Bundeswehr sowie der Hauptpersonalrat und die 


Gewerkschaft ÖTV. 

4, Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 1 8 

davon Bund; 9 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 2 


5. Wissenschaftlicher Beirat für das Sanitäts- und 
Gesundheitswesen (Wehrmedizinischer Beirat) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMVg in Fragen des Gesundheitswe- 
sens durch gutachterliche Stellungnahmen 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMVg vom 8. August 1963 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

BMVg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Empfehlungen des Beirats und anderer Stellen 

3.3 Auswahlverfahren: 

Erforderlich sind Qualifikationen in der medizini- 
schen Wissenschaft, der ärztlichen Praxis und damit 
zusammenhängender Arbeitsgebiete sowie Kennt- 
nisse des soldatischen Alltags. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


44 45 

44 45 

1 2 

1 2 


4. Beirat Militärgeschichtliches Forschungsamt 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMVg in Fragen des Militärgeschicht- 
lichen Forschungsamtes; begleitende Förderung der 
wissenschaftlichen Arbeit; Beratung hinsichtlich der 
Forschungsarbeit sowie Stellungnahmen zu For- 
schungsergebnissen 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMVg vom 10. Dezember 1984 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetz ung: 

Der Bundesminister der Verteidigimg 

3.2 Auswahlverfahren: 

Fünf Professoren für Geschichte 
der Kommandeur der Führungsakademie der Bun- 
deswehr 

ein pensionierter General 


6. Tierschutzkommission beim Bundesministerium 
der Verteidigung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Unterstützung der zuständigen Dienststellen bei der 
Entscheidung über die Genehmigung von Tierver- 
suchsvorhaben; Beratung für die Beurteilung von 
Tierversuchen und von Tierschutzfragen 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 15 Abs. 3 des Tierschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. August 1986 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMVg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Tierschutzorganisatio- 
nen. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund 
Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

7 7 

7 7 

0 0 

0 0 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

18 18 

18 18 

2 4 

2 4 
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7. Rüstungswirtschaftlicher Arbeitskreis 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des BMVg in rüstungswirtschaftlichen 
Angelegenheiten 

2. Rechtsgrundlage: 

Absprache des BMVg mit der deutschen wehrtechni- 
schen Industrie. 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetz un g: 

BMVg 

3.2 Auswahlverfahren: 

Die Zusammensetzimg des Arbeitskreises richtet sich 
nach den jeweiligen Schwerpimkten der Bundes- 
wehrplanung. Die Mehrzahl der Mitglieder sind Vor- 
standsvorsitzende der deutschen Industrie. 


9. Ausschuß für Geräuschminderung auf Schiffen 
der Bundeswehr 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Wissenschaftlich-technischer Beirat zu Fragen der 
Marine-Hydroakustik im Kriegsschiffbau, Beratung 
der Behörden bei der Forschimg und anderen Projek- 
ten, Unterrichtung über die notwendige akustische 
Weiterentwicklung im Schiffsbau für die Marine 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMVg vom 14. Dezember 1962 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzun g: 

BMVg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Mitgheder des Aus- 
schusses. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder; 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

29 18 

18 18 

0 0 

0 0 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davojp Bund: 


1990 1997 

12 18 

8 

0 0 

0 


8. Ausschuß für Marinehydrodynamik 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Wissenschafthch-technischer Beirat; Beratimg des 
BMVg bei fachhchen Fragen der Marinehydro- 
dynamik 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMVg vom 17. November 1978 

3 . 1 Entscheid ungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMVg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Mitgheder des Ausschusses sind vorschlags- 
berechtigt. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Berufen werden können fachhch qualifizierte Wis- 
senschaftler und Ingenieure sowohl aus dem Ge- 
schäftsbereich des BMVg als auch aus dem Bereich 
der Hochschulen, Industriefirmen und anderen Insti- 
tutionen. 


10. Arbeitskreis Wehrdienst und Beruf swelt 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Der Arbeitskreis dient der Abstimmung der Interes- 
sen zwischen Bundeswehr und Wirtschaft, Tarifpar- 
teien, Bildungswesen und anderen Institutionen, er 
berät die zuständigen Behörden, Verbände und Insti- 
tutionen und wirkt an der Zusammenarbeit von 
Wehrdienst imd Bemfswelt mit. 

2. Rechtsgrundlage: 

Geschäftsordnung vom 6. Juh 1988 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMVg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Arbeitskreis vertreten sind auch BMI, BMWi, 
BMA, die Bundesanstalt für Arbeit, die Wehrbeauf- 
tragte des Deutschen Bundestages, die Ständige 
Konferenz der Kultusminister der Länder, die Tarif- 
parteien sowie weitere Spitzenorganisationen und 
Fachverbände. Die vertretenen Stehen entscheiden 
über ihre Mitgheder in eigener Verantwortung. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder: 

17 

13 

Anzahl der Mitgheder: 

30 

29 

davon Bund: 

17 

13 

davon Bund: 

14 

14 

Anzahl der Frauen: 

0 

0 

Anzahl der Frauen: 

1 

2 

davon Bund: 

0 

0 

davon Bund: 

0 

1 
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11. Kontaktkommission des Bundesministeriums 
der Verteidigung zur Kultusministerkonferenz 
(KMK) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Verbesserte Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr 
und Schulbereich 

2. Rechtsgrundlage: 

Begründet im Jahre 1965 durch den Bundesminister 
der Verteidigimg und den KMK-Präsidenten 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

BMVg und KMK jeweils für die eigenen Mitglieder 

3.2 Auswahlverfahren: 

Benennung richtet sich nach der Thematik und der 


factüichen Zuständigkeit. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 20 20 

davon Bund: 10 10 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


12. Beirat der Heimbetriebsgeselischaft 
mbH & Co. KG 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 


13. Bundesvorstand des Bundeswehr- 
Sozialwerks e. V. (BwSW) 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Das BwSW ist ein rechtlich selbständiger gemeinnüt- 
ziger Verein, der zusätzlich zu den Leistungen des 
Dieiistherm soziale sowie gesundheitsfürsorghche 
Maßnahmen für aktive imd ehemalige Angehörige 
der Bundeswehr und ihre Famihen durchführt. Der 
Bundesvorstand ist satzungsmäßiges Organ des Ver- 
eins. Er führt die Beschlüsse der Bundesversamnl- 
lung des BwSW aus. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des Bundeswehr- Sozialwerks e.V vom 
11. September 1991 

3 . 1 En tscheid ungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Berufung und Zusammensetzung des Bundesvor- 
standes sind durch die ^Satzung des BwSW geregelt. 
BMVg bestellt zwei der 13 Mitglieder des Bundesvor- 
standes. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bimdesversanunlung des BwSW wählt weitere 
zehn Mitglieder. Der Hauptpersonalrat beim BMVg 
entsendet ein Mitglied. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Nach der Satzung des BwSW muß eines der vom 
BMVg zu bestellenden Vorstandsmitglieder ein Sol- 
dat der für Innere Führung zuständigen Stabsabtei- 
lung sein, das andere ein ziviler Mitarbeiter der für 
Führsorgeangelegenheiten zuständigen Abteüung. 


Der Beirat trifft alle imtemehmerischen Entscheidun- 
gen der Gesellschaft, soweit sie nicht zur laufenden 
Geschäftsführung gehören, er überwacht die Ge- 
schäftsführung und prüft den Jahresabschluß. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 


2. Rechtsgrundlage: 


Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


G esellschaftsvertrag 


1990 1997 

13 13 

2 2 

1 1 

1 0 


3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusarmnensetzung: 

BMVg bestellt ein Mitglied. Die Gesellschafter- 
versammlung wählt fünf weitere Mitglieder. Ein zu- 
sätzliches Mitglied ist der Vorsitzende des Bimdes- 
verbandes der Heimbetriebsleiter imd Kamtinen- 
pächter e.V. 


14. Aufsichtsrat „Wehrgeschichtliches Museum 
Rastatt GmbH'' 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung und Überwachung der Geschäftsführung 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag vom 12. Dezember 1996 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 7 

davon Bimd: 1 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


3 . 1 En tscheid ungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Gesellschafter sind das Land Baden-Württem- 
berg, die Stadt Rastatt imd die „Freunde des WGM 
Schloß Rastatt e.V" Sie berufen die Aufsichtsratsmit- 
glieder. BMVg gehört dieser Gesellschaft als 
kooperatives Mitglied an. Bestellt werden können 
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sieben Auf sicht sratsmitglieder (bis zum 31. Dezem- 
ber 2001 : acht Mitglieder) . 

3.2 Einflußrecht der Bundesregierung: 

BMVg bestellt zwei Aufsichtsratsmitgheder {ab 2002 


ein Mitglied). 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 8 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 1 


15. Ausschüsse für Kriegsdienstverweigerung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Entscheidung über die Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer und die Ableistung eines Ersatz- 
dienstes 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 9 Abs. 2 Satz 1 des Kriegsdienstverweigerungs- 
gesetzes (KDVG) 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMVg bestimmt den Vorsitz. Die Länder benennen 
die (ehrenamtiichen) Beisitzer. 

3.2 Auswahlverfahren: 

Geregelt durch Rechtsverordnung. Die Auswahl 
erfolgt bereits mit der Zuweisung der betreffenden 
Dienstposten und der damit zuhängenden Übertra- 


gung der Aufgaben des Vorsitzes. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 28 33 

davon Bund: 28 33 

Anzahl der Frauen: 1 4 

davon Bund: 1 4 


16. Kammern für Kriegsdienstverweigerung 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Entscheidung über die Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer und Ableistung eines Ersatz- 
dienstes in zweiter Instanz 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 18 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz KDVG 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMVg bestimmt den Vorsitz. Die Länder und Ge- 
meinden benennen die (ehrenamtlichen) Beisitzer. 


3.2 Auswahlverfahren: 

Geregelt durch Rechtsverordnung, Die Auswahl 
erfolgt bereits mit der Zuweisung der betreffenden 
Dienstposten und der damit zusammenhängenden 


Übertragung der Aufgaben des Vorsitzes. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 16 7 

davon Bund: 16 7 

Anzahl der Frauen: 3 0 

davon Bund: 3 0 


17. Widerspruchsausschuß bei der 
Hauptfürsorgestelle 

1, Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Der Ausschuß entscheidet über Widersprüche gegen 
Verwaltungsakte der Hauptfürsorgestellen und der 
örthchen Fürsorgestellen, die nach dem Schwer- 
behindertengesetz erlassen werden. 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 40, 41 des Schwerbehindertengesetzes 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Das Schwerbehindertengesetz regelt die Zusammen- 
setzung des Ausschusses: zwei schwerbehinderte 
Arbeitnehmer, zwei Arbeitgeber, je ein Vertreter der 
Hauptfürsorgestelle und des Landesarbeitsamtes, 
eine Vertrauensperson der Schwerbehinderten. 

3.2 Einflußrecht der Bundesregierung: 

Bei Kündigungsangelegenheiten aus dem Geschäfts- 
bereich des BMVg benennt dieses Ressort jeweils die 
zwei Arbeitgebervertreter gegenüber BMI. BMI 
bestellt die Arbeitgebervertreter für den Ausschuß, 
die Hauptfürsorgestelle ist an die Vorschläge des 
BMI gebunden. 

4. Frauenanteil: 

Aus dem Geschäftsbereich des BMVg sind zur Zeit 
keine Frauen im Ausschuß. 

18. Prüfungskommissionen an der Fachhochschule 
des Bundes für öffentliche Verwaltung - 
Fachbereich Bundeswehrverwaltung 

1. I^atur des Gremiums/ Aufgaben: 

Die Konunissionen nehmen die Laufbahnprüfungen 
des gehobenen nicht-technischen Verwaltungsdien- 
stes in der Bundeswehrverwaltung ab. 

2. Rechtsgrundlage: 

Laufbahn-, Ausbüdungs- und Prüfungsordnung 
(LAPO) für die Laufbahn des gehobenen nicht-tech- 
nischen Verwaltungsdienstes in der Bundeswehrver- 
waltung 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Im Auftrag des Prüfungsamtes (BMI) bestellt die 
beim BMVg eingerichtete Prüfungsbehörde die Mit- 
glieder und ihre Vorsitzenden. 

3.2 Auswahlverfahren: 

BMVg berücksichtigt das Prinzip der Freiwilligkeit 
einer Prüfertätigkeit aufgrund von Befragungen der 
Mitarbeiter. Voraussetzung ist eine langjährige Be- 
rufspraxis in der Bundeswehrverwaltung. 

4, Frauenanteil: 

Für die Amtsperiode 1997 bis 2000 hat BMVg 

- 280 Prüfer aus der Praxis, 
davon 54 Frauen 

- 48 Prüfer aus der FH-Bund, 
davon 1 Frau 

bestellt. 

Im Vergleich dazu standen für die Amtsperiode 1994 
bis 1997 nur 280 Prüfer (incl. FH-Bund), davon 
34 Frauen zur Verfügung. Alle Prüfer sind vom Bund. 

19. Prüfungsausschüsse für 

a) den mittleren nicht-technischen Dienst 

b) den mittleren technischen Dienst 

c) den mittleren Dienst der Femmelde- und 
Elektronischen Aufklärung der Bundeswehr 

d) den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst 

e) Verwaltungsfachangestellte 

f) die verwaltungseigene Angestelltenprüfung I 

g) die verwaltungseigene Angestelltenprüfung II 

h) den gehobenen technischen Dienst 

i) den höheren technischen Dienst 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Prüfungsausschüsse 

2. Rechtsgrundlage: 

Jeweilige Laufbahn-, Ausbüdungs- und Prüfungs- 
ordnungen für die genannten Laufbahnen 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMVg 

3.2 Auswahlverfahren: 

BMVg-S III 3 beruft die von den Personalreferaten 
des BMVg sowie vom nachgeordneten Bereich vor- 
geschlagenen Mitglieder für die Dauer von drei 
Jahren. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

zu a) Anzahl der Mitglieder: 

291 

225 

davon Frauen: 

7 

38 

zub) Anzahl der Mitglieder: 

165 

195 

davon Frauen: 

0 

4 

zu c) Anzahl der Mitglieder: 

12 

12 

davon Frauen: 

0 

0 

zu d) Anzahl der Mitglieder: 


40 

davon Frauen: 


2 

zu e) Anzahl der Mitglieder: 


49 

davon Frauen: 


4 

zu f) Anzahl der Mitglieder: 

67 

80 

davon Frauen: 

3 

8 

zu g) Anzahl der Mitglieder: 

50 

82 

davon Frauen: 

4 

7 

zu h) Anzahl der Mitglieder: 

180 

173 

davon Frauen: 

0 

2 

zu i) Anzahl der Mitglieder: 


104 

davon Frauen: 


2 


Alle Mitglieder sind vom Bund. 

20. Auswahlkommission für den Regelaufstieg vom 
mittleren in den gehobenen technischen Dienst 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Bewerber- Auswahlkommission 

2. Rechtsgrundlage: 

Laufbahn-, Ausbüdungs- und Prüfungsordnungen, 
Bundeslauf bahnverordnung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tzung: 

BMVg 

3.2 Auswahlverfahren: 

BMVg besteUt die Mitglieder der Auswahlkommis- 


sion auf Vorschlag des BWB und der WB V 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 33 29 

davon Bund: 33 29 

Anzahl der Frauen: 4 4 

davon Bund: 4 4 


21, Auswahlkommissionen für den Verwendungs- 
aufstieg vom 

a) mittleren in den gehobenen nicht-techni- 
schen Dienst 

b) gehobenen in den höheren nicht-technischen 
Dienst 

c) gehobenen technischen in den höheren tech- 
nischen Dienst 
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1 . Natur der Gremien/Aufgaben: 

Bewerberauswahl 

2. Rechtsgrundlage: 

Jeweüige Bimdeslaufbahnverordnung, Laufbahn-, 
Ausbildungs- und Prüfungsordnxmg, Aufstiegs- 
bestimnumgen mit Durchführungshinweisen 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMVg 

3.2 Auswahlverfahren: 

Die Mitgheder der Auswahlkommissionen werden 
auf Vorschlag vom BMVg bestellt. 


4. Frauenanteil: 1997 

zua) Anzahl der Mitglieder: 4 

davon Frauen: 0 

zub) Anzahl der Mitgheder: 26 

davon Frauen: 3 

zu c) Anzahl der Mitgheder: 4 

davon Frauen: 0 


Ahe Mitgheder sind vom Bund. 


Geschäftsbereich des Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 

Übersicht 

Beiräte, Sachverständigenkommissionen 

1. Beirat zur Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frau imd Mann 

2. Arbeitsgruppe Frauenhandel 

3. Wissenschaf thcher Beirat für Famüienfragen 

4. Sachverständigenkommission zur Erstehung des 
6. Famihenberichts der Bundesregierung 

5. Bundesjugendkuratorium 

6. Nationaler Beirat für das EU-Programm „Jugend 
für Europa" 

7. Unabhängige Sachverständigenkonmüssion zur 
Erstehung des Kinder- imd Jugendberichts 

8. Beirat für den Zivüdienst 

9. Unabhängige Sachverständigenkommission zur 
Erstehung des 2. Altenberichts der Bimdesregie- 
nmg 

Organe von Stiftungen, Anstalten und anderen 

Institutionen 

10. Stiftungsrat der Bundesstiftung „Mutter und 
Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" 

11. Kuratorium der Bundesstiftimg „Mutter imd Kind 
- Schutz des ungeborenen Lebens " 


12. Stiftungsrat der Stiftung „Hilfswerk für behin- 
derte Kinder" 

13. MitghederversammlungA^orstand der Stiftung 
Deutsche Jugendmarke e, V 

14. Mitghederversammlung/Kuratorium des Deut- 
schen Jugendinstituts e. V 

15. Vorstand des Vereins Jugendkarte e. V, Berlin 

16. Ausschuß für die Bundesjugendspiele 

17. Bimdesprüf stehe 

18. Kuratorium des Deutschen Zentrums für Altems- 
forschimg an der Universität Heidelberg 

Internationale Gremien 

19. Kuratorium des Deutsch-Französischen Jugend- 
werks 

20. Deutsch-Polnischer Jugendrat 

1. Beirat zur Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frau und Mann 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMFSFJ in ahen Fragen der Gleich- 
berechtigung, Erarbeitung von gutachtiichen Äuße- 
rungen zu aktuehen Problemen der Verwirklichung 

der Gleichberechtigung 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß BMFSFJ 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 


BMFSFJ 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 14 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 


2. Arbeitsgruppe Frauenhandel 

1, Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Informationsaustausch, Kooperation der zuständigen 
Stehen zur Prävention imd Bekämpfung des Frauen- 
handels. 

2. Rechtsgrundlage 
Organisationserlaß BMFSFJ 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die beteüigten Bundes- und Landesministerien und 
die sonstigen Institutionen benennen aus ihrem Auf- 
gabenbereich die jeweüs zuständigen Personen. 
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4. Frauenanteil: 

Je nach Sitzung und Thematik unterschiedliche 
Anzahl der Mitglieder und der Frauen, z. B. 


3. 1 En tscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ 


Anzahl der Mitglieder: 1 8/1 0 

Anzahl der Frauen: 14/7 

3. Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind im wesentlichen die Ver- 
bände der Jugendarbeit (Erziehung, Bildung, Kultur, 
Sport, Politik, Sozialarbeit), die Wohlfahrtsverbände, 
Tarifparteien und die konmiunalen Spitzenverbände. 
Berufen werden auch einige Wissenschaftler. 


Beratung des BMFSFJ in Fragen der Familienfor- 
schung und Familienpolitik 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß BMFSFJ 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

20 20 

0 0 

2 9 

0 0 


6. Nationaler Beirat für das EU-Programm 
„Jugend für Europa" 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

19 18 

0 0 

2 5 

0 0 


1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung bei der Durchführung des Progranmis auf 
nationaler Ebene 

2. Rechtsgrundlage: 

Ratsbeschluß der EG vom 16. Juni 1988 (Amtsblatt 
der EG L 158, S. 42) 


4. Sachverständigenkommission zur Erstellung des 
6. Familienberichts der Bundesregierung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Erstellung des 6. Familienberichts 

2. Rechtsgrundlage: 

Bundestagsbeschluß 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 


Zusammensetzung: 

BMFSFJ 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 5 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 


5. Bundesjugendkuratorium 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung der Bundesregierung in grundsätzlichen 
Fragen der Kinder- und Jugendhüfe 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 83 Abs. 2 SGB VIII (Kinder- und Jugendhüfegesetz) 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Arbeitsgemeinschaft 
der obersten Landesjugendbehörden, die kommuna- 
len Spitzenverbände, der Bundesjugendring, Deut- 
scher Frauenrat, die Träger der Jugendarbeit und 
andere Nichtregierungs Organisationen. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Berufung durch BMFSFJ im Einvernehmen mit dem 


Deutschen Büro „Jugend für Europa" 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 8 16 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 1 8 

davon Bund: 0 0 


7. Unabhängige Sachverständigenkommission zur 
Erstellung des Kinder- und Jugendberichts 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Erstellung eines Berichts über die Lage junger Men- 
schen und die Bestrebungen und Leistungen der 
Jugendhilfe 
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2. Rechtsgrundlage: | 2. Rechtsgrundlage: 


§ 84 Abs. 2 SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfegesetz) 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung! 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ in Abstimmung mit anderen Bundesministe- 
rien 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Institutionen, Fachverbände und Behörden werden 


um Berufungsvorschläge gebeten, 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder; 7 7 

davon Bund; 0 0 

Anzahl der Frauen: 4 4 

davon Bund: 0 0 


8. Beirat für den Zivildienst 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMFSFJ in Fragen des Zivildienstes 
einschließlich der Frage, welche Aufgaben den Zivil- 
dienstpflichtigen außerhalb des sozialen Bereichs 
zugewiesen werden sollen. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 2a des Gesetzes über den Zivildienst der Kriegs- 
dienstverweigerer - Zivüdienstgesetz 

3 . 1 Entscheid ungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Verbände der Kriegs- 
dienstverweigerer und Zivildienstleistenden, die Ver- 
bände der anerkannten Beschäftigungsstellen, die 
Evangelische und Katholische Kirche, die Tarifpar- 


teien und die Länder. 

4, Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 18 18 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


9. Unabhängige Sachverständigenkommission 
zur Erstellung des 2. Altenberichts 
der Bundesregierung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Erstellung des 2. Altenberichts (Thema „Wohnen im 
Alter") 


Bundestagsbeschluß 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ in Abstimmung mit anderen Bundesministe- 


rien 

4, Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 9 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 3 

davon Bund: 0 


10. Stiftungsrat der Bundesstiftung „Mutter und 
Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Entscheidung über alle grundsätzlichen Fragen, die 
zum Aufgabenbereich der Stiftung gehören 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 9 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Mut- 
ter und Kind - Schutz des imgeborenen Lebens" in 
der Fassung vom 19. März 1993 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ (BMF für ein Mitglied) 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Zuwendungsempfän- 
ger der Bundesstiftung (Landesstiftungen, Caritas- 


verband, Diakonisches Werk). 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder 

(ohne Stellvertreter): 9 9 

davon Bund (BMFSFJ 4, BMF 1): 5 5 

Anzahl der Frauen: 5 6 

davon Bund: 1 3 


11. Kuratorium der Bundesstiftung „Mutter und 
Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des Stiftungsrats 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 11 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung 
„Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen 
Lebens" in der Fassung vom 19. März 1993 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

BMFSFJ als Vorsitzender des Stiftungsrates 
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3,2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Kirchen, Bundesver- 
bände der freien Wohlfahrtspflege, Landesstiftun- 
gen, kommunalen Spitzenverbände, Arbeitsgemein- 
schaft der deutschen Familienorganisationen, Ärzte- 
schaft und der Deutsche Frauenrat. 


4, Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

26 

30 

davon Bund: 

0 

0 

Anzahl der Frauen: 

16 

21 

davon Bund: 

0 

0 


12. Stiftungsrat der Stiftung „Hilfswerk 
für behinderte Kinder" 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Der Stiftungrat stellt Richtlinien für die Verwendung 
der Mittel auf, beschließt über die Vergabe der Mittel 
und den Stiftungshaushalt, entscheidet grundsätz- 
liche Fragen der Stiftung und überwacht den Vor- 
stand. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Errichtung einer Stiftung „Hilfswerk 
für behinderte Kinder" vom 17. Dezember 1971 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ benennt drei Mitglieder und ihre Stellver- 
treter (im Einvernehmen nüt BMF und BMA) und 
beruft die weiteren Mitglieder auf Vorschlag von 
Institutionen. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt für die Berufung der Stiftungs- 
rats -Mitglieder sind die Verbände der freien Wohl- 
fahrtspflege, die Bundesverbände der Behindertenor- 
ganisationen, die überörtlichen und örtlichen Träger 


der Sozialhilfe. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der (ordentlichen) Mitglieder: 14 15 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 2 5 

davon Bund: 1 1 

Stellvertreter 

Anzahl der Frauen: 4 8 


13. MitgliederversammlungA^orstand der Stiftung 
Deutsche Jugendmarke e. V. 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Die Stiftung Deutsche Jugendmarke e.V verwaltet 
die Zuschlagserlöse aus dem Verkauf der vom BMPT 
herausgegebenen Sonderpostwertzeichen „Für die 


Jugend". Die Stiftung fördert Maßnahmen zum 
Wohle der Jugend. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung Deutsche Jugendmarke 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Satzungsmäßige Mitglieder des Vereins sind 
BMFSFJ, BMF, BMPT, die Arbeitsgemeinschaft der 
obersten Landesjugendbehörden, Bundesjugend- 
kuratorium und Bundesjugendring, die Bundesar- 
beitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege und 
die Bundesvereinigung kulturelle Jugendbildung. 

Vorstand des Vereins (2 Personen): 

Den Vorsitz hat die Bundesministerin für Fanülie, 
Senioren, Frauen und Jugend, den stellvertretenden 


Vorsitz das Bundesjugendkuratorium. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Mitgliederversammlung 

Anzahl der Mitglieder: 8 8 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 1 3 

davon Bund: 0 1 

Vorstand 

Anzahl der Mitglieder: 2 2 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 1 1 


14. Mitgliederversammlung/Kuratorium 
des Deutschen Jugendinstituts e. V. 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Der Verein hat die Aufgabe, Erkenntnisse über die 
Situation junger Menschen und Ergebnisse im 
Bereich der Jugend- und Familienforschung sowie 
der Sozial- und Bildungsforschung, soweit diese für 
die Sozialisation von Kindern und Jugendlichen rele- 
vant sind, zu sammeln, zu erweitern und zu verbrei- 
ten. Zur Erfüllung seiner Aufgaben unterhält der Ver- 
ein ein Institut. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung in der Fassung vom 2. Dezember 1993 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitgliederversammlung 

Im wesentlichen benennen folgende Stellen Mitglie- 
der: BMFSFJ, BMBF, die obersten Landesjugend- 
behörden, Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände, Bundes arbeitsgemeinschaft der 
freien Wohlfahrtspflege, Bundesjugendring und Bun- 
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desjugendkuratorium sowie die jeweüigen Arbeits- 
gemeinschaften für Jugendhilfe, Jugendsozialarbeit, 
der deutschen Famihenorganisationen und der 
sozialwissenschaftiichen Institute 

Kuratoriinn 

Im Kuratoriinn sind vertreten: BMFSFJ, BMBF, die 
obersten Landesjugendbehörden, das Sitzland, die 
freie und kommunale Jugendhilfe, die Wissenschaft 
und das Deutsche Jugendinstitut. 

BMFSFJ hat den stellvertretenden Vorsitz im Kurato- 
rium. Der Bund kann bei Beschlüssen in finanziellen 
Angelegenheiten oder von erhebhcher personeller 
Auswirkung und bei Satzungsänderungen und der 
Auflösung des Vereins nicht überstimmt werden. 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Mitghederversammlung 

Anzahl der Mitgheder: 33 40 

davon Bund (BMFSFJ 2, BMBF 1): 3 3 

Anzahl der Frauen: 8 15 

davon Bund: 0 0 

Kuratorium 

Anzahl der Mitgheder: 11 11 

davon Bund (BMFSFJ 2, BMBF 1): 3 3 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


15. Vorstand des Vereins Jugendkarte e. V., Berlin 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Verein fördert junge Menschen im Alter von 
12 bis einschheßhch 25 Jahren durch das Angebot 
einer Jugendkarte, die unabhängig vom sozialen 
Status und der Staatsangehörigkeit erworben wer- 
den kann. 


2. Rechtsgrundlage: 

Satzung in der Fassung vom 10. November 1993 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bimd: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

13 13 

2 2 

1 2 

0 0 


16. Ausschuß für die Bundesjugendspiele 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Ausschuß erledigt aUe Aufgaben, die mit der 
Weiterentwicklung, der Ausschreibung, der Vorbe- 
reitung, der Durchführung und der Auswertung der 
Bundesjugendspiele Zusammenhängen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Nach einem Beschluß des Kuratoriums für die Bun- 
desjugendspiele in seiner konstituierenden Sitzung 
vom 26. August 1980 wurde der Ausschuß eingerich- 
tet, der dem Kuratorium verantworthch ist und die- 
sem zuarbeitet. 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ im Benehmen mit dem Kuratorium 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Den Ausschußvorsitz hat ein Mitghed aus dem Be- 
reich der Ständigen Konferenz der Kultusminister 
der Länder (KMK). BMFSFJ imd die KMK haben 
nicht überstimmbare Einspruchsrechte für jeweils 


bestimmte Belange. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 8 8 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 2 

davon Bund: 0 1 


17. Bundesprüfstelle (BPS) 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ für die Bestehung des Vorstandsvorsitzen- 
den imd eines weiteren Vorstandsmitghedes 

3.2 Einflußrechte sonstigerstellen: 

Von den 13 Vorstandsmitghedem werden je zwei 
durch die Arbeitsgemeinschaft der obersten Landes- 
jugendbehörden und die Bundesvereinigung der 
kommunalen Spitzenverbände besteht imd sieben 
weitere Mitgheder von der Mitghederversammlxmg 
gewählt. Vorschlagsberechtigt für zwei Mitgheder 
sind der Bundesjugendring imd die Deutsche Sport- 
jugend. 


1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Die BPS entscheidet über die Indizierung jugend- 
gefährdender Schriften. 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 8 bis 10 des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMFSFJ ernennt den Vorsitzenden imd die Beisitzer, 
die die Gruppen zu 3.2 Vorschlägen (gruppenweise); 
die Länder ernennen je einen Beisitzer. 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind Organe der Kunst, Litera- 
tur, des Buchhandels, der Jugendverbände, Jugend- 
wohlfahrt, Lehrerschaft und der Kirchen. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitgheder: 

66 

85 

davon Bund: 

1 

1 

Anzahl der Frauen: 

14 

37 

davon Bund: 

1 

1 


18. Kuratorium des Deutschen Zentrums für 

Altemsforschung an der Universität Heidelberg 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Das Kuratorium überwacht die Stiftung bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben in der interdisziplinä- 
ren Forschung zu Altemsfragen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Stiftung Deutsches Zentmm für Altems- 
forschung in Heidelberg vom 29. September 1995, 
Geschäftsordnung des Kuratoriums der o. Stiftung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

BMFSFJ und Land Baden- Württemberg für jeweils 
2 Mitglieder (Vertretung Bund/Land), im Einverneh- 
men für die übrigen Mitgheder; der Rektor der Uni- 
versität Heidelberg ist amtliches Mitglied. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Einflußrechte des Landes Baden-Württemberg be- 
stehen bei 7 Kuratoriumsmitgliedem. Außer bei den 
jeweihgen Landes- oder Bundesvertretem muß zwi- 
schen Bund und Land Baden-Württemberg Einver- 
nehmen bei der Auswahl erzielt werden. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 9 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 3 

davon Bund: 1 


19. Kuratorium des Deutsch-Französischen 
Jugendwerks (DFJW) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Verwaltungsausschuß 


2. Rechtsgrundlage: 

Regiemngsabkommen über das DFJW vom 5. Juh 
1963 

3.1 En tscheid ungs träger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Bundesregiemng für die deutschen Mitgheder 
aufgmnd der Kabinettvorlage des BMFSFJ, das die 
Stehen zu 3.2 zu Vorschlägen auffordert. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind der Vorsitzende der Mi- 
nisterpräsidentenkonferenz der Länder, AA und 
BMF, die kommunalen Spitzenverbände, die Tarif- 
parteien, die Träger der Jugendarbeit imd die Vertre- 
ter weiterer Bereiche, in denen das Jugendwerk tätig 
ist. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der deutschen Mitgheder 
(und SteUvertreter): 

30 

30 

davon Bund: 

3 

6 

Anzahl der Frauen: 

7 

15 

davon Bund: 

1 

3 


20. Deutsch-Polnischer Jugendrat 

1. Natur des Grerruums/Aufgaben: 

Oberstes Organ des Deutsch-Polnischen Jugend- 
werks (DPJW), 

2. Rechtsgrundlage: 

Regiemngsabkommen über das DPJW vom 17, Juni 
1991 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Bundesregierung für die deutschen Mitgheder 
aufgmnd der Kabinettvorlage des BMFSFJ 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind BK, AA und BMBF sowie 
die Länder. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der deutschen Mitgheder 

(imd SteUvertreter): 24 

davon Bund: 5 

Anzahl der Frauen: 10 

davon Bund: 3 

67 


Drucksache 13/10761 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Gesundheit (BMG) 

Übersicht 

Ausschüsse, Beiräte, Sachverständigen- 
kommissionen 

1. Zulassungs- und Nachzulassungskonunissionen 
für den humanmedizinischen und veterinärmedi- 
zinischen Bereich nach § 25 Abs. 6 und 7 des Arz- 
neinüttelgesetzes 

2. Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen 

3. Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion 
im Gesundheitswesen 

4. Ethik-Beirat beim Bundesministerium für Ge- 
sundheit 

5. Nationaler AIDS-Beirat 

6. Sachverständigenausschuß nach § 1 des Betäu- 
bungsnüttelgesetzes 

7. Zentrale Kommission für die Biologische Sicher- 
heit 

8. Deutsche Lebensnüttelbuch-Kommission 

Organe von Stiftungen, Anstalten und anderen 
Institutionen 

9. Vorstand der Stiftung Chemotherapeutisches 
Forschungsinstitut Georg- Speyer-Haus Frankfurt 
am Main 

Internationale Gremien 

10. Europäische Drogenbeobachtungsstelle in Lissa- 
bon 

1. Zulassungs- und Nachzulassungskommissionen 
für den humanmedizinischen und veterinär- 
medizinischen Bereich nach § 25 Abs. 6 und 7 
des Arzneimittelgesetzes 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Mitwirkung der unabhängigen Sachverständigen- 
konmüssionen bei der Zulassung und Nachzulassung' 
von Arzneimitteln 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 25 Abs. 6 und 7 des Arzneinüttelgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 
1994, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 20. De- 
zember 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesnünisterium für Gesundheit (BMG) 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Kammern der Heü- 
berufe, Fachgesellschaften der Arzte, Zahnärzte, 
Tierärzte, Apotheker, Heüpraktiker sowie der phar- 


mazeutischen Unternehmer. Bei der Berufung wirkt 
das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinpro- 
dukte und das Bundesinstitut für gesundheitlichen 
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin nüt, die die 
Konunissionen betreuen. 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

365 

170 

davon Bund: 

0 

0 

Anzahl der Frauen: 

18 

18 

davon Bund: 

0 

0 


Die im 1 . Grenüenbericht genannten Aufbereitungs- 
konunissionen bestehen seit der Neufassung des 
Arzneimittelgesetzes vom 19. Oktober 1994 nicht 
mehr. Deshalb wurden 234 Sachverständige ent- 
pflichtet. Daraus erklärt sich der große Unterschied 
in den Zahlen für 1990 und 1997. 


2. Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratungsgrenüum der an der gesundheitlichen Ver- 
sorgung der Bevölkerung Beteiligten nüt gesetz- 
lichem Auftrag. Erarbeitung und Abstimmung von 
medizinischen und wirtschaftlichen Orientierungs- 
daten und von Vorschlägen zur Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit 
im Gesundheitswesen nüt dem Ziel einer bedarfs- 
gerechten Versorgung der Versicherten und einer 
ausgewogenen Verteüung der Belastungen sowie 
Abgabe von Empfehlungen zu den einzelnen Versor- 
gungsbereichen. 

2. Rechtsgrundlage: 

§141 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) 
sowie die Geschäftsordnung der Konzertierten 
Aktion vom 14. September 1995 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMG 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die vertretenen Organisa- 
tionen. Die Bundesregierung ist durch BMG, BMWi, 
BMA und BMFSFJ - ohne Stimmrecht - beteiligt. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 66 75 

davon Bund 0 0 

Anzahl der Frauen: 2 4 

davon Bund: 0 0 
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3. Sachverständigenrat für die Konzertierte Aktion 
im Gesundheitswesen 

1. Natur des Gremiums/Aufgahen: 

Unabhängige Sachverständige aus verschiedenen 
Bereichen der Sozialpolitik und des Gesundheitswe- 
sens unterstützen die Konzertierte Aktion im Ge- 
sundheitswesen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
(siehe Gremium Nr. 2). 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 142 Abs. 2SGB V 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMG 

3.2 Auswahlverfahren: 

Vor Neuberufungen Beteiligung des Sachverständi- 


genrates und der Konzertierten Aktion 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 7 7 

davon Bund 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


4. Ethik-Beirat beim Bundesministerium 
für Gesundheit 

1. Natur des Gremiums/Aufgahen: 

Unabhängige Sachverständige (Medizin, Rechtswis- 
senschaft, Philosophie, Theologie und Gesellschafts- 
wissenschaften) beraten BMG zu ethischen Fragen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des BMG 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 


Z usammense tz ung: 

BMG 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 10 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 4 

davon Bund: 0 


5. Nationaler AIDS-Beirat 

1. Natur des Gremiums/Aufgahen: 

Unabhängige Sachverständige (Ärzte, Juristen, 
Psychologen, Sexualwissenschaftler, Sozialwissen- 
schaftler, Sozialarbeiter) beraten BMG in seiner 
Arbeit zu AIDS. 


2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des ehemahgen BMJFFG 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMG 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 42 33 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 7 7 

davon Bund: 0 0 


6. Sachverständigenausschuß nach § 1 
des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) 

1. Natur des Gremiums/Aufgahen: 

Unabhängige Sachverständige beraten das BMG in 
betäubungsmittelrechtlichen Fragen. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 1 Abs. 2 BtMG 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMG 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt sind die Fachverbände und 


Wirtschaftsorganisationen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 13 14 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 2 

davon Bund: 0 0 


7. Zentrale Kommission für die Biologische 
Sicherheit 

1. Natur des Gremiums/Aufgahen: 

Prüfung und Bewertung von sicherheitsrelevanten 
Fragen nach den Vorschriften des Gentechnikgeset- 
zes 

2. Rechtsgrundlage: 

Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die zentrale Kommission für die biologische 
Sicherheit vom 5. August 1996. 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tzun g: 

BMG 
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3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt für die Berufung der Sachver- 
ständigen sind der Wissenschaftsrat, für die Berufung 
der sachkundigen Personen die jeweiligen Bereiche. 


Mitglied der Stifterfamüie, der Direktor des GSH, 
drei weitere vom Vorstand zu wählende Mitglieder 
und je ein Mitglied des BMG und des Hessischen 
Ministeriinns für Wissenschaft und Kunst. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bimd: 


1990 1997 

15 30 

0 0 

1 2 

0 0 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder; 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

6 6 

1 1 

1 0 

0 0 


8. Deutsche Lebensmittelbuch-Kommission 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Erarbeitung von Leitsätzen für die Herstellung, Be- 
schaffenheit oder sonstigen Merkmale von Lebens- 
mitteln, die für ihre Verkehrsfähigkeit wichtig sind 
(allgemeine Verkehrsauffassung). 

2. Rechtsgrundlage: 

Lebensnüttel- und Bedarfsgegenständegesetz 
(LMBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. Juü 1993 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

BMG im Einvernehmen mit BMWi imd BML. Die Zu- 
sammensetzimg ist gesetzlich geregelt (§ 34 Abs. 2 
Satz 1 LMBG). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die obersten Landesbehör- 
den, die Spitzenverbände der Lebensmittelwirt- 
schaft, der Verbraucherverbände und der Arbeitneh- 
mer, die Stiftung Warentest und die Emährungswis- 


senschcüt. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 28 32 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 6 10 

davon Bund: 0 0 


9. Vorstand der Stiitung Chemotherapeuthisches 
Forschungsinstitut Georg-Speyer-Haus (GSH) 
Frankfurt am Main 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Verwaltung der Stiftimg 

2. Rechtsgrundlage: 

Verfassimg der Stiftung GSH 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Die Zusammensetzxmg des Vorstandes regelt §5 
Nr. 2 der Verfassimg. Dem Vorstand gehören an: Ein 


10. Europäische Drogenbeobachtungsstelle 
in Lissabon 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Der Verwaltungsrat der Europäischen Drogenbeob- 
achtungssteUe (EBDD) beschließt die Arbeitspro- 
gramme und den Entwurf des Haushaltsplans der 
EBDD. 

2. Rechtsgrundlage: 

Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 des 
Rates über die Gründung der EBDD 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMG für den Vertreter Deutschlands, der Bundesrat 
für dessen Stellvertreter, Dem Verwaltungsrat gehö- 
ren. an jeder Mitgliedstaat (mit je einem Mitghed), 
die EU-Kommission und das Europäische Parlament 


(mit je zwei Mitgliedern). 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder (ohne Stellvertreter): 19 

davon Bimd: 1 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Verkehr (BMV) 

Übersicht 


Beiräte und Sachverständigenkommissionen 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministe- 
rium für Verkehr 

2. Gemeinsamer Beirat für Verkehrsmedizin 

3. Seeverkehrsbeirat 

4. Gefahrgut-Verkehrs-Beirat 


Untersuchungsausschuß 

5. Seeämter, Bundesoberseeamt 
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Organe von Körperschaften, Stiftungen und 
Gesellschaften 

6. Verwaltungsbeirat des Deutschen Wetterdienstes 

7. Deutsche Bahn AG (DB AG) 

8. Deutsches Reisebüro GmbH, Berlin (DER) 

9. wichtige Beteihgungen des Bundes außer Deut- 
sche Bahn AG aus dem Geschäftsbereich des 
BMV 


Internationale Gremien 

10. Deutsch-französische Ständige Kommission für 
den Ausbau des Rheins 

11. Rat des Europäischen Zentrums für mittelfristige 
Wettervorhersage 

12. Finanzausschuß des Europäischen Zentrums für 
mittelfristige Wettervorhersage 

13. Kongreß der Weltorganisation für Meteorologie 
(WMO) 

14. Exekutivausschuß der Weltorganisation für 
Meteorologie 

15. Rat der Organisation für die Nutzung von meteo- 
rologischen Satelliten (EUMETSAT) 

16. Verwaltimgs- imd Finanzausschuß der Organisa- 
tion für die Nutzung von meteorologischen Satel- 
üten (EUMETSAT) 

17. Wissenschaftlich-technischer Ausschuß der Or- 
ganisation für die Nutzung von meteorologischen 
SateUiten (EUMETSAT) 

18. European Air Navigation Flanning Group 
(EANPG) 

19. Ständige Konmüssion imd Geschäftsführender 
Ausschuß EUROCONTROL 

20. Civil Aviation Flanning Conmüttee (CAFC) der 
NATO 

21. Committee of European Airspace Coordination 
(CAC) der NATO 

22. Flanning Board for European Inland Surface 
Transport (FBEIST) der NATO 

23. Flanning Board for Ocean Shipping (FBOS) der 
NATO 

1. Wissenschaftlicher Beirat 

beim Bundesministerium für Verkehr 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMV in verkehrspolitischen Fragen 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung des wissenschafthchen Beirats beim BMV 

vom 1. Mai 1996 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufimg der Mitglieder durch BMV auf Vorschlag 

des Beirats 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 25 15 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 

2. Gemeinsamer Beirat für Verkehrsmedizin 

1, Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMV imd des BMG in Fragen der Ver- 
kehrsmedizin durch gutachterliche Stellungnahmen 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des BMV und des früheren 
BMJFFG vom 12. Februar 1990 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Gemeinsame Berufung durch BMV und BMG 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die medizinischen Fachgesellschaften machen Vor- 
schläge. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMV und BMG stimmen sich mit dem Vorsitzenden 
des Gemeinsamen Beirats ab unter Berücksichtigung 
von Vorschlägen aus den medizinischen Fachgesell- 


schaften. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 17 20 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


3. Seeverkehrsbeirat 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des Bundesverkehrsministeriums in allen 
Angelegenheiten des Seeverkehrs 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des BMV; Geschäftsordnung des 
Ausschusses 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMV (das auch den Vorsitz hat). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Küstenländer Bremen, Hamburg, Mecklenburg- 
Vorponunem, Niedersachsen und Schleswig-Hol- 
stein, die See-Berufsgenossenschaft und die vom 
BMV berufenen, mit dem Seerecht befaßten zentra- 
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len Organisationen, Dachverbände und Gewerk- 
schaften entsenden je einen Vertreter. 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Z usammense tz ung: 


4, Frauenanteil: 


1990 1997 


BMV 


Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund; 


24 

1 

0 

0 


26 

1 

0 

0 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind neben der Bundesregie- 
rung die Länder, gesellschaftliche Gruppen und Be- 
rufs- und Interessenvertretungen. 


4. Gefahrgut- Verkehrs-Beirat 

1, Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des BMV in Fragen der Beförderung ge- 
fährlicher Güter 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 4 des Gesetzes über die Beförderung gefährlicher 
Güter 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMV (das auch den Vorsitz führt). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Sicherheitstechnische Bundesoberbehörden und mit 
Sicherheitstechnik befaßte Organisationen, je ein 
Vertreter aus zwei Ländern, Verbände der Industrie, 
des Handels, der Versicherungs Wirtschaft und des 
Brandschutzes, Verkehrsuntemehmen imd Verbände 
aus dem Verkehrsbereich, Gewerkschaften 

Die beteiligten Ressorts können jeweils einen Vertre- 
ter entsenden. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die jeweiligen Stellen entscheiden über ihre Exper- 
ten. 

4. Frauenanteü: 

Anzahl der Mitglieder: 28 

{+ Ressortvertreter; Zahl je nach Beratungs- 
gegenständ unterschiedüch) 

davon Bund: 1 

(+ Ressortvertreter) 

Anzahl der Frauen: ständig wechselnd zwischen 

3 und 10 


5. Seeämter, Bundesoberseeamt 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Untersuchungsausschüsse zur Untersuchung von 
Seeunfällen; ehrenamtliche Beisitzer 

2. Rechtsgrundlage: 

Seeunfalluntersuchungsgesetz vom 6. Dezember 1985 
und Verordnung zur Durchführung des Seeunfall- 
untersuchungsgesetzes vom 5. Juli 1986 


3,3 Auswahlverfahren: 

Die ehrenamtlichen Beisitzer sind aus folgenden Per- 
sonengruppen auszuwählen: 

- Kapitäne und Schiffsoffiziere, Offiziere der Marine, 
Beamte des Bundesgrenzschutzes, des Zolls und 
der Wasserschutzpolizei; Lotsen und Kanal- 
steuerer; Wassersportler 

- Beschäftigte der Länder, der WSV, des Bundes- 
amts für Seeschiffahrt und Hydrographie 

- Technische Aufsichtsbeamte der See-Berufsgenos- 
senschaft und der Binnenschiffahrts-Berufsgenos- 
senschaft; Technische Mitarbeiter des Germani- 
schen Lloyd 

- Mitglieder der Schiffsuntersuchungskommissio- 
nen, Mitarbeiter der Deutschen Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger, Reeder, Makler 

- Inhaber oder Mitarbeiter von Werft- und Hafen- 
betrieben, Dozenten an Technischen Universitäten 


(Hochschulen) 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder; 551 425 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


6. Verwaltungsbeirat des Deutschen Wetterdienstes 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Verwaltungsbeirat soll die Zusammenarbeit aller 
am Wetterdienst beteiligten Bundes- und Landes- 
behörden gewährleisten. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über den Deutschen Wetterdienst 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesministerien und die Länder entsenden 
Vertreter. 
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4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

24 

30 

davon Bund: 

12 

12 

Anzahl der Frauen: 

2 

2 

davon Bund: 

0 

0 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 3 

(Arbeitnehmervertreterinnen) 

davon Bund: 0 


7. Deutsche Bahn AG (DB AG) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Aufsichtsrat; Überwachung der Geschäftsführung 
nach § 111 AktG 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 9 bis 16 der Satzung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Hauptversammlung (= Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch BMV) für die 10 Anteüseignerver- 
treter 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Entsendungsrecht des Bundes für drei Anteilseigner- 
vertreter; Abstimmung zwischen BMF, BMWi imd 
BMV 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 20 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 1 

(Arbeitnehmervertreterin) 

davon Bund: 0 


8. Deutsches Reisebüro GmbH, Berlin (DER) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsrat; Überwachung der Geschäftsführung 
nach § 52 GmbHG in Verbindung mit § 111 AktG 

2. Rechtsgrundlage: 

§§ 6 und 10 ff. des Gesellschaftsvertrages 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafter der DER 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Der Bund hat ein Mandat. Nach der Absprache zwi- 
schen BMV und BMF entscheidet BMF über den in 
den Aufsichtsrat zu entsendenden Experten. Die 
Gesellschafter bestimmen die übrigen fünf Anteils- 
eignervertreter im Aufsichtsrat. Die 6 Arbeitnehmer- 
vertreter werden von der Belegschaft gewählt. 


9. Wichtige Beteiligungen des Bundes außer 
Deutsche Bahn AG aus dem Geschäftsbereich 
des BMV 

1. Natur der Gremien/ Auf gaben: 

Aufsichtsräte, Überwachung der Geschäftsführung 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 101 AktG (AG) bzw. § 52 GmbHG in Verbindung 
mit Gesellschaftsvertrag (GmbH) 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Hauptversammlungen (AG) bzw. Gesellschafterver- 
sammlungen (GmbH) und Wahl durch Arbeitnehmer. 
Es handelt sich - mit Ausnahme der DEGES, der 
Magnetbahn-Planungsgesellschaft und der Interna- 
tionalen Moselgesellschaft - um mitbestimmte Auf- 
sichtsräte. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Entsendungsrechte des Bundes für Anteüseignerver- 
treter entsprechend den EigentumsanteÜen an den 
Gesellschaften 

3.3 Auswahlverfahren: 

Abstimmung zwischen den Bundesministerien, Fe- 
derführung für die Bundesvertreter beim BMV 


4. Frauenanteil: 1997 

4.1 Berlin Brandenburg Flughafen 
Holding GmbH 

Anzahl der Mitglieder: 20 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 3 

davon Bund: 0 

4.2 Flughafen Frankfurt/Main AG 

Anzahl der Mitgheder: 20 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 

4.3 Flughafen Hamburg GmbH 

Anzahl der Mitglieder: 15 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 
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4.4 Flughafen Köln/Bonn GmbH 1997 

Anzahl der Mitglieder; 15 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 

4.5 Flughafen München GmbH 

Anzahl der Mitglieder: 16 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 

4.6 Autobahn Tank & Rast AG 

Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 8 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 

4.7 DEG ES Deutsche Einheit 


Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH 


Anzahl der Mitglieder: 10 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 

4.8 DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 

Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 6 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 

4.9 Duisburg-Ruhrorter Häfen AG 

Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 

4.10 Internationale Mosel-Gesellschaft mbH 

Anzahl der deutschen Mitglieder: 4 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 

4.11 Lübecker Hafen-Gesellschaft mbH 

Anzahl der Mitglieder: 10 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


4.12 Magnetbahn-Planungsgesellschaft mbH 1997 


Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 

4.13 Osthannoversche Eisenbahn AG 
Anzahl der Mitglieder: 12 

davon Bund: 2 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


10. Deutsch-französische Ständige Kommission 
für den Ausbau des Rheins 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Wahrnehmung der im deutsch-französischen Vertrag 
vom 4. Juli 1969 bestimmten Aufgaben 

2. Rechtsgrundlage: 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
xmd der Französischen Republik über den Ausbau 
des Rheins zwischen Kehl/Straßburg und Neuburg- 
weier/Lauterburg vom 4. Juli 1969 sowie Geschäfts- 
ordnung der Ständigen Kommission nach Artikel 14 
des Vertrages vom 4. Juli 1969 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMV benennt die deutschen Delegierten und Sach- 
verständigen, auch seines nachgeordneten Bereichs. 
BMV hat auch den Vorsitz. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

AA und BMF entsenden jeweils einen Vertreter; die 
Länder Baden- Württemberg, Hessen und Rheinland- 
Pfalz entsenden Delegierte bzw. Sachverständige. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMV, AA, BMF und die genannten drei Länder ent- 
scheiden über ihre Delegierten bzw. Sachverständi- 


gen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen 

(französischen) Mitglieder: 14 (5) 15 (8) 

davon Bund: 11 12 

Anzahl der Frauen: 0 (1) 0 (1) 

davon Bund: 0 0 


11. Rat des Europäischen Zentrums 
für mittelfristige Wettervorhersage 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Rat trifft die Maßnahmen, die für die Durchfüh- 
rung der Konvention (siehe 2.) notwendig sind. Er 
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setzt sich aus den Vertretern der Mitgliedstaaten der 
Konvention zusammen, 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention des Europäischen Zentrums für mittelfri- 
stige Wettervorhersage 

3.1 En tscheid ungsträger für Beruf un g/ 

Z usammensetz un g: 

Die Zusammensetzung ergibt sich aus der Konven- 
tion. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung kann zwei Vertreter entsenden; 
Benennung durch BMV. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 2 2 

davon Frauen: 0 0 


12. Finanzausschuß des Europäischen Zentrums 
für mittelfristige Wettervorhersage 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Stellungnahmen gegenüber dem Rat und Wahrneh- 
mung der ihm in finanziellen Fragen übertragenen 
Aufgaben; Zusanunensetzung aus den Vertretern der 
Mitgliedstaaten 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention des Emopäischen Zentrmns für mittel- 
fristige Wettervorhersage 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Ergibt sich aus der Konvention, 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregienmg entsendet einen Vertreter, Be- 
nennimg durch BMV, imd sie darf zusätzlich Berater 
hinzuziehen. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter 

(einschließlich Berater): 2 2 

davon Frauen: 1 0 


13. Kongreß der Weltorganisation 
für Meteorologie (WMO) 

1 . Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Der Kongreß bestimmt das Verfahren für die Durch- 
führung der Ziele der WMO. Die Anzahl der Vertre- 
ter der Mitgliedstaaten ist nicht festgelegt; Delega- 
tionsleiter soUte Direktor des jeweiligen meteorolo- 
gischen/hydrologischen Dienstes sein. 


2. Rechtsgrundlage: 

Konvention der Weltorganisation für Meteorologie 
(WMO) 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Kongreß 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung hat ein Entsendungsrecht, 
BMV benennt in Abstimmung mit dem deutschen 
Wetterdienst. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Vertreter der Bimdesrepublik 

Deutschland 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 1 


14. Exekutivausschuß der Weltorganisation 
für Meteorologie 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Ausführendes Organ, das für die Koordinierung des 
Programms der WMO verantwortlich ist. 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention der Weltorganisation für Meteorologie 
(WMO) 

3.1 En tscheid ungs träger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Kongreß der WMO 

3.2 Auswahlverfahren: 

Keine Regelung. Gewähltes Mitglied im derzeitigen 
Exekutivausschuß ist der Präsident des Deutschen 
Wetterdienstes. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 1 1 

davon Frauen: 0 0 


15. Rat der Organisation für die Nutzimg 

von meteorologischen Satelliten (EUMETSAT) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Rat trifft alle zur Durchführung der Konvention 
(siehe 2.) erforderlichen Maßnahmen. Jeder Mit- 
gliedstaat entsendet zwei Vertreter, davon einen Ver- 
treter vom jeweiligen Wetterdienst. 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention über die Organisation für die Nutzung 
von meteorologischen Satelliten 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Ergibt sich aus der Konvention. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung hat ein Entsendungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMV benennt in Abstimmung mit dem Deutschen 
Wetterdienst die Vertreter für die Bundesrepublik 
Deutschland. 

4, Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 2 2 

davon Frauen: 0 0 

16. Verwaltungs- und Finanzausschuß 
der Organisation für die Nutzung 

von meteorologischen Satelliten (EUMETSAT) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Erarbeitung von Empfehlungen für den EUMETSAT- 
Rat| Zusammensetzung des Ausschusses aus Vertre- 
tern von Mitghedstaaten 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention EUMETSAT 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung der Mitgheder des Ausschusses durch den 
Rat 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung hat Entsendungsrecht; BMV 
benennt den deutschen Vertreter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 1 1 

davon Frauen: 0 0 

17. Wissenschaftlich-technischer Ausschuß 
der Organisation für die Nutzung 

von meteorologischen Satelliten (EUMETSAT) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Erarbeitung von Empfehlungen für den EUMETSAT- 
Rat; Zusammensetzung des Ausschusses durch je 
einen Vertreter jeden Mitgliedstaates 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention EUMETSAT 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Berufung des Ausschusses durch den Rat 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung hat Entsendungsrecht; BMV be- 
nennt den deutschen Vertreter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 1 1 

davon Frauen: 0 0 

18. European Air Navigation Flanning Group 
(EANPG) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Internationales Koordinierungs- und Planungsgre- 
mium; Integration der nationalen Flugsicherungs- 
pläne im gesamten Europa und Aufstellung eines 
europäischen Regionalplans ; Planungs experten der 
Flugsicherung 

2. Rechtsgrundlage: 

Beschluß des ICAO-Rates von 1972 

3. 1 En tscheid ungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

ICAO-Rat 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung hat Benennungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Siehe ICAO-Ratsbeschluß 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 1 1 

davon Frauen: 0 0 

19. Ständige Kommission und Geschäftsführender 
Ausschuß EUROCONTROL 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsgremien; oberste pohtische und verwalten- 
de Organe der Organisation EUROCONTROL. Dele- 
gierte der Mitgliedstaaten (Ständige Kohmüssion: 
Minister/Staatssekretärs-Ebene, Geschäftsführender 
Ausschuß; Referatsleiter-Ebene) 

2. Rechtsgrundlage: 

Internationales Übereinkonunen über Zusammen- 
arbeit zur Sicherung der Luftfahrt (EUROCONTROL- 
Übereinkonunen) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Siehe Übereinkommen 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMV benennt die deutschen Vertreter. 


76 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/10761 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 5 5 

davon Frauen: 1 1 

20. Civil Aviation Flanning Committee (CAPC) 
der NATO 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Koordinierungsgremium; maximale Verfügbarkeit 
der Zivilluftfahrtressourcen der NATO-Mitghedstaa- 
ten im Rahmen der zivilen Notfallvorsorge und des 
Krisenmanagements. Nationale Delegierte; Vertreter 
der NATO-Stäbe, Experten aus der Wirtschaft 

2. Rechtsgrundlage: 

NATO-Ratsbeschluß von 1956 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

NATO-Mitghedstaaten, NATO-Stäbe 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMV und BMVg benennen ihre Vertreter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 2 2 

davon Frauen: 0 0 

21. Committee of European Airspace Coordination 
(CEAC) der NATO 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Koordinierungsgremium; Koordinierung der zivilen 
und mihtärischen Belange der Luftraumnutzung in 
den NATO-Mitghedstaaten. Nationale Delegierte 

2. Rechtsgrundlage: 

NATO-Ratsbeschluß aus den 50iger Jahren 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

NATO-Rat setzt das Grenüum ein. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung hat Benennungsrecht. BMV 
und BMVg schlagen Vertreter vor. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 2 2 

davon Frauen: 0 0 

22. Flanning Board for European Inland Surface 
Transport (FREIST) der NATO 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Koordiniemngsgrenüum, das die Vorsorgemaßnah- 
men für Zwecke der zivilen Verteidigung und des 


Krisenmanagements im Bereich Oberflächenverkehr 
(Schiene, Straße, Binnenwasserstraßen, Häfen) plant 
und koordiniert. Nationale Delegierte, Vertreter der 
NATO-Stäbe 

2. Rechtsgrundlage: 

NATO-Ratsbeschluß von 1952 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

NATO-Mitghedstaaten, NATO-Stäbe 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMV und BMVg benennen ihre Vertreter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 4 4 

davon Frauen: 0 1 

23. Flanning Board for Ocean Shipping (FBOS) 
der NATO 

1. Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Koordinierungsgremium; maximale Verfügbarkeit 
der zivilen Handelsschiffsressourcen der NATO-Mit- 
ghedstaaten im Rahmen der zivilen NotfaUvorsorge 
und des Krisenmanagements. Nationale Delegierte, 
Vertreter der NATO-Stäbe, Experten aus der Wirt- 
schaft 

2. Rechtsgrundlage: 

NATO-Ratsbeschluß von 1950 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

NATO-Mitghedstaaten, NATO-Stäbe 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMV und BMVg benennen ihre Vertreter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Vertreter: 2 2 

davon Frauen: 0 0 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) 

Übersicht 

Beiräte, Sachverständigenkommissionen 

1. Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege 

2. Beirat für die Durchführung des Washingtoner 
Artenschutzübereinkommens (WA) beim Bundes- 
amt für Ernährung und Forstwirtschaft 
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3. Kemtechnischer Ausschuß (KTA) 

4. Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) 

5. Strahlenschutzkonunission (SSK) 

6. Wissenschaftlicher Beirat für den Fachbereich 
Strahlenschutz 

7. Beirat Lagerung luid Transport wassergefährden- 
der Stoffe (LTwS) 

8. Hauptausschuß Detergentien 

9. Arbeitskreis zur Untersuchung der Umwelt- 
verträghchkeit des Phosphatersatzstoffes NTA 
( „ NTA " - Arbeitsgruppe) 

10. BMU/8110 Bund-Länder-Arbeitskreis „Gefähr- 
hche Stoffe - Quahtätsziele für oberirdische Ge- 
wässer" 

11. Fachausschuß „Wasserversorgung und Uferfü- 
trat" beim BMU 

12. Beratender Ausschuß beim Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
imd beim Bundesministeriiun für Verkehr gemäß 
§ 32 a LuftVG 

13. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 

14. Deutsche Komnüssion zur Reinhaltimg des Rheins 

15. Wissenschaftlicher Beirat Globale Umweltver- 
änderungen (WBGU) 

16. Interdisziplinärer Arbeitskreis für Lärmwirkungs- 
fragen 

17. Störfallkommission SFK 

18. Technischer Ausschuß für Anlagensicherheit 
(TAA) 

19. Arbeitskreis Sport und Umwelt 


Organe von Gesellschaften und Stiftungen 

20. Aufsichtsrat der Gesellschaft für Anlagen- und 
Reaktorsicherheit (GRS) mbH 

21. Kuratorium der „Stiftung Archiv, Forum und 
Museum zur Geschichte des Naturschutzes in 
Deutschland auf Schloß Drachenburg zu Königs- 
winter" 


Internationale Gremien 

22. Internationale Kommission ziun Schutz der Elbe 

23. Internationale Kommission zum Schutz des 
Rheins 


1. Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMU in Fragen des Naturschutzes imd 
der Landschaftspflege, insbesondere aus der Sicht 
der Wissenschaft 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMU 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ Zusammen- 
setzung: 

BMU ernennt die Mitglieder des Beirats. 


3,2 Auswahlverfahren: 

Auswahl von Wissenschaftlern aus den verschiede- 
nen Fachbereichen des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege aufgrund ihrer bisherigen Tätigkeit 
imd Qualifikation 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

17 12 

0 0 

1 4 

0 0 


2. Beirat für die Durchführung des Washingtoner 
Artenschutzübereinkommens (WA) beim 
Bundesamt für Ernährung und Forstwirtschaft 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Unterstützung des Bundesamtes bei der Durchfüh- 
rung des WA, insbesondere bei seiner Tätigkeit als 
wissenschaftliche Behörde 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des zuständigen Bundesnünisters 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusairunensetzung: 

Berufung der Mitglieder durch das o. Bundesamt für 
vier Jahre im Benehmen mit BMU 

3.2 Auswahlverfahren: 

Die Sachverständigen des Beirats bestehen aus Ver- 
tretern der Wissenschaft und Wirtschaft. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

12 13 

0 0 

0 2 

0 0 


3. Kemtechnischer Ausschuß (KTA) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Der KTA sorgt auf Gebieten der Kerntechnik, bei 
denen sich aufgrund von Erfahrungen eine einheit- 
liche Meinung von Fachleuten der Hersteller, Erstel- 
ler und Betreiber von Atomanlagen, der Gutachter 
imd der Behörden abzeichnet, für die Aufstellung 
von sicherheitstechnischen Regeln und er fördert 
deren Anwendung. 

2. Rechtsgrundlage: 

Bekanntmachung über die Bildung eines kemtechni- 
schen Ausschusses vom 1. September 1986 
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3,1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Berufung der Mitglieder durch BMU im Einverneh- 
men mit den in § 3 der o. Bekanntmachung genann- 
ten Stellen 


5. Strahlenschutzkommission (SSK) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung des BMU in Angelegenheiten des Schutzes 
vor Gefahren ionisierender und nicht ionisierender 
Strahlen 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrecht der in § 3 der o. Bekanntmachung 
aufgeführten Länder, Behörden, Verbände, Organi- 
sationen und Stellen 

3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl aufgrund fachlicher Qualifikation 


2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Reaktor- Sicherheitskommission und der 
Strahlenschutzkommission vom 29. Januar 1990 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung der Mitglieder durch BMU 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

50 50 

0 0 

0 0 

0 0 


4. Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 


3,2 Auswahlverfahren: 

Berufung von Experten verschiedener Fachgebiete 
und Auswahl aufgrund fachlicher Qualifikation 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

75 73 

0 0 

1 4 

0 0 


Beratung des BMU in Angelegenheiten der Sicher- 
heit und Sicherung 

~ von Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen 
(Kernreaktoren) , 

- des Kembrennstoffkreislaufs (d. h. der Beförde- 
rung, Verwahrung, Aufbewahrung, Erzeugung, 
Bearbeitung und Verarbeitung sowie Wiederauf- 
bereitung, Sicherstellung und Entlagerung von 
Kernbrennstoffen und radioaktiven Abfällen aus 
Kernbrennstoffen) . 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Reaktor-Sicherheitskommission und der 

Strahlenschutzkommission vom 29. Januar 1990 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Berufung der Mitglieder durch BMU 

3.2 Auswahlverfahren: 


6. Wissenschaftlicher Beirat 

für den Fachbereich Strahlenschutz 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung bei der wissenschaftlichen Arbeit des Fach- 
bereichs Strahlenschutz; Förderung von Verbindun- 
gen zwischen diesem Fachbereich und anderen Ein- 
richtungen des In- und Auslandes, die wissenschaft- 
liche Arbeiten zum gesundheitlichen und physika- 
lisch-technischen Strahlenschutz durchführen und 
fördern. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß über den Wissenschaftlichen Beirat für den 
Fachbereich Strahlenschutz des Bundesamtes für 
Strahlenschutz vom 28. März 1990 

3 . 1 En tscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Berufung der Mitglieder durch BMU 


Berufung von Experten verschiedener Fachgebiete Auswahlverfahren: 

und Auswahl aufgrund fachlicher Qualifikation * r j r ^ i-r i x- 

^ Auswahl aufgrund fachhcher Qualifikation 


4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

75 

75 

Anzahl der Mitglieder: 

5 

5 

davon Bund: 

0 

0 

davon Bund: 

0 

0 

Anzahl der Frauen; 

0 

0 

Anzahl der Frauen: 

0 

0 

davon Bund: 

0 

0 

davon Bund: 

0 

0 
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7. Beirat Lagerung und Transport 
wassergefährdender Stoffe (LTwS) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung der Bundesregierung 

2. Rechtsgrundlage: 

Verwaltungsentscheidung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

Ernennung der MitgÜeder durch BMU im Einverneh- 
men mit dem Beirat 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Länder, Industriever- 
bände und der Beirat selbst. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach Geschäftsordnung 

4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 

(Geschäftsführung) 

davon Bund: 

8. Hauptausschuß Detergentien 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung der Bundesregierung 

2. Rechtsgrundlage: 

Ministerentscheidung von 1959 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Vorsitzender beruft nach Abstimmung im Hauptaus- 
schuß neue Mitglieder. Die Bundesregierung be- 
nennt drei Mitglieder (Vertreter des BMU). 


9. Arbeitskreis zur Untersuchung der Umwelt- 
verträglichkeit des Phosphatersatzstoffes NTA 
( „NTA" - Arbeitsgruppe) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Arbeitsgruppe der Fachgruppe Wasserchemie in der 
Gesellschalt Deutscher Chemiker. Beratung des 
BMU; fachliche Begleitung der gemeinsam vom 
BMU, BMBF und IKW/BASF getragenen For- 
schungsvorhaben sowie des NTA-Monetoring-Pro- 
gramms 

2. Rechtsgrundlage: 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMU hat Vorschlagsrecht hinsichtlich des Vorsitzes 
und der Gruppenverteüung sowie Benennungsrecht 
hinsichtlich des UBA-Vertreters und der Wissen- 
schaftsvertreter. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Benennungsrechte haben BMG und die Länder; vor- 
schlagsberechtigt sind die Wissenschaft und die In- 


dustrie. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach anerkannter Qualifikation 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 6 6 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


10. BMU/8110 Bund-Länder-Arbeitskreis 
„Gefährliche Stoffe - Qualitätsziele für 
oberirdische Gewässer" 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Entwicklung von Qualitätszielen zum Schutz ober- 
irdischer Gewässer vor gefährlichen Stoffen 


1990 1997 

20 20 

0 0 

0 ( 1 ) 0 ( 1 ) 

0 0 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Länder (4 Mitglieder), 
die Wissenschaft und die Industrie (je 9 Mitglieder). 


2. Rechtsgrundlage: 

Beschluß der LAWA im Einvernehmen nüt BMU 


3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl aufgrund anerkannter Qualifikation 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

LAWA und BMU jeweils für die Hälfte der Mitglieder 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: , 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

25 26 

3 3 

1 3 

0 0 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Länder benennen ihre Mitgheder. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach anerkannter Qualifikation 
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4, Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 6 6 

Anzahl der Frauen: 2 1 

davon Bund: ... 0 


11. Fachausschuß „Wasserversorgung und 
Uferfiltrat" beim BMU 

?. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des BMU in fachlichen Fragen 

2. Rechtsgrundlage: 

Einberufung durch das damals zuständige BMI im 
Rahmen des Umweltprogramms 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Obmann im Einvernehmen mit BMU 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt sind die Mitglieder des Fach- 


ausschusses. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 26 12 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund; 0 0 


12. Beratender Ausschuß beim Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
und beim Bundesministerium für Verkehr 
gemäß § 32 a LuftVG 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beteiligung des Ausschusses vor Erlaß von Rechts - 
Verordnungen und allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften zum Schutz gegen Fluglärm und gegen 
Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 32 a LuftVG 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

MU und BMV 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Länder, kommunalen 
Spitzenverbände, Luftfahrtbehörden, Fluggesell- 
schaften, Bundesvereinigung gegen Fluglärm, Wis- 
senschaft, Technik und die Kommission nach § 32 b 
LuftVG. 


3.3 Auswahlverfahren: 

Dem Ausschuß sollen jeweils Vertreter der o. Körper- 


schaften und Gruppen angehören. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 13 15 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


13. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 

?. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Begutachtung der Umweltsituation und der Entwick- 
lungstendenzen, Analyse von Fehlentwicklungen 
und Aufzeigen von Lösungsmöglichkeiten 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMU 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung 

3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl unter Vertretern der Wissenschaft 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 7 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 


14. Deutsche Kommission zur Reinhaltung 
des Rheins 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Behandlung internationaler Probleme der Reinhal- 
tung des Rheins und Erarbeitung von Richtlinien für 
die deutsche Delegation in der Internationalen Kom- 
mission zum Schutz des Rheins; Herbeiführung ge- 
meinsamer Bund-/Länder-Standpunkte 

2. Rechtsgrundlage: 

Statut der DK-Rhein vom 19. November 1963, ge- 
ändert in den Sitzungen bis 1994 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Vorsitz der DK-Rhein in Abstimmung mit BMU, AA, 
BMWi, BML und BMV sowie den Ländern Bayern, 
Baden-Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland -Pfalz und Saarland 
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3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach fachlicher Qualifikation; Beschlüsse 
werden einstimmig gefaßt. 


4, Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 1:8 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen; 2 

davon Bund: 0 


15. Wissenschaftlicher Beirat 

Globale Umweltveränderungen (WBGU) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Der interdisziphnär zusammengesetzte Beirat wertet 
Wissens chafthche Erkenntnisse aus allen Bereichen 
des globalen Wandels aus und entwickelt pohtische 
Handlungsempfehlungen. Er befaßt sich mit der 
nationalen und internationalen Forschung auf dem 
Gebiet des globalen Wandels, gibt entsprechende 
Impulse, beobachtet die nationale und internationale 
Pohtik und erarbeitet Vorschläge für Pohtik und 
Öffenthchkeit. Der Beirat legt jedes Jahre dem Bun- 
deskabinett ein Gutachten vor nüt Vorschlägen zur 
Bewältigung von globalen Umwelt- und Entwick- 
lungsproblemen, in Sondergutachten nimmt er Stel- 
lung zu aktuellen Khmakonferenzen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß der Bundesregierung vom 8. April 1992 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMU und BMBF betreuen den Beirat ~ abwechselnd 
im 2-Jahres-Rhytmus - federführend, ein Intermini- 
sterielle]: Ausschuß aus weiteren 13 Bundesministe- 
rien und dem Bundeskanzleramt begleitet die Arbeit 
des Beirats. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Die 12 Beiratsmitgheder vertreten je zur Hälfte natur- 
und geseUschaftswissenschafthche Disziplinen und 
sie zeichnen sich durch besondere Qualifikation und 
Expertise aus. Die in der zweiten Berufungsperiode 
(1996 bis 2000) vertretenen Disziplinen sind: Rechts- 
wissenschaft, Soziologie/Sozialwissenschaften, Wirt- 
schaftswissenschaften, Finanzwissenschaften, Raum- 
planung, Agronomie, Pflanzenökologie, Limnologie, 
Umweltpsychologie, Medizin und Physik. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 12 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 3 

davon Bund: 0 


16. Interdisziplinärer Arbeitskreis 
für Lärmwirkungsfragen 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des BMU über Lärmwirkungsfragen zur 
Definition der Voraussetzungen, unter denen Gefah- 
ren, erhebhche Nachteile oder Belästigungen durch 
Lärm im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes zu befürchten sind. 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß von 1978 des damals zuständigen BMI 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMU 

3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl von Wissenschaftlern und Experten aus 
allen für die Lärmwirkungsforschung wichtigen 


Fachdisziphnen 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 8 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


17. Störfallkommission SFK 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung der Bundesregierung über möghche Ver- 
besserungen der Anlagensicherheit 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 51a des Bundes-Imnüssionsschutzgesetzes vom 
14. Mai 1990. 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMU im Einvernehmen mit BMA, beide Ressorts 
müssen der Wahl des Vorsitzenden zustimmen. 

3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach fachhcher Qualifikation 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 25 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 
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18. Technischer Ausschuß für Anlagensicherheit 
(TAA) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung der Bundesregierung in sicherheitstechni- 
schen Fragen, die die Verhinderung von Störfällen 
und die Begrenzung ihrer Auswirkungen betreffen. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 31a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 
14. Mai 1990 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMU, die Bundesministerin muß der Wahl des Vorsit- 
zenden zustimmen. 

3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach fachlicher Qualifikation 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 34 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 


19. Arbeitskreis Sport und Umwelt 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung des BMU zu Fragen der Umweltauswirkun- 
gen von neuartigen Sport- und Freizeitaktivitäten 
und -geräten, Empfehlungen für eine umweltverträg- 
hche Sportausübung und naturgebundene Sport- 
arten 

2. Rechtsgrundlage: 

Erlaß des BMU 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMU 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt sind Verbände und Institutio- 


nen. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 12 

davon Bund; 0 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Frauen: 0 


20. Aufsichtsrat der Gesellschaft für Anlagen- 
und Reaktorsicherheit (GRS) mbH 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Überwachung der Geschäftsführung 


2. Rechtsgrundlage: 

GeseUschaftsvertrag über die Bildung der GRS in der 
Fassung vom 15. Mai 1985 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Der GeseUschaftsvertrag regelt die Zusammenset- 
zung des Aufsichtsrats. Die Bundesregierung be- 
stimmt die Vertreter des Bundes (3 Vertreter des 
BMU, je 1 Vertreter des BMF und BMBF). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Länder Bayern und NRW entsenden je einen Ver- 
treter in den Aufsichtsrat, die übrigen Gesellschafter 
(11 Technische Überwachungsvereine und der Ger- 
manische Lloyd) bestimmen 5 Mitgheder. Die GeseU- 
schafter können außerdem eine sachverständige Per- 
sönhchkeit in den Aufsichtsrat wählen. 

3.3 Auswahlverfahren: 

BMU benennt seinen beamteten Staatssekretär und 
zwei fachlich zuständige Referatsleiter. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 13 13 

davon Bund: 5 5 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund; 0 0 

21. Kuratorium der „Stiftung Archiv, Forum und 
Museum zur Geschichte des Naturschutzes 
in Deutschland auf Schloß Drachenburg 
zu Königswinter" 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung des Vorstandes und Entscheidung 
über grundsätzhche Angelegenheiten 

2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungsurkunde 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMU, die Länder Brandenburg und Nordrhein- West- 
falen und die Nordrhein-Westfalen-Stiftung Natur- 
schutz, Heimat- und Kulturpflege bestellen jeweils 
ihre Mitgheder. 

3.2 Auswahlverfahren: 

BMU bestellt 6 Mitgheder, davon 3 auf Vorschlag des 
nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes anerkann- 
ten Verbände auf Bundesebene. Das Land Nord- 
rhein-Westfalen besteht 6 Mitgheder, das Land Bran- 
denburg und die Nordrhein-Westfalen-Stiftung Na- 
turschutz, Heimat- und Kulturpflege je 2 Mitgheder. 
Unter den 6 Mitghedem von NRW werden 3 von den 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz anerkannten 
Verbänden auf Landesebene vorgeschlagen; in Bran- 
denburg gilt Entsprechendes für ein Mitghed. Die 
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Auswahl richtet sich nach der fachlichen Qualifika- 
tion. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 15 

davon Bund: 6 

(einschließlich der von den Verbänden 
vorgeschlagenen Mitglieder) 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


22. Internationale Kommission zum Schutz der Elbe 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Erarbeitung von Vorschlägen für die Sanierung der 
Gewässer im gesamten Einzugsgebiet der Elbe; Vor- 
bereitung internationaler Meßprogramme zur Ge- 
wässergüte der Elbe. Die Kommission befaßt sich 
ferner mit dem ökologischen Zustand der Auwälder 
und der Fließgewässer, der Koordinierung der For- 
schung und nüt dem Warn- und Alarmplan Elbe. 

2. Rechtsgrundlage: 

Vereinbarung über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Elbe vom 3. Oktober 1990 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Deutschland, die Tschechische Republik und die EU 

3.2 Auswahlverfahren: 

Die Auswahl richtet sich nach fachlicher Qualifika- 
tion, Beschlüsse werden einstimmig gefaßt. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 34 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 4 

davon Bund: 0 


23. Internationale Kommission zum Schutz 
des Rheins 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Vorschläge für Maßnahmen und Programme, Vorbe- 
reitung internationaler Meßprogramme und Unter- 
suchungen des Ökosystems Rhein, Zusammenarbeit 
mit wissenschaftlichen Institutionen, Koordinierung 
des Warn- und Alarmplans 

2. Rechtsgrundlage: 

Vereinbarung über die Internationale Kommission 
zum Schutz des Rheins gegen Verunreinigung vom 
29. April 1963 und Zusatzvereinbarung vom 3. De- 
zember 1976 


3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Deutschland, Frankreich, Luxemburg, Niederlande, 
Schweiz und EU. Ein Vertreter des BMU leitet die 
deutsche Delegation. 

3.2 Auswahlverfahren: 

Auswahl richtet sich nach fachlicher Qualifikation, 
Beschlüsse werden einstimmig gefaßt. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 29 

davon Bund: 0 

Anzahl der Frauen: 4 

davon Bund: 0 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Post und Telekommunikation (BMPT) 

Übersicht 

Beiräte, Ausschüsse, Sachverständigenkommissionen 

1. Beirat für Standardisierung in der Telekommuni- 
kation für Funkfragen 

2. Beirat zur Themenauswahl für die Sonderpost- 
wertzeichen ohne Zuschlag der Bundesrepublik 
Deutschland (Programmbeirat) 

3. Beirat für Grafische Gestaltung der Postwertzei- 
chen der Bundesrepublik Deutschland (Kunst- 
beirat) 

4. Regulierungsrat beim Bundesministerium für 
Post und Telekommunikation 

Organe von Stiftungen, 'Anstalten und anderen 

Institutionen 

5. Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Post und 
Telekommunikation Deutsche Bundespost 

6. Vorstand der Bundesanstalt für Post und Tele- 
kommunikation Deutsche Bundespost 

7. Aufsichtsrat des Wissenschaftlichen Instituts für 
Kommunikation GmbH 

8. Verwaltungsrat der BKK Post, Betriebskranken- 
kasse für Deutsche Post AG, Deutsche Postbank 
AG und Deutsche Telekom AG 

9. Vertreterversammlung der Versorgungsanstalt 
der Deutschen Bundespost 

10. Mitgliederversammlung des Erholungswerks der 
Deutschen Bundespost e. V. 

11. Vertreterversammlung des Betreuungswerks der 
Deutschen Bundespost 

12. Vertreterversammlung der Postbeamtenkranken- 
kasse 

13. Beschlußkammer Post und Beschlußkammer Te- 
lekommimikation 
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1. Beirat für Standardisierung in der 

Telekommunikation für Funkfragen (BSTF) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Beratung des BMPT in hoheithchen Fragen und der 
Unternehmen und Institutionen zu Fragen der Stan- 
dardisierung im europäischen und internationalen 
Bereich 

2. Rechtsgrundlage: 

Geschäftsordnung des Beirates 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Die Gesamtheit der Mitgheder des Beirates. BMPT 
entsendet aus seinem Geschäftsbereich Mitgheder. 
Vorschlagsberechtigt für jeweils ein Mitghed sind 
Unternehmen und Institutionen, die in den zuständi- 
gen europäischen Fachorganisationen im Bereich der 
Standardisierung mitarbeiten. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 50 

davon Bund: 5 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


2. Beirat zur Themenauswahl für die 

Sonderpostwertzeichen ohne Zuschlag der 
Bundesrepublik Deutschland (Programmbeirat) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Themenauswahl für die o. Sonderpostwertzeichen 

2. Rechtsgrundlage: 

Postgesetz, Geschäftsordnung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMPT 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Beirat sind je ein Vertreter des BMI und BMPT, 
drei Mitgheder des Deutschen Bundestages, je ein 
Vertreter der Ständigen Konferenz der Kultusmini- 
ster der Länder, des Deutschen Presserates, des Bun- 
des Deutscher Philatehsten, des Bundesverbandes des 
Deutschen Briefmarkenhandels und der Deutschen 
Post AG. Die SteUvertretung ist analog geregelt. 


3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach der Geschäftsordnung 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 10 10 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 1 


3. Beirat für grafische Gestaltung 

der Postwertzeichen der Bundesrepublik 
Deutschland (Kunstbeirat) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung bei der grafischen Gestaltung der Postwert- 
zeichen 

2. Rechtsgrundlage: 

Postgesetz, Geschäftsordnung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMPT 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Beirat sind ein Vertreter des BMPT, zwei Mit- 
gheder des Deutschen Bundestages und sieben 
Mitgheder aus dem Fachgebiet Grafik, die u. a. vom 
Bund Deutscher Philatehsten, dem Bundesverband 
des Deutschen Briefmarkenhandels und der Deut- 


schen Post AG vorgeschlagen werden. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Auswahl nach Geschäftsordnung 

4, Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 12 14 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


4. Regulierungsrat beim Bundesministerium 
für Post und Telekommunikation 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Mitwirkung bei Entscheidungen des Bimdesministers 
für Post und Telekommunikation. Dabei muß er die 
wirtschafthchen Möghchkeiten der von seiner Ent- 
scheidung betroffenen Unternehmen berücksichtigen 
(§ 13 PTRegG). 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesetz über die Reguherung der Telekommunikation 
und des Postwesens (PTRegG) 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind der Deutsche Bundestag 
und die Bundesländer 
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4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 64 

davon Bund: 32 

Anzahl der Frauen: 8 

davon Bund: 6 


5. Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Post 
und Telekommunikation Deutsche Bundespost 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Überwachung des Vorstandes 

2. Rechtsgrundlage: 

Bundesanstalt Post-Gesetz (BAPostG) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMPT 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMPT bestellt den Vorsitzenden sowie ein weiteres 
Mitglied, BMF und BMWi benennen je ein Mitglied. 
Weitere Mitglieder vertreten die Aktiengesellschaf- 
ten (Deutsche Telekom AG, Deutsche Post AG und 
Deutsche Postbank AG) sowie das Personal der Ak- 


tiengesellschaften. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 10 10 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


6. Vorstand der Bundesanstalt für Post 

und Telekommunikation Deutsche Bundespost 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Leitung der o. Bundesanstalt und Vertretung der Bun- 
desanstalt im Geschäftsverkehr (§ 4 BAPostG). 

2. Rechtsgrundlage: 

Bundesanstalt Post-Gesetz (BAPostG) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Bundesregierung (BMPT im Benehmen mit dem Ver- 
waltungsrat und im Einvernehmen mit BMF). Der 
Vorstand besteht aus einem Vorsitzenden und einem 


weiteren Mitglied. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 2 2 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


7. Aufsichtsrat des Wissenschaftlichen Instituts 
für Kommunikation GmbH (WIK) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Überwachung und Unterstützung der Geschäftsfüh- 
rung, Förderung der Ziele der Gesellschaft. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftervertrag WIK 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMPT entsendet zwei Mitglieder und bestimmt den 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Deutsche Telekom AG, die Deutsche Post AG 
und die Deutsche Postbank AG entsenden je ein Mit- 
glied. Die Gesellschafterversammlung wählt ein wei- 
teres Mitglied aus dem Wissenschaftlichen Beirat auf 
dessen Vorschlag. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Der Gesellschaftervertrag regelt die Zusammenset- 


zung des Aufsichtsrats. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 6 6 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


8. Verwaltungsrat der BKK Post, Betriebskranken- 
kasse für Deutsche Post AG, Deutsche Postbank 
AG und Deutsche Telekom AG 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Verwaltungsrat ist das Selbstverwaltungsorgan 
der BKK Post. 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 2 der Satzung der BKK Post 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Die Gewerkschaften (Deutsche Postgewerkschaft, 
Deutscher Postverband/Christliche Gewerkschaft 
Post) entsenden 15 Mitglieder, die Deutsche Post AG, 
Deutsche Postbank AG und die Deutsche Telekom 
AG sowie die Bundesanstalt für Post und Telekom- 


munikation Deutsche Bundespost 
Mitglieder. 

bestimmen 

vier 

4, Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

30 

19 

davon Bund: 

15 

1 

Anzahl der Frauen: 

9 

7 

davon Bund: 

0 

0 
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9. Vertreterversammlung der Versorgungsanstalt 
der Deutschen Bundespost (VAP) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Die Vertreterversammlung ist ein Organ der o. Ver- 
sorgungsanstalt und sie beschüeßt über wichtige 
Angelegenheiten der VAR 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 6 der Satzung der VAP 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Von den 16 Mitghedem werden 8 von der Deutschen 
Post AG, Deutschen Telekom AG, Deutschen Post- 
bank AG und der Bundesanstalt für Post und Tele- 
kommunikation Deutsche Bundespost benannt und 
von dieser Bundesanstalt bestellt. Die anderen 8 Mit- 
glieder werden von den zuständigen Postgewerk- 
schaften benannt und von der o. Bundesanstalt be- 
rufen. 


2. Rechtsgrundlage: 

§ 6 der Satzung des 3eW 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Von den 16 Mitghedem beruft die Bundesanstalt 
für Post und Telekommunikation Deutsche Bundes- 
post 8 Mitgheder. Weitere 8 Mitgheder benennen die 
zuständigen Postgewerkschaften, die o. Bundesan- 
stalt bemft auch diese Mitgheder. Mindestens zwei 
der 16 Mitgheder müssen Sozialbetreuer sein. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

16 16 

8 1 

7 8 

3 0 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

16 16 

8 1 

5 3 

3 0 


12. Vertreterversammlung der Postbeamten- 
krankenkasse (PBeaKK) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Selbstverwaltungsorgan dieser Selbshilfeeinrichtung 
der früheren Deutschen Bundespost, Beschluß über 
wichtige Angelegenheiten (§ 3 der Satzung) 


10. Mitgliederversammlung des Erholungswerks 
der Deutschen Bundespost e, V. 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Organ dieser betriebhchen Sozialeinrichtung 


2. Rechtsgrundlage: 

§ 3 der Satzung der PBeaKK 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 


2. Rechtsgrundlage: 

§§ 5 und 6 der Satzung des Erholungswerks 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

Von den 16 Mitghedem werden 8 von den aus der 
früheren Deutschen Bundespost hervorgegangenen 
3 Unternehmen und der Bundesanstalt für Post und 
Telekommunikation Deutsche Bundespost benannt 
und von der o. Bundesanstalt bestellt. Die zustän- 
digen Postgewerkschaften benennen die anderen 
8 Mitgheder, die o. Bundesanstalt besteht sie. 

4, Frauenanteil: 1990 1997 


Die zuständigen Postgewerkschaften und die aus der 
früheren Deutschen Bundespost hervorgegangenen 
drei Unternehmen sowie die Bundesanstalt für Post 
und Telekommunikation Deutsche Bundespost be- 
nennen je die Hälfte der 16 Mitgheder, die o. Bundes- 


anstalt besteht sie. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 16 16 

davon Bund: 8 1 

Anzahl der Frauen: 5 4 

davon Bund: 2 0 


Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


16 16 

8 1 

5 4 

2 0 


11. Vertreterversammlimg des Betreuungswerks 
der Deutschen Bundespost (BeW) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Selbstverwaltungsorgan dieser Selbsthilfeeinrichtung 


13. Beschlußkammer Post und Beschlußkammer 
Telekommunikation 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Aufsicht über die Einhaltung von Reguhemngsvor- 
schriften und -regelungen 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 15 des Gesetzes über die Reguhemng der Telekom- 
munikation und des Postwesens (PTRegG) 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMPT; in jeder der beiden Beschlußkanunem sind 


drei Mitglieder. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 3 + 3 

davon Bund: *3 + 3 

Anzahl der Frauen: 2+1 

davon Bund: 2 + 1 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(BMBau) 

Übersicht 

Beiräte 

1. Beirat für Raumordnung 

2. Wissenschaf thcher Beirat der Bundesforschungs- 
anstalt für Landeskunde und Raumordnung 

3. Gemeinsamer Ausschuß Bund/Berlin 


Kommissionen 

4. Auswahlkommission für die Laufbahnen des 
gehobenen bautechnischen Verwaltungsdienstes 
des Bundes 

5. Prüfungskommission gemäß § 20 APO Bau-Bund 

Aufsichts-ZVerwaitungsräte 

6. Bundesbaugesellschaft Berlin mbH, Berlin 

7. Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH, Frank- 
furt am Main 

8. Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz 

9. Landeswohnungs- und Städtebaugesellschaft 
Bayern GmbH, München 

10. LEG Saar, Landesentwicklungsgesellschaft Saar- 
land mbH, Saarbrücken 

1 1 . Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten im Rhei- 
nisch-Westfähschen Steinkohlenbezirk GmbH, 
Essen 


Sonstige Gremien 

12. Gemeinsamer Ausschuß (Ausbau Bonns als Bun- 
desstadt) 

13. Kuratorium (kultmelle Einrichtungen in Bonn) 

14. Koordinierungsausschuß (Förderung der Region 
Bonn) 


1, Beirat für Raumordnung 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (BMBau) in Grundsatzfra- 
gen der Raumordnung, Berufung des Beirates für die 
Dauer der Legislaturperiode des Bimdestages 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 9 Abs. 1 und 2 des Raumordnungsgesetzes (ROG) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBau 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Spitzenverbände der 
betroffenen gesellschafthchen Gruppen. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Im Benehmen nüt den zuständigen Spitzenverbän- 
den beruft BMBau in den Beirat neben Vertretern der 
kommunalen Selbstverwaltung Sachverständige ins- 
besondere aus den Bereichen der Wissenschaft, der 
Landesplanung, des Städtebaues, der Wirtschaft, der 
Land- imd Forstwirtschaft, des Naturschutzes imd 
der Landschaftspflege sowie der Tarifparteien und 


des Sports. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 29 34 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 0 6 

davon Bund: 0 0 


2. Wissenschaftlicher Beirat der Bundesforschungs- 
anstalt für Landeskunde und Raumordnung (BfLR) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung des Leiters der BfLR bei der Durchführung 
des jährlichen Arbeitsprogramms 

2. Rechtsgrundlagen: 

Erlaß des BMBau vom 6. April 1973 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBau 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 6 

davon Bund; 0 0 

Anzahl der Frauen: 2 2 

davon Bund: 0 0 
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3. Gemeinsamer Ausschuß Bund/Berlin 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Das aus Vertretern des Bundes und des Landes Berlin 
zusammengesetzte Gremium soll die Zusammen- 
arbeit der Parteien für die Herstellung der Haupt- 
stad tfunktion Berlins gewährleisten. 


2. Rechtsgrundlage: 

Artikel 2 des Vertrages über die Zusammenarbeit 
der Bundesregierung und des Senats von Berlin vom 
25. August 1992 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die beteiligten Bundesministerien (BK, BMI, BMF, 
BMV und BMBau), Die Bundesregierung bestimmt 
die vertretenen Ressorts. Der Bund kann bis zu 6 Mit- 
glieder in den Ausschuß entsenden. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Der Senat von Berlin benennt die Vertreter des Lan- 
des Berlin. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1997 

10 

5 

1 

0 


4. Auswahlkommission für die Laufbahn 

des gehobenen bautechnischen Verwaltungs- 
diestes des Bundes 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Auswahl von Bewerbern für die Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst 

2. Rechtsgrundlage: 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laufbah- 
nen des gehobenen bautechnischen Verwaltungs- 
dienstes des Bundes (APO Bau-Bund) 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tzung: 

BMBau 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 
Vorschlagsberechtigt ist die Bundesbaudirektion. 


4, Frauenanteil: 

Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

6 24 

6 24 

1 3 

1 3 


5. Prüfungskommission gemäß § 20 

der Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für die Laufbahnen des gehobenen bautechnischen 

Verwaltungsdienstes des Bundes (APO Bau-Bund) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Abnahme der Laufbahnprüfung 

2. Rechtsgrundlagen: 

APO Bau-Bund 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBau 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Oberfinanzdirektion 
Berlin und die Bundesbaudirektion. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Nach § 20 APO Bau-Bund muß der Vorsitzende ein 


Beamter des höheren bautechnischen 
dienstes des BMBau sein. 

Verwaltungs- 

4. Frauenanteil: 

1990 

1997 

Anzahl der Mitglieder: 

10 

40 

davon Bund: 

10 

40 

Anzahl der Frauen: 

1 

4 

davon Bund: 

1 

4 


6. bis 11. Aufsichts-A^erwaltungsräte 

Bundesbaugesellschaft Berlin mbH Berlin 

Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH (FSG), 
Frankfurt am Main 

Heimstätte Rheinland-Pfalz GmbH, Mainz 

Landeswohnungs- und Städtebaugesellschaft 
Bayern GmbH, München 

LEG Saar, Landesentwicklungsgesellschaft 
Saarland mbH, Saarbrücken 

Treuhandstelle für Bergmannswohnstätten 
im Rheinisch- Westfälischen Steinkohlenbezirk 
GmbH, Essen 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Beratung, Überwachung, Kontrolle 


3.3 Auswahlverfahren: 

Nach § 6 APO Bau-Bund muß der Vorsitzende ein 
Beamter des höheren bautechnischen Verwaltungs- 
dienstes sein. 


2. Rechtsgrundlage: 

Ges^Uschaftsrecht (Aktiengesetz, GmbH-Gesetz) 

Satzung/Gesellschaftsvertrag 

Beruf ungsrichtlinien 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Meist Gesellschafterversammlung, sonst Entsendung 
durch Bundesregierung 


2. Rechtsgrundlage: 

Siehe 1 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 


3,2 Einflußrecht der Bundesregierung 

Bundesregierung hat Vorschlags- bzw. Entsendungs- 
recht 


Die Vertragspartner entscheiden über die Besetzung 
der ihnen zustehenden Sitze. 

3.2 Auswahlverfahren: 


3.3 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Je nach Einzelfall 
Deutscher Bundestag 
Länder 

Mitgesellschafter 

3.4 Auswahlverfahren: 

Je nach Einzelfall 


Wahrnehmung der Aufgabe durch den jeweiligen 
Funktionsträger 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder; 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

7 7 

3 3 

0 0 

0 0 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 74 

davon Bund: 26 

Anzahl der Frauen: 6 

davon Bund: ^ 6 


12. Gemeinsamer Ausschuß 

(Ausbau Bonns als Bundesstadt) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Ausschuß der Vertragspartner Bund, Land NRW und 
Stadt Bonn gemäß Artikel 4 der Vereinbarung vom 
11. September 1975 über den weiteren Ausbau 
Bonns als Bundesstadt 

2. Rechtsgrundlage: 

Siehe 1 


14. Koordinierungsausschuß 
(Förderung der Region Bonn) 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Herbeiführen des Einvernehmens über Ausgleichs- 
maßnahmen 

Koordinierung des Einsatzes der Fördermittel 

Aufstehung von Finanzierungsplan und Gesamt- 
kostenplan 

2. Rechtsgrundlage: 

Artikel 6 der Ausgleichsvereinbarung vom 29. Juni 
1994 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Zusammense tz ung: 

Vertragsparteien (6) 

Zusammensetzung geregelt in Artikel 6 der Aus- 
gleichsvereinbarung 


3.1 Auswahlverfahren: 

Wahrnehmung der Aufgabe durch den jeweihgen 


Funktionsträger 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 15 13 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 0 3 

davon Bund: 0 0 


13. Kuratorium 

(Kulturelle Einrichtungen in Bonn) 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Kuratorium für kulturehe Einrichtungen und Veran- 
staltungen gemäß Artikel 4 der Vereinbarung zwi- 
schen Bund, Land NRW und Stadt Bonn vom 13. De- 
zember 1989 


3.2 Einflußrecht der Bundesregierung: 
Mitentscheidungsrechte 

Sperrklausel (Artikel 6 Abs. 3 der Ausgleichsverein- 
barung) 

3.3 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Entscheidungsrechte haben Land NRW, die Land- 
kreise Rhein-Sieg und Ahrweiler und die Stadt Bonn 

3.4 Auswahlverfahren: 

Wird durch einzelne Vertragsparteien für ihre Mit- 


gheder geregelt. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 14 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 0 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie (BMBF) 

Übersicht 

Beiräte, Sachverständigenkommissionen: 

Beratungsgremien der Beratungsübersicht 

Umweltforschung; Klimaforschung 

1. Beirat Globale Umweltveränderungen 


Forschung und Entwicklung im Dienste 
der Gesundheit 

2. Gesundheitsforschungsrat 

3. Wissenschaftlicher Ausschuß des Gesundheits- 
forschungsrats 

Forschung und Entwicklung zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen 

4. Arbeit und Technik 

5. Moderne Arbeits- und Produktionskonzepte 

6. Moderne Arbeits- und Dienstleistungskonzepte 

7. Prävention im Arbeits- und betrieblichen Ge- 
sundheitsschutz 


Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie 

8. Programmbeirat Luftfahrtforschung 

Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen 

9. Innovationsstärkende Regelung der Ergebnisver- 
wertung staatlich geförderter Forschung und 
Entwicklung 


Nicht FuE -relevante Bildungsausgaben - 

keine Wissenschaftsausgabe 

10. Beirat für Ausbildungsförderung 

11. Beirat zum Berichtssystem Weiterbildung 1994 

12. Förderung begabter Absolventen einer dualen 
Berufsausbildung 

Sonstige Beratungsgremien, 

Sachverständigenkommissionen 

13. Wissenschaftsrat (Vollversammlung, Wissen- 
schaftliche Kommission und Verwaltungskom- 
mission) 

14. Ausschuß für die Hochschulstatistik 

15. Senat der Hermann von Helmholtz- Gemein- 
schaft Deutscher Forschungszentren 


Organe von Institutionen 

und Forschungseinrichtungen 

16. Kuratorium der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft 

17. Hauptausschuß der Deutschen Forschungsge- 
meinschaft 

18. Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufs- 
büdung 

19. Kuratorium der Stiftung CAESAR 

20. Kuratorium des Deutschen Studentenwerkes e. V. 

21. Kuratorium der Studienstiftung des deutschen 
Volkes e. V. 

22. Kuratorium der Volkswagenstiftung 

23. Senat der Max-Planck-Gesellschaft zur Förde- 
rung der Wissenschaft e. V 

24. Senat der Fraunhofer- Gesellschaft zur Förderung 
der angewandten Forschung e. V. 

25. Kuratorium der Stiftung Alfred-Wegener-Institut 
für Polar- und Meeresforschung 

26. Verwaltungsrat der Stiftung „Deutsches Elektro- 
nen-Synchrotron “ 

27. Kuratorium der Stiftung Deutsches Krebsfor- 
schungszentrum 

28. Senat der Deutschen Forschungsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt e. V. 

29. Aufsichtsrat des Forschungszentrums Jülich GmbH 

30. Aufsichtsrat des Forschungszentrums Karlsruhe 
GmbH 

31. Aufsichtsrat der Gesellschaft für Biotechnolo- 
gische Forschung mbH 

32. Kuratorium des GeoForschungszentrums Potsdam 

33. Aufsichtsrat des GKSS- Forschungszentrums 
Geesthacht GmbH 

34. Aufsichtsrat des GMD-Forschungszentrums In- 
formationstechnik GmbH 

35. Aufsichtsrat des GSF-Forschungszentrums für 
Umwelt und Gesundheit GmbH 

36. Aufsichtsrat der Gesellschaft für Schwerionenfor- 
schung mbH 

37. Aufsichtsrat des Hahn-Meitner-Instituts GmbH 

38. Kuratorium des Max- Planck- Instituts für Plasma- 
Physik 

39. Kuratorium des Max-Delbrück- Centrums für 
molekulare Medizin 

40. Aufsichtsrat des UFZ-Umweltforschungszen- 
trums Leipzig- Halle GmbH 

Internationale Gremien 

41. Oberster Rat des Europäischen Hochschulinstituts 

42. Lenkungsausschuß des Instituts Laue-Langevin 

43. Unterausschuß für Finanzfragen des Instituts 
Laue-Langevin 

44. CERN-Rat 
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45. Finanzausschxiß des CERN 

46 . Rat des Europäischen Laboratoriums für Mole- 
kular-Biologie 

47. Finanzausschuß des Europäischen Laboratoriums 
für Molekular-Biologie 

48. Europäische Konferenz für Molekular-Biologie 

49. Rat der Organisation für astronomische For- 
schung in der südlichen Hemisphäre 

50. Finanzausschuß der Organisation für astrono- 
mische Forschung in der südlichen Hemisphäre 

51. Rat der Europäischen Synchrotronstrahlungsan- 
lage 

52. Finanzausschuß der Europäischen Synchrotron- 
strahlungsanlage 

53. Rat für die Zusammenarbeit in der Luftfahrtfor- 
schung - GARTEUR 


Beratungsgremien des Bundesministeriums 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie (BMBF) 

Das BMBF hat eine große Zahl von Beratungsgre- 
mien eingesetzt, die es in übergreifenden und grund- 
sätzlichen Fragen der Forschungs- und Technologie- 
politik, bei seinen Förderungsprogrammen und in 
sonstigen Fachfragen beraten. 

Die Mitglieder dieser Gremien werden vom BMBF 
ernannt. Andere Stehen haben keine Einflußrechte. 
Die Grundsätze für das Beratungswesen des BMBF 
enthalten u. a. auch Kriterien für die Auswahl der Be- 
rater. 

Es handelt sich um folgende wesentliche Beratungs- 
gremien - jeweils mit Angabe ihrer Zusammenset- 
zung durch Männer und Frauen (M/F) - (siehe in der 
Übersicht die Nummern 1 bis 12): 


Gegenstand/Aufgaben 

Zusammensetzung 

M 

F 

Umweltforschung, Klimaforschung 



1. Beirat Globale Umweltveränderungen 

8 

3 

Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 



2. Gesundheitsforschungsrat 

13 

1 

3. Wissenschaftlicher Ausschuß des Gesundheitsforschungsrats 

9 

1 

Forschimg und Entwicklung zur Verbesserung der Arbeitsbedingimgen 



4. Arbeit und Technik 

22 

3 

5. Moderne Arbeits- und Produktionskonzepte 

9 

1 

6. Moderne Arbeits- und Dienstleistungskonzepte 

8 

2 

7. Prävention im Arbeits- und betrieblichen Gesundheitsschutz 

7 

4 

Luftfahrtforschung und Hyperschalltechnologie 



8. Programmbeirat Luftfahrtforschung 

7 

0 

Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen 

9. Innovationsstärkende Regelung der Ergebnisverwertung staatlich 



geförderter Forschung und Entwicklung 

9 

0 

Nicht FuE -relevante Bildungsausgaben - keine Wissenschaftsausgaben 



10. Beirat für Ausbildungsförderung 

16 

6 

11. Beirat zum Berichtssystem Weiterbildung '94 

9 

1 

12. Förderung begabter Absolventen einer dualen Berufsausbildung 

9 

2 


13. Wissenschaftsrat 

(Vollversammlung, Wissenschaftliche 
Kommission, Verwaltungskommission) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratung von Bund und Ländern in Fragen der Wis- 
senschafts- und Hochschulpolitik; Empfehlungen 
und gutachtliche Stellungnahmen zur Entwicklung 
der Hochschulen, der Wissenschaft und der For- 


schung. Der Wissenschaftsrat tritt als Vollversamm- 
lung oder in Kommissionen zusammen. Die Vollver- 
sammlung setzt sich aus den Mitgliedern der beiden 
Kommissionen zusammen. 

2. Rechtsgrundlage: 

Abkommen zwischen Bund und Ländern zur Errich- 
timg des Wissenschaftsrats vom 5. September 1957 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

a) Wissenschaftliche Kommission 

Berufung der 32 Mitglieder durch den Bundesprä- 
sidenten 

b) Verwaltungskommission 

Berufung der Mitglieder durch Bundesregierung 
und die Landesregierungen 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

a) Wissenschaftliche Kommission 

Die Bundesregierung und die Landesregierungen 
schlagen je 4 Mitglieder vor, die übrigen Mitglie- 
der werden vorgeschlagen von der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft, Max-Planck-Gesellschaft, 
Hochschulrektorenkonferenz sowie der Arbeits- 
gemeinschaft der Großforschungseinrichtungen. 

b) Verwaltungskommission: 

Die Bundesregierung entsendet 6 Mitglieder und 
die Landesregierungen 16. 


14. Ausschuß für die Hochschulstatistik 

1 . Na tur des Gremiums/A uf gaben : 

Beratung des Statistischen Bimdesamtes bei der 
Durchführung der Hochschulstatistik 

2. Rechtsgrundlage: 

§ 7 des Gesetzes über die Statistik für das Hochschul- 
wesen (Hochschulstatistikgesetz - HStatG) vom 
2. November 1990 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Ergibt sich aus § 7 HStatG. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMBF, BMF, BMVg und BMG sind im Ausschuß ver- 
treten; BMBF bestimmt die vorschlagsberechtigten 
Einrichtungen (zentrale Repräsentanz der Hochschu- 
len, 3 wissenschaftliche Einrichtungen im Bereich 
der Hochschulplanung), hat aber keinen Einfluß auf 
die von diesen Institutionen benannten Personen. 


3.3 Auswahlverfahren: 

Wissenschaftler oder anerkannte Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens, die der Wissenschaft und 
ihrer Förderung nahestehen. 

a) Wissenschaftliche Kommission: 

Wird von den vorschlagenden Institutionen intern 
geregelt. 

b) Verwaltungskommission: 

Die 6 von der Bundesregierung entsandten Mit- 
glieder sind jeweils Staatssekretäre der zuständi- 
gen Ressorts, sie werden von den fachlich zustän- 
digen Abteilungsleitern vertreten. 


4, Frauenanteil: 

a) Vollversammlung 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

b) Wissenschaftliche Kommission 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 


39 54 

9 10 

6 13 

1 1 

22 32 

3 4 

2 7 

1 1 


Benennungsrechte haben die obersten Landesbehör- 
den, der Wissenschaftsrat, die Westdeutsche Rekto- 
renkonferenz und sonstige entsendenden Stehen 


nach § 7 HStatG. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Geregelt in § 7 HStatG 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 25 32 

davon Bund: 5 

Anzahl der Frauen: 3 5 

davon Bund: 1 


15. Senat der Hermann von Helmholtz- 

Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Beratungsgremium in grundsätzlichen Fragen der 
Forschungsstrategie der Helmholtz-Zentren und ihrer 
Umsetzung 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 


c) Verwaltungskommission 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


17 

6 

4 

0 


22 

6 

6 

0 


Mitgliedschaft Kraft Amtes bzw. Wahl durch Mitglie- 
derversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMBF ist Kraft Amtes Mitglied und entsendet einen 
Vertreter, die Länder zwei Mitglieder. 
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4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 25 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 1 

davon Bund: 0 


16. Kuratorium der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft (DFG) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Organ; Feststellung des Wirtschaftsplans, Befassung 
u. a. mit Jahresbericht und Jahresrechnung 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Deutschen Forschungsgemeinschaft 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Brmdesregierung imd Länderregierungen hinsicht- 
hch der staatiichen Vertreter (Bundesregierung be- 
nennt 11 Mitgheder, die Länder 16). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die übrigen Mitgheder kommen aus der Wissen- 
schaft. 

3.3 Auswahlverfahren: 


3.3 Auswahlverfahren: 

Vertreten sind die sachhch zuständigen Funktions- 
träger einzelner Bundesministerien bzw. der Wissen- 


schaftsministerien der Länder. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 29 37 

davon Bund: 6 8 

Anzahl der Frauen: 1 6 

davon Bund: 0 1 


18. Hauptausschufi des Bundesinstituts 
für Berufsbildung (BIBB) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Der Hauptausschuß beschheßt über die Angelegen- 
heiten des BIBB, soweit sie nicht dem Generalsekre- 
tär übertragen sind. Er berät die Bundesregierung in 
grundsätzhchen Fragen der Berufsbüdimg. 

2. Rechtsgrundlage: 

Berufsbildimgsförderungsgesetz; Satzung des Haupt- 
ausschusses des BIBB 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBF beruft die Mitgheder. 


Der Bund wird durch sachhch zuständige Funktions- 
träger einzelner Bundesministerien vertreten, die 
Länder durch ihre Wissenschaftsminister. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bimd: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

57 70 

8 11 

3 10 

0 1 


17. Hauptausschuß der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft (DFG) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Organ; zuständig für die finanzieUe Fördenmg der 
Forschung, Aufstehung des Haushaltsplans, Büdung 
von Ausschüssen im Rahmen seiner Zuständigkeit 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Deutschen Forschimgsgemeinschaft 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Hinsichthch der staatiichen Vertreter: Die Bundes- 
regienmg benennt 8 Vertreter, die Länder ebenfalls. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die übrigen Mitgheder kommen aus der Wissen- 
schaft. 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung schlägt 5 Mitgheder als Beauf- 
tragte des Bundes vor. Vorschlagsberechtigt sind die 


Tarifparteien und Länder (Bundesrat). 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 38 53 

davon Bund: 5 5 

Anzahl der Frauen: 3 12 

davon Bund: 2 2 


19. Stiftungsrat der Stiftung CAESAR 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2, Rechtsgrundlage: 

Stif tungss atzrmg 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bund, Land NRW imd Stadt Bonn (durch Satzung 
geregelt) 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregienmg entsendet 3 Mitgheder (darun- 
ter den Vorsitzenden) und beruft 3 Mitgheder des 
Deutschen Bundestages. Das Land NRW entsendet 
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2 Mitglieder und beruft 2 weitere Mitglieder des 
Landtages NRW. Die Stadt Bonn entsendet 1 Mit- 


glied. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 1 1 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 3 

davon Bund: 0 


20. Kuratorium des Deutschen Studentenwerks 
(DSW) 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 

Unterstützung des Deutschen Studentenwerks bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben und Werbung in der 
Öffentlichkeit für seine Ziele 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

§17 der Satzung regelt die Zusanunensetzung. Der 
Vorstand beruft die Mitglieder (Bundesminister für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie, 
die Präsidenten der Hochschulrektorenkonferenz, 
der KMK, des Deutschen Städtetages und des Deut- 
schen Akademischen Austauschdienstes). Vertreter 
des BMBF ist in der Regel der für das DSW zustän- 


dige UAL. 

4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 20 

davon Bund: 1 

Anzahl der Frauen: 5 

davon Bund: 0 


21. Kuratorium der Studienstiftung 
des deutschen Volkes 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungssatzung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung entsendet einen Vertreter (mit drei 
von derzeit 23 Stimmen), Länder (4 Vertreter), 
Wissenschaftsorganisationen (6 Vertreter). Zuwahl 
- durch Kuratorium auf Vorschlag des Vorstandes - 
von bis zu 10 Persönlichkeiten aus Hochschule, 
Wissenschaft, Kunst, Politik, Verwaltung und Wirt- 
schaft. 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

21 20 

1 1 

3 2 

0 0 


22. Kuratorium der Volkswagen-Stiftung 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Vorstand der Stiftung 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Volkswagen-Stiftung 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Durch Satzung geregelt 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregierung beruft den stellvertretenden 
Vorsitzenden und 6 weitere Mitglieder, die Landes- 
regierung Niedersachsen den Vorsitzenden und 


ebenfalls 6 weitere Mitglieder. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 14 14 

davon Bund: 7 7 

Anzahl der Frauen: 1 2 

davon Bund: 1 0 


23. Senat der Max-Planck-Gesellschaft 
zur Förderung der Wissenschaften e. V. 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung der Max-Planck-GeseUschaft 

3 . 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Hauptversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet zwei Vertreter (Minister 
oder Staatssekretäre), Entsendungsrecht haben die 
Länder (nur Landesmirüster) und der Gesamtbe- 
triebsrat. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Wahl von Mitghedem durch Hauptversammlung so- 
wie von Mitarbeitern durch Sektionen 
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4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 59 57 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 2 5 

davon Bund: 0 0 

24. Senat der Fraunhofer-Gesellschaft zur 

Förderung der angewandten Forschung e. V. 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitgliederversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 3 Vertreter, Entsen- 
dungsrecht haben Länder und Wissenschaftlicher 
Rat. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Wahl durch Mitgliederversammlung von Persönlich- 
keiten der Wissenschaft, Wirtschaft und des öffent- 
lichen Lebens 

4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitglieder 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

23 27 

3 3 

1 2 

0 2 


25. Kuratorium der Stiftung Alfred-Wegener- 
Institut für Polar- und Meeresforschung, 
Bremerhaven 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungssatzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bund und Land Bremen (durch Satzung geregelt) 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 3 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden). Entsendungsrecht des Landes Bre- 
men und Vorschlagsrecht des Präsidenten der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft. 


4, Frauenanteil: 

Anzahl der Mitglieder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

26. Verwaltungsrat der Stiftung „Deutsches 
Elektronen-Synchrotron DESY", Hamburg 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungssatzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

Bund und Land 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 3 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), das Land hat Entsendungsrecht. 

4, Frauenanteil: 

Anzahl der Mitgüeder 
davon Bund; 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

27. Kuratorium der Stiftung Deutsches 
Krebsforschungszentrum, Heidelberg 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungssatzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bund und Land Baden-Württemberg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 4 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Entsendungsrechte haben Land und 


Universität Heidelberg. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 18 18 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 0 3 

davon Bund: 0 2 


1990 1997 

5 7 

3 3 

0 0 

0 0 


1990 1997 

11 11 

3 3 

0 2 

0 0 


96 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode DrUCksacKlG 13/10761 


28. Senat der Deutschen Forschungsanstalt 
für Luft- und Raumfahrt e. V., Köln-Porz 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsorgan 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitgliederversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 6 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Länder haben Benennungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Wahl durch Mitgliederversammlung von Mitarbeiter- 
Vertretern aus den Bereichen Wissenschaft und Wirt- 
schaft 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 27 33 

davon Bund: 5 6 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 

29. Aufsichtsrat des Forschungszentrums 
Jülich GmbH, Jülich 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz un g: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 4 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Land hat Entsendungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitglieder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tret em und Mitgliedern aus den Bereichen Wissen- 
schaft und Wirtschaft nüt Beteiligung des Bundes als 
Gesellschafter im Rahmen von formellen Vorschlags- 


rechten anderer Gesellschaftsorgane. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 1 2 

davon Bund: 0 0 


30. Aufsichtsrat des Forschungszentrums 
Karlsruhe GmbH, Karlsruhe 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 4 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Land hat Entsendungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitglieder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tretem und Mitgliedern aus dem Bereich der Wissen- 
schaft und Wirtschaft mit Beteiligung des Bundes als 
Gesellschafter im Rahmen von formellen Vorschlags- 
rechten anderer Gesellschaftsorgane. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


31. Aufsichtsrat der Gesellschaft 

für Biotechnologische Forschung mbH, 
Braunschweig 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 
Aufsichtsgrenüum 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 3 Vertreter (darunter den 
stellvertretenden Vorsitzenden), Land hat Entsen- 
dungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitglieder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tretem und Mitgliedern aus dem Bereich der Wissen- 
schaft oder Wirtschaft mit Beteiligung des Bundes als 
Gesellschafter im Rahmen von formellen Vorschlags- 
rechten anderer Gesellschaftsorgane. 
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4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 15 15 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 0 2 

davon Bund: 0 0 

32. Kuratorium der Stiftung 

GeoForschungsZentrum Potsdam 

1 . Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2, Rechtsgrundlage: 

Stiftungssatzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bund und Land Brandenburg (durch Satzung geregelt) 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesregienmg entsendet 3 Vertreter (danuiter 
den Vorsitzenden), das Land hat Entsendungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Es werden bis zu 5 Persönlichkeiten aus den Berei- 
chen Wissenschcift und Wirtschcift berufen. 


4. Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitgheder: 1 1 

davon Bund: 3 

Anzahl der Frauen: 0 

davon Bund: 0 


33. Aufsichtsrat des GKSS-Forschungszentrums 
Geesthacht GmbH 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3.1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregienmg entsendet 3 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Entsendungsrechte haben Länder 
und private GeseUschcifter. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitgheder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tretem und Mitghedem aus dem Bereich der Wissen- 
schaft und Wirtschaft nüt Beteiügung des Bundes als 


GeseUschafter im Rahmen von formeUen Vorschlags- 


rechten anderer Gesellschaftsorgane. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 16 16 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


34. Aufsichtsrat des GMD -Forschungszentrums 
Informationstechnik GmbH, Bonn 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 3 Vertreter (danmter den 
Vorsitzenden), Länder haben Entsendungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitgheder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tretem und Mitghedem aus dem Bereich der Wissen- 
schaft und Wirtschaft mit Beteihgung des Bundes als 
Gesellschafter im Rahmen von formehen Vorschlags- 


rechten anderer Gesellschaftsorgane. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 15 15 

davon Bund: 4 3 

Anzahl der Frauen: 2 2 

davon Bund: 0 0 


35. Aufsichtsrat des „GSF-Forschungszentrums für 
Umwelt und Gesundheit GmbH", Neuherberg 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesehs chaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregiemng entsendet 4 Vertreter (danmter den 
Vorsitzenden), Land hat Entsendungsrecht. 
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3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitglieder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tretem und Mitgüedem aus dem Bereich der Wissen- 
schaft imd Wirtschaft mit Beteüigung des Bundes als 
Gesellschafter im Rahmen von formellen Vorschlags- 


rechten anderer Gesellschaftsorgane. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 12 12 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 1 


36. Aufsichtsrat der Gesellschaft 

für Schwerionenforschung mbH, Darmstadt 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3. 1 En tscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 3 Vertreter (darunter den 


Vorsitzenden), Land hat Entsendungsrecht. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 6 6 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bimd: 0 0 


37. Aufsichtsrat des Hahn-Meitner-Instituts, 

Berlin GmbH, Berlin 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bimdesregierung entsendet 4 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Land hat Entsendimgsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitgheder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tretem imd Mitghedem aus den Bereichen Wissen- 


schaft, Technik, Wirtschaft, öffentiiches Leben mit 
Beteüigung des Bundes als Gesellschafter im Rah- 
men von formeUen Vorschlagsrechten anderer Ge- 
seUschaftsorgane. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 12 12 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 

38. Kuratorium des Max-Planck-Instituts 
für Plasma-Physik 

1 . Natur des Gremiums/A uf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

Senat der Max-Planck-Geseüschaft 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 2 Vertreter, Entsen- 
dungsrecht der Länder Bayern und Mecklenburg- 
Vorpommern, Berufungsrecht des Präsidenten der 
Max-Planck-Gesellschaft (zum Teü auf Vorschlag des 


Instituts-Direktoriums) . 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 7 7 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


39. Kuratorium der Stiftung 

Max-Delbrück-Centrum für molekulare Medizin, 
Berlin-Buch 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Stiftungssatzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bund und Land Berlin 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 4 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Entsendxmgsrechte haben das Land 
Berlin, die Berliner Universitäten und die Träger von 
Kliniken. 
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3.3 Auswahlverfahren: 

Für die 2 wissenschaftlichen Mitarbeiter, die dem 
Kuratorium angehören können, gilt die Wahlord- 


nung. 

4, Frauenanteil: 1997 

Anzahl der Mitglieder: 17 

davon Bund: 4 

Anzahl der Frauen: 2 

davon Bund: 1 


40. Aufsichtsrat des UFZ-Umweltforschungs- 
zentnims Leipzig-Halle GmbH 

1 . Natur des Gremiums/ Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Gesellschafterversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Bundesregierung entsendet 3 Vertreter (darunter den 
Vorsitzenden), Länder haben Entsendungsrecht. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für die übrigen Mitglieder: Wahl von Mitarbeiterver- 
tretem und Mitghedem aus dem Bereich der Wissen- 
schaft und Wirtschaft nüt Beteiligung des Bundes als 
Gesellschafter im Rahmen von formellen Vorschlags- 


rechten anderer Gesellschaftsorgane. 

4. Frauenanteil: 1991*) 1997 

Anzahl der Mitgheder: 12 12 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 0 2 

davon Bund: 0 0 


41. Oberster Rat des Europäischen 
Hochschulinstituts (EHl), Florenz 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Das EHI ist eine von allen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union getragene Postgraduierten-Einrich- 
tung für Forschung und Lehre über Fragen der euro- 
päischen Integration. Der Oberste Rat ist oberstes 
Aufsichts- und Entscheidungsgremium des EHI. 

2. Rechtsgrundlage: 

Gründungsübereinkommen zum EHI; Absprache 
zwischen BMBF und der Ständigen Konferenz der 


*) Gründungsjahr 


Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland (KMK). 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Bundesregierung hat das Benennungsrecht für 
die deutsche Delegation im Obersten Rat. 

3.2 Auswahlverfahren: 

Durch Absprache BMBF/KMK erhielt die KMK das 
Benennungsrecht für den 2. deutschen Delegierten. 
BMBF- Vertreter ist der Leiter der Hochschulabtei- 
lung des BMBF. Die KMK entsendet den jeweiligen 


Vorsitzenden ihres Hochschulausschusses. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der deutschen Mitglieder: 2 2 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


42. Lenkungsausschuß des Instituts Laue-Langevin 
(ILL) 

1 . Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Deutsch-französisches Abkommen über den Bau und 
Betrieb eines Höchstflußreaktors, Statut der Gesell- 
schaft 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBF entsendet die deutschen Mitglieder des Len- 


kungsausschusses. 

4, Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 12 12 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 1 0 


43. Unterausschuß für Finanzfragen des Instituts 
Laue-Langevin (ILL) 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgrenüum 

2. Rechtsgrundlage: 

Deutsch-französisches Abkommen über den Bau und 
Betrieb eines Höchstflußreaktors, Statut der Gesell- 
schaft 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBF entsendet die deutschen Mitglieder des Unter- 
ausschusses für Finanzfragen. 

4. Frauenanteil: 

Anzahl der Mitgheder 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

44. CERN-Rat 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention des CERN 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBF entsendet 2 deutsche Vertreter. 


1990 1997 

6 6 

2 2 

2 3 

1 1 


2. Rechtsgrundlage: 

Übereinkommen zur Errichtung eines europäischen 
Laboratoriums für Molekularbiologie 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz ung: 

BMBF entsendet maximal 2 Delegierte und Berater. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 25 28 

davon Bund: 3 2 

Anzahl der Frauen: 5 2 

davon Bund: 2 0 

47. Finanzausschuß des Europäischen 

Laboratoriums für Molekularbiologie (EMBL) 

1 . Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 


4. Frauenanteil: 
Anzahl der Mitgheder: 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

28 38 

2 2 

2 4 

1 0 


Finanzordnung des EMBL 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBF entsendet einen Delegierten, Berater. 


45. Finanzausschuß des CERN 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Konvention und FinanzprotokoU des CERN 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammense tz un g: 

BMBF entsendet 2 deutsche Vertreter. 


4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 25 31 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 5 6 

davon Bund; 2 1 

48. Europäische Konferenz für Molekularbiologie 

1, Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgrenüum 


3.3 Auswahlverfahren: 

Finanzprotokoh 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 28 38 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 4 3 

davon Bund: 2 0 


46. Rat des Europäischen Laboratoriums 
für Molekularbiologie (EMBL-Rat) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 


2. Rechtsgrundlage: 

Übereinkommen zur Gründimg einer Europäischen 
Konferenz für Molekularbiologie 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz un g: 

BMBF entsendet Delegierte, Berater. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 27 34 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 5 7 

davon Bund: 2 1 
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49. Rat der Organisation für astronomische 
Forschung in der südlichen Hemisphäre (ESO) 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 
Aufsichtsgremium 

2, Rechtsgrundlage: 

Übereinkommen zur Gründimg einer Organisation 
für astronomische Forschimg in der südlichen Hemi- 
sphäre 

3. 1 Entscheidungsträger für Beruf ung/Zusanunen- 
setzung: 

BMBF entsendet 2 Delegierte in den ESO-Rat. 

4, Frauenanteü: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 16 16 

davon Bimd: 2 2 

Anzahl der Frauen: 1 0 

davon Bund: 1 0 

50. Finanzausschuß der Organisation 
für astronomische Forschung 

in der südlichen Hemisphäre 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

FinernzprotokoU zu dem ESO-Übereinkommen 


3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusanunensetzung: 

BMBF entsendet einen Delegierten. 

4. Frauenanteü: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 8 8 

davon Bund: 1 1 

Anzahl der Frauen: 3 1 

davon Bimd: 0 0 


51. Rat der Europäischen 

Synchrotronstrahlungsanlage (ESRF) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Übereinkommen über den Bau imd Betrieb einer 
Europäischen Synchrotronstrahlungscinlage 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetz un g: 

BMBF entsendet Delegierte imd Berater. 


4, Frauenanteü: 

Anzahl der Mitglieder 
davon Bimd: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

52. Finanzausschuß der Europäischen 
Synchrotronstahlungsanlage (ESRF) 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzimg der ESRF 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMBF entsendet 3 Delegierte. 

4. Frauenanteü: 

Anzahl der Mitglieder 
davon Bimd: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 

53. Rat für die Zusammenarbeit 

in der Luftfahrtforschung - GARTEUR 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 
Aufsichtsgremium 

2. Rechtsgrundlage: 

GARTEUR-Regierungsabkommen zwischen Deutsch- 
lemd, Frankreich, Großbritannien und Niederlande 
zur Zusammenarbeit in der Luftfahrtforschung vom 
21. Mai 1981 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Bundesregierung entsendet 2 Vertreter. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stehen: 

Regierungen stimmen sich mit den nationalen For- 
schungsemstalten für Luft und Raumfahrtforschung 
(DLR) ab. 

4. Frauenanteü: 

Anzahl der Mitglieder 
davon Bund: 

Anzahl der Frauen: 
davon Bund: 


1990 1997 

14 16 

3 3 

0 0 

0 0 


1990 1997 

17 17 

3 3 

4 3 

0 1 


1990 1997 

33 30 

5 5 

3 2 

0 0 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
für wirtschaftiiche Zusammenarbeit 
und Entwickiung (BMZ) 

Übersicht 


Beirat 

1. Wissenschafthcher Beirat beim Bxmdesministe- 
rium für wirtschaftiiche Zusammenarbeit imd Ent- 
wicklimg 

Organe von Stiftungen, Anstalten 
und anderen Institutionen 

2. Aufsichtsrat der Deutschen Investitions- imd Ent- 
wicklimgsgesellschaft mbH, Köln 

3. Aufsichtsrat der Deutschen Gesellschaft für Tech- 
nische Zusammenarbeit GmbH, Eschborn 

4. Kuratorium der Carl Duisberg Gesellschaft e.V., 
Köln 

5. Verwaltimgsrat des Deutschen Entwicklungsdien- 
stes gGmbH, Bonn 

6. Kuratorium des Deutschen Instituts für Entwick- 
lungspohtik gGmbH, Berlin 

7. Kuratorium der Deutschen Stiftung für internatio- 
nale Entwicklimg, Bonn 

1. Wissenschaftlicher Beirat beim 

Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 

1. Natur des Gremiums/Auf gaben: 

Beratimg des BMZ in allen Fragen der Entwicklimgs- 
pohtik in voller wissenschafthcher Unabhängigkeit 

2. Rechtsgrundlage: 

Organisationserlaß des BMZ aus dem Jahre 1963, 
Satzung des Beirats 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetzung: 

BMZ 

3.2 Auswahlverfahren: 

Der Beirat kooptiert neue Mitgüeder - auf dem Ge- 
biet der Entwicklungspohtik tätige Praktiker imd 
Wissenschaftler der verschiedenen wissenschaftii- 
chen Fachrichtungen - in eigener Verantwortung 


und schlägt sie dem BMZ zur Berufung vor. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder: 26 23 

davon Bund: 0 0 

Anzahl der Frauen: 1 3 

davon Bund: 0 0 


2. Aufsichtsrat der Deutschen Investitions- 
und Entwicklungsgesellschaft mbH (DEG), Köln 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachimg der Geschäftsführung, Prüfung des 
Jahresabschlusses u. a. 

2. Rechtsgrundlage: 

GmbH-Gesetz, Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

Gesellschafterversammlimg 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
BMZ, ist alleiniger Gesellschafter der DEG. Die Res- 
sorts AA, BMF, BMWi, BML imd BMZ entsenden je- 


weils einen Vertreter in den Aufsichtsrat. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitgheder; 17 17 

davon Bund: 5 5 

Anzahl der Frauen: 1 1 

davon Bund: 0 0 


3. Aufsichtsrat der Deutschen Gesellschaft 

für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH, 
Eschborn 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung der Geschäftsführung, Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Geschäftsberichtes u. a. 

2. Rechtsgrundlage: 

GmbH-Gesetz, Mitbestimmungsgesetz 1976, GeseU- 
schaftsvertrag 

3.1 En tscheid ungsträger für Berufung/ 

Z usammensetz ung: 

8 Mitgheder des Aufsichtsrates werden - auf Vor- 
schlag der Fraktionen des Deutschen Bundestages 
und der Ressorts ^ durch Beschluß des Gesellschaf- 
ters besteht. Weitere 8 Mitgheder werden nach dem 
Mitbestimmungsgesetz 1976 von den Beschäftigten 
der GTZ gewählt (Arbeitnehmervertretung). 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
BMZ, ist aUeiniger Gesellschafter der GTZ. Die Res- 
sorts AA, BMF, BMWi und BMZ entsenden jeweils ei- 
nen Vertreter in den Aufsichtsrat. Außerdem be- 
stehen Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten der 
GTZ. Die vier Berichterstatter für den Einzelplan 23 
im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
sind die weiteren Vertreter des Gesellschafters im 
Aufsichtsrat. 
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4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 16 16 

davon Bund: 4 4 

Anzahl der Frauen: 1 4 

davon Bund: 0 0 

4. Kuratorium der Carl Duisberg Gesellschaft e. V. 
(CDG), Köln 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung des Vorstandes und der Geschäftsfüh- 
rung, Beschluß über den Haushaltsvoranschlag und 
den Jahresabschluß u. a. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Mitghederversamnüung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Vorschlagsberechtigt sind die Ressorts AA, BMWi, 
BMBF und BMZ (je ein Vertreter), die Spitzenverbän- 
de der Wirtschaft (4 Vertreter), die Gewerkschaften 
(ein Vertreter) und die Bundesländer (je ein Vertre- 
ter). Dem Kuratorium sollen ferner weitere Persön- 
lichkeiten aus der Wirtschaft und Gesellschaft ange- 


hören. 

4, Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 20 21 

davon Bund: 3 4 

Anzahl der Frauen: 0 1 

davon Bund: 0 0 


5. Verwaltungsrat des Deutschen 

Entwicklungsdienstes gGmbH (DED), Bonn 

1, Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung der Geschäftsführung, Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Geschäftsberichtes u. a. 

2. Rechtsgrundlage: 

GmbH-Gesetz, Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Ges ellschaf terversammlung 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
BMZ, hat die Mehrheit der Stimmen im Verwaltungs- 
rat. Die Ressorts AA, BMF, BMFSFJ und BMZ entsen- 
den je einen Vertreter. Die Bundesregierung kann 
ferner drei Vertreter aus dem gesellschaftspolitischen 
Bereich vorschlagen. 


Vorschlagsberechtigt sind außerdem die Fraktionen 
des Deutschen Bundestages (je ein Vertreter), Ko- 
Gesellschafter „Arbeitskreis Lernen und Helfen in 
Übersee e.V" (4 Vertreter), Entwicklungshelfer- 
schaft des DED (2 Vertreter) sowie die Beschäftigten 


der DED (ein Vertreter). 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 17 18 

davon Bund: 7 7 

Anzahl der Frauen: 3 5 

davon Bund: 0 1 


6. Kuratorium des Deutschen Instituts 

für Entwicklungspolitik gGmbH (DIE), Berlin 

1. Natur des Gremiums/ Aufgaben: 

Überwachung der Geschäftsführung, der Inhalte der 
Ausbildungs-, Forschungs- und Beratungstätigkeit, 
Prüfung von Jahresabschluß und Lagebericht der 
Gesellschaft u. a. 

2. Rechtsgrundlage: 

GmbH-Gesetz, Gesellschaftsvertrag 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Das Kuratorium des DIE hat 13 Mitglieder; davon 
werden berufen 

- 6 vom Gesellschafter Bundesrepublik Deutschland, 

- 3 vom Gesellschafter Land Berlin, 

- 4 von Bund und Land Berlin gemeinsam. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BMZ vertritt den Gesellschafter Bundesrepublik 
Deutschland. Drei dieser 6 Mitglieder sind Vertreter 


der Ressorts AA, BMWi und BMZ. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 13 12 

davon Bund: 6 5 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


7. Kuratorium der Deutschen Stiftung 

für internationale Entwicklung (DSE), Bonn 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Überwachung der Geschäftsführung und der Ver- 
waltung des Stiftungs Vermögens, Bestimmung der 
Richtlinien für die Arbeit der Stiftung, Genehmigung 
der Jahresrechnung u. a. 

2. Rechtsgrundlage: 

Satzung 
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3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

BMZ. Das Bundeskabinett wird vor der Berufung un- 
terrichtet und kann diese entsprechend beeinflussen. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Im Kuratorium sind je ein Vertreter der Ressorts AA, 
BMF, BMWi, BML und BMZ. Vorschlagsberechtigt 
sind der Deutsche Bundestag (6 Vertreter), die Lan- 
desregierungen (6 Vertreter) sowie die Wirtschaft, 
Gewerkschaften und Wissenschaft (3 Vertreter). 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 18 20 

davon Bund: 5 5 

Anzahl der Frauen: 1 2 

davon Bund: 0 0 


Geschäftsbereich des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung (BPA) 

Übersicht 

Organe von Institutionen 

1. Aufsichtsrat der Presseclub Wirtschafts-GmbH 

2. Aufsichtsrat der TransTel-GmbH 

1. Aufsichtsrat der Presseclub Wirtschafts-GmbH 

1. Natur des Gremiums/ Auf gaben: 

Aufsichtsrat 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftssatzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Gesellschafterversammlung bestellt den vierköp- 
figen Aufsichtsrat und wählt den Vorsitzenden und 
den stellvertretenden Vorsitzenden. 


3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

BPA hat ein Vorschlagsrecht für die Wahl des Vorsit- 
zenden und des stellvertretenden Vorsitzenden; Ein- 
flußrechte haben im übrigen die Mitgesellschafter. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für den Vorschlag des BPA ist die Funktion des Ver- 


treters des Bundes maßgebend, 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 4 4 

davon Bund: 2 2 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 


2. Aufsichtsrat der TransTel-GmbH 

1. Natur des Gremiums/Aufgaben: 

Aufsichtsrat 

2. Rechtsgrundlage: 

Gesellschaftssatzung 

3. 1 Entscheidungsträger für Berufung/ 
Zusammensetzung: 

Die Mitglieder des neunköpfigen Aufsichtsrates wer- 
den durch Entsendung der Gesellschafter bestellt. 

3.2 Einflußrechte sonstiger Stellen: 

Die Bundesrepublik Deutschland (AA, BMF und 
BPA) hat ein Entsendungsrecht für drei Aufsichtsrats - 
mitglieder. Einflußrechte haben im übrigen die Mit- 
gesellschafter. 

3.3 Auswahlverfahren: 

Für den Vorschlag des BPA ist die Funktion des Ver- 


treters des Bundes maßgebend. 

4. Frauenanteil: 1990 1997 

Anzahl der Mitglieder: 9 9 

davon Bund: 3 3 

Anzahl der Frauen: 0 0 

davon Bund: 0 0 
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